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Sehr geehrte Damen und Herren

Zu den Artikeln im Einzelnen:

Art. 17a; Grundsätze

Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz; Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreu- 
ung (Art. 17a-17e ArGV 2); Vernehmlassung

Per E-Mail
Staatssekretariat für Wirtschaft

Mit Schreiben vom 28. November 2024 hat das Eidgenössische Departement für Wirtschaft, Bildung 

und Forschung (WBF) die Kantonsregierungen eingeladen, sich zur Änderung der Verordnung 2 zum 

Arbeitsgesetz (Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung, Art. 17a-17e ArGV 2) zu äussern. 

Der Regierungsrat des Kantons Aargau bedankt sich für diese Möglichkeit.

Der Regierungsrat stimmt den Änderungen grundsätzlich zu, sieht aber Präzisierungsbedarf. Als ge­

nereller Hinweis; Aktuell sind nur wenige Betriebe mit hauswirtschaftlichen Leistungen und Unterstüt­

zung in der Alltagsbewältigung dem Gesamtarbeitsvertrag Personalverleih unterstellt.

Mit den neuen Art. 17a-17e soll die Grundlage geschaffen werden, dass der Schutz von Arbeitneh­

menden in einem Dreieckarbeitsverhältnis in der häuslichen Pflege (privater Haushalt-Personalver­

leiher-Arbeitnehmende) gewährleistet und hauswirtschaftliche Leistungen und Unterstützung in der 

Alltagsbewältigung in der Live-in-Betreuung definiert sind.
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Zu Absatz 1 :

a) Aufgrund der Ausführungen ist die Abgrenzung zu den pflegerischen Leistungen nach Art. 17 

ArGV 2 schwierig. Es muss hier ein Wegleitungstext geschaffen werden, in welchen die Aus­

führungen aus dem erläuternden Bericht einfliessen, um eine klare Abgrenzung zu ermögli­

chen.

b) Eine Kombination von Arbeitseinsätzen nach dem neuen Art. 17a (hauswirtschaftliche Leis­

tungen und Unterstützung in der Alltagsbewältigung) und nach dem bestehendem Art. 17 

(Spitex Pflege- und Betreuungsaufgaben) muss möglich sein.

Zu Absatz 4:

Aufgrund der Ausführungen ist die Definition des Bereitschaftsdiensts nicht eindeutig. Es muss ein 

Wegleitungstext geschaffen werden, in welchen die Ausführungen aus dem erläuternden Bericht ein­

fliessen, um eine klare Definition zu ermöglichen.
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Art. 17c; Ruhezeiten

Art. 17d; Pause

Art. 17e; Arbeitszeiterfassung

Zusätzlicher Art. 17f; Regelung Mehrpersoneneinsatz

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung.

Freundliche Grüsse

lamen des Regierungsrats

2 von 2

Dieter Egli 

Landammann

Je nach gesundheitlicher Verfassung der zu betreuenden Person ist ein Visieren der geleisteten Ar­

beitszeiten durch die betreute Person schwierig. Das Visieren der Arbeitszeit soll durch die betreute 

Person oder eine definierte Stellvertretung erfolgen.

Zu Absatz 2:

Der Text ist unklar. Der Bereitschaftsdienst muss im Grundsatz ausgelöst und geleistet sein, um die 

zwei Stunden Pause zu erhalten, ansonsten sind die Pausen gemäss Art. 15 des Bundesgesetzes 

über die Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel (Arbeitsgesetz, ArG) respektive Art. 18 der Verord­

nung 1 zum Arbeitsgesetz (ArGV 1) zu gewähren.

Mit nur einer Person ist die vollumfängliche Betreuung und Unterstützung nicht umsetzbar (die wö­

chentliche Höchstarbeitszeit beträgt 50 Stunden, eine durchgehende 24-Stunden-Betreuung erfor­

dert daher zwingend mehrere Personen). Mit einem zusätzlichen Artikel ist zu regeln, wie der Einsatz 

mehrerer Arbeitnehmenden (fix zugeteilt oder als Springer) im gleichen Einsatzbetrieb umgesetzt 

werden kann.

Der Regierungsrat stimmt der Schaffung der neuen Art. 17a-17e ArGV 2 unter Berücksichtigung der 

oben genannten Anpassungsvorschläge und der Schaffung eines ergänzenden Art, 17f bezüglich 

der Regelung von Mehrpersoneneinsätzen zu.

Es muss ein Wegleitungstext geschaffen werden, in welchem eine eindeutige und abgeschlossene 

Liste der zu verwendenden Zeitelemente der Zeiterfassung genannt werden.

Zu Absatz 2:

Es muss ein Wegleitungstext geschaffen werden, in welchen die Ausführungen aus dem erläutern­

den Bericht einfliessen, um eine klare Definition zu ermöglichen.

xfoana Filippi 

/ Staatsschreiberin
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Herisau, 13. März 2025 

 

Eidg. Konsultation; Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: Sonderbestimmungen 

für die Live-in-Betreuung (Art. 17a–17e ArGV 2); Stellungnahme des Regierungsrates von Ap-

penzell Ausserrhoden 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Mit Schreiben vom 28. November 2024 unterbreitet das Eidg. Departement für Wirtschaft, Bildung und For-

schung den Kantonen die Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: Sonderbestimmungen für die Live-

in-Betreuung (Art. 17a–17e ArGV 2) bis zum 17. März zur Vernehmlassung. 

 

Der Regierungsrat von Appenzell Ausserrhoden nimmt dazu wie folgt Stellung: 

 

Der Regierungsrat spricht sich vom Grundsatz her für die Änderungen der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz 

aus. Dabei begrüsst er, dass die vorliegende Revisionsvorlage unter Einbezug der betroffenen Arbeitgeber- 

und Arbeitnehmerverbände am runden Tisch erarbeitet wurde. Positiv bewertet er auch, dass die Sozialpartner 

des GAV Personalverleih sich zudem auf weitere spezifische Arbeitsbedingungen für die Live-in-Betreuung ge-

einigt haben (wie Lohn oder die vertragliche wöchentliche Arbeitszeit). 

 

Der Regierungsrat weist jedoch darauf hin, dass die Sonderbestimmungen lediglich Unternehmen für häusliche 

Pflege im Rahmen eines Dreieckverhältnisses betreffen (privater Haushalt – Spitexfirma/Personalverleiher – 

Arbeitnehmer/in). Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Betreuungsverhältnissen in Privathaushalten, 

die nicht über ein Dreiecksverhältnis, sondern direkt vom Privathaushalt angestellt werden, gilt die neue Rege-

lung nicht. Vor diesem Hintergrund wird positiv zur Kenntnis genommen, dass das Postulat Samira Marti 

22.3273 ("Grundsatzurteil des Bundesgerichts, endlich den Geltungsbereich des Arbeitsgesetzes auf die  

24-Stunden-Betreuung von älteren Menschen durch Pendelmigrantinnen ausdehnen") aktuell in Bearbeitung 

ist. 

 

  

Eidg. Departement für Wirtschaft,  
Bildung und Forschung  
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Die Formulierungen der Gesetzestexte können nicht vollumfänglich alle Eventualitäten abdecken. Deshalb ist 

es umso wichtiger, dass in den zugehörigen Erläuterungen die notwendigen Ausformulierungen und Präzisie-

rungen gemacht werden. 

 

Der Regierungsrat erachtet die Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz als komplex. Die Formulierun-

gen können so zu Verständnis- und/oder Vollzugsproblemen bei den involvierten Akteuren, insbesondere auch 

den zu schützenden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, führen. Deshalb empfiehlt er Präzisierungen 

und/oder Anpassungen bei bestimmten Artikeln vorzunehmen: 

 

Art. 17a Abs. 2: 

Für die in den Sonderbestimmungen umfassten Tätigkeiten werden häufig Pendelmigrantinnen und -migranten 

aus dem EU-Raum eingesetzt. Diese halten sich in den meisten Fällen für höchstens drei Monate in der 

Schweiz auf (Meldeverfahren). Deshalb ist eine praktische Umsetzung der Kompensation von sonntags geleis-

teter Überzeit innert 26 Wochen durch Freizeit von gleicher Dauer nicht möglich (Art. 8 Abs. 2 ArGV 2). Aus 

diesem Grund sollte auch die Möglichkeit geboten werden, dass die Überzeit in diesen Fällen unmittelbar mo-

netär abgegolten werden kann. 

 

Art. 17a Abs. 3: 

Vom Grundsatz her wird begrüsst, dass die verlangte Unterstellung unter den GAV-Personalverleih als Voraus-

setzung für die Sonderbestimmungen gilt. Jedoch fällt nicht jeder Betrieb, der Personalverleih betreibt, wie bei-

spielsweise gemeinnützige Betriebe, unter die Bewilligungspflicht und werden somit von diesen Sonderbestim-

mungen ausgenommen. Auch kann der GAV Personalverleih nicht mehr als allgemeinverbindlich erklärt sein, 

was ebenfalls die Sonderbestimmungen ausser Kraft setzt. Deshalb sollten alle Dreiecks-Verhältnisse, welche 

Personalverleih darstellen, den Sonderbestimmungen unterstehen, unabhängig davon, ob sie dem GAV Perso-

nalverleih unterstellt oder freiwillig angeschlossen sind. 

 

Art. 17b Abs. 1: 

Die Festlegung einer Reaktionszeit von 30 Minuten im Bereich der Live-in-Betreuung (24-Stunden-Betreuung) 

deckt zum Beispiel Notfälle mit umgehender Intervention nicht ab. Es wird empfohlen, eine Sonderregelung bei 

kürzeren Interventionszeiten zu formulieren. 

 

Art. 17b Abs. 3: 

Dieser Absatz ist sehr kompliziert formuliert und löst einen unverhältnismässig hohen administrativen Aufwand 

bei der Rapportierung und somit auch bei einer allfälligen Überprüfung aus. Die Regelung muss einfacher sein, 

damit die Umsetzung bei den verliehenen Personen klar ist und die Rapportierung effizient möglich ist (z. B. 

Reduktion auf nur zwei Zeitabschnitte anstelle von drei). In der Folge ist schliesslich auch die Überprüfung ein-

facher möglich. 

 

Art. 17c Abs. 2: 

Eine tägliche Ruhezeit von 11 Stunden nimmt nicht Rücksicht auf mögliche Notfälle (z. B. bei einer akuten ge-

sundheitlichen Verschlechterung der zu betreuenden Person in der Nacht). Das Finden einer Ersatzperson in 

der Nacht wird nur sehr schwer möglich sein oder aber es müssen Arbeitnehmende sich in der Bereitschafts-

zeit befinden, was wirtschaftlich keinen Sinn macht. Deshalb soll eine Sonderregelung für Notfälle geschaffen 

werden. 

 



    
   

 

Seite 3/3 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

 

Freundliche Grüsse 

 

Im Namen des Regierungsrates 

    

Thomas Frey, Ratschreiber-Stv.  
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Per  E-Mail  an 
ab-geko@seco.admin.ch 

Appenzell,  20.  Februar  2025 

Änderung  der  Verordnung  2  zum Arbeitsgesetz 
Sonderbestimmungen für  die  Live-in-Betreuung  (Art. 17a  -  Art. 17e  ArGV  2) 
Stellungnahme Kanton Appenzell I.Rh. 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom  28.  November  2024  haben Sie uns  die  Vernehmlassungsunterlagen zur 
Änderung  der  Verordnung  2  zum Arbeitsgesetz (ArGV  2)  zukommen lassen. 

Die  Standeskommission hat  die  Unterlagen geprüft. Sie nimmt wie folgt Stellung: 

Die  ausgearbeiteten Sonderbestimmungen  in Art. 17a  -  Art. 17e  ArGV2 werden auf Ebene 
des  materiellen Rechts unterstützt. Fraglich scheint, inwiefern  die  neuen Bestimmungen  in 
der Praxis  durch  die  Arbeitsinspektorinnen und -inspektoren vollzogen werden können, ins-
besondere da  es  sich um Kontrollen  in  Privathaushalten handelt.  Die  Durchführung  von  Kon-
trollen  in  Privathaushalten wird als besonders heikel eingeschätzt. 

Die in Art. 17a  Abs.  3  ArGV2 verlangte Unterstellung unter  den  Gesamtarbeitsvertrag (GAV) 
Personalverleih wird begrüsst. Zu berücksichtigen ist jedoch, dass dem GAV-Personalverleih 
nur Betriebe unterstellt sind, welche eine kantonale oder eidgenössische. Bewilligung zum 
Personalverleih besitzen. Hingegen fallen nicht alle Betriebe, welche Personalverleih betrei-
ben (z.B. gemeinnützige Betriebe) unter  die  Bewilligungspflicht. Diese unterstehen folglich 
nicht dem GAV Personalverleih, womit eine Wettbewerbsverzerrung geschaffen wird. 

Wir danken Ihnen für  die  Möglichkeit zur Stellungnahme und grüssen Sie freundlich. 

Im  Au e  von  Landammann und Standeskommission 
Der..Rat hreiber: 

Zur Kenntnis  an: 
- Volkswirtschaftsdepartement Appenzell I.Rh., Marktgasse  2, 9050  Appenzell 
- Ständerat  Daniel  Fässler, Weissbadstrasse  3a, 9050  Appenzell 
- Nationalrat  Thomas  Rechsteiner (thomas.rechsteiner@parl.ch) 

Al 013.12-430.4-1237209 1-1 
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Eidgenössisches Departement für
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF
Bundeshaus Ost
3003 Bern

per E-Mail an: ab-qeko@seco.admin.ch

Liestal, 18. Mär22025
VGD/KIGA/sho

Anderung der Verordnung 2zum Arbeitsgesetz: Sonderbestimmungen für die Live'in'Be'
treuung (Art. 17a - 17e ArGV 2), Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin
Sehr leehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 28. November 2Q24 hat das Eidgenössische Departement fÜr Wirtschaft, Bil-

dung und Forschung WBF dem Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft die Vorlage zur An-

derung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz (ArGV 2;5R822.112) betreffend die Live-in-Betreu-

ung zükommen lassen und zur Vernehmlassung eingeladen. Mit den neu vorgesehenen Artikeln

flä - 17e E-ArGV2 sollen besondere Bestimmüngen für Arbeitnehmende eingeführt werden, wel-

che für die häusliche Pflege einer zu betreuenden Person in deren Haushalt wohnen und im Rah-

men eines Dreiecksverhäitnisses (vorliegend privater Haushalt - Personalverleiher - Arbeitneh-

mende) zum Einsatz kommen. Anlass zu dieser Revision gibt ein Urteil des Bundesgerichts
(2C_4i012020), das in derartigen Dreiecksverhältnissen das Arbeitsgesetz für anwendbar erklärt

hat.

Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme und unterbreiten lhnen hiermit unsere

Vernehmlassung.

1. Allgemeine Bemerkungen

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft befürwortet die Einführung von Sonderbestim-

mungeÄ in dei ArGV 2 zum Schutz von Arbeitnehmenden, welche im Rahmen eines Dreiecksver-

hältnisses die Live-in-Betreuung in Privathaushalten übernehmen. Durch das Zusammenfallen von

Wohn- und Arbeitsort und die dadurch besonders sorgfältig vorzunehmende Abgrenzung zwischen

Arbeits- und Ruhezeiten erscheint dem Regierungsrat eine spezifische Regulierung dieser Art von

Arbeitsverhältn issen si nnvol I und notwend ig.

Grundsätzlich begrüsst der Regierungsrat den Einbezug der betroffenen Sozialpartner in die Aus-

arbeitung der Vorlage mit dem Ziel,im Sinne eines Kompromisses eine tragfähige Lösung zu

schaffen. Kritisch stäht der Regierungsrat hingegen der vorgesehenen Beschränkung des Gel-

tungsbereichs auf Betriebe gegenüber, die dem allgemeinverbindlich erklä1te1 Gesamtarbeitsver-

trad(ave GAV) zum Personalverleih unterstellt sind (Art. 17a Abs. 3 E-ArGV 2): Beim Arbeitsge-

114
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setz und seinen Ausführungsbestimmungen handelt es sich um öffentlich-rechtliche Schutzbestim-

mungen, die unabhängig davon zur Anwendung gelangen müssen, ob ein ave GAV existiert. Et-

was Anderes vorzuschreiben hiesse, dass bei Fehlen einer gesamtarbeitsvertraglichen Einigung

der Sozialpartner oder beim Wegfall der Allgemeinverbindlichkeit die in der ArGV 2 vorgesehenen

Sonderbestimmungen für Live-in-Betreuungsverhältnisse nicht greifen würden. Eine Unterschei-

dung zwischen Betrieben, auf welche der ave GAV zum Personalverleih angewendet wird oder die

sich diesem freiwillig anschliessen, und anderen Betrieben, die in Dreieckskonstellationen Arbeit-
nehmende in Privathaushaltungen einsetzen, überzeugt den Regierungsrat nicht, zumal auch das

Bundesgericht keine derartige Unterscheidung getroffen hat. Der Regierungsrat ist der Meinung,

dass die geplanten Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung für sämtliche Arbeitnehmen-

den gelten sollten, die derartige Leistungen in einem Dreiecksverhältnis erbringen.

2. Zu den vorgeschlagenen Bestimmungen

Zu denvorgeschlagenen Bestimmungen hat der Regierungsrat die folgenden Anmerkungen:

Redaktionelle Hinweise

ln gesetzesredaktioneller Hinsicht fällt auf, dass die mit fünf Artikeln zur Live-in-Betreuung vorge-
schlagene Ergänzung im 3. Abschnitt der ArGV 2 nicht der herkömmlichen Systematik entspricht.
Der R-egierungsrat regt an, sämtliche arbeitsrechtlichen Sonderbestimmungen in den 2. Abschnitt
der ArGV 2 zu transferieren und im 3. Abschnitt idealerweise nur einen Artikel aufzunehmen, wel-

cher eine Definition der hauswirtsch.aftlichen Leistungen sowie der Betreuung und Unterstützung in

der Alltagsbewältigung enthält. lm Übrigen soll auf die Sonderbestimmungen im 2. Abschnitt ver-

wiesen werden.

Der Regierungsrat schlägt zudem vor, die neuen Sonderbestimmungen unter den vereinfachenden

Titel der Live-in-Betreuungsdienste zu stellen.

U mfassender Geltu ngsbereich

Wie oben ausgeführt, beantragt der Regierungsrat, den Geltungsbereich der Sonderbestimmun-
gen für die Live-in-Betreuung auf sämtliche Arbeitnehmenden auszuweiten, welche hauswirtschaft-

äche Leistungen in einem Dreiecksverhältnis erbringen und nicht auf den Personalverleih zu be-

schränken:

Dies bedingt eine Anpassung des Wortlauts von Arl. 17a Abs. 1 E-ArGV 2 dahingehend, dass

nicht von Arbeitnehmenden gesprochen wird, die an einen privaten Haushalt verliehen, son-

dern die <(. ..) in einem privaten Haushalt eingesetzt (...)> werden und im Haushalt der betreu-

ten Person wohnen.
Art. 17aAbs. 3 E-ArGV 2 ist aus den eingangs genannten Gründen zu streichen.

Auch in Art. 17e E-ArGV 2 sollte der Begriff des Personalverleihers durch eine allgemeinere
Umschreibung des Arbeitgebenden ersetzt werden.

Mehr Klarheit und Rechtssicherheit

Der Regierungsrat stellt fest, dass der vorliegende Entwurf - auch in Kombination mit den allge-

meinen arbeitigesetzlichen Vorschriften - sehr komplex und mitunter nicht ausreichend klar for-
muliert ist. Dies kann zu Verständnisproblemen und Vollzugsfragen auf Seiten der Arbeitnehmen-
den und Arbeitgebenden, aber auch bei den Arbeitsinspektoraten führen:

t,t

Anderung der Verordnung2zum Arbeitsgesetz: Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung (Art. 17a- 17e ArGV 2), Vernehmlas-.,

sungsan[rort, 18. Märzio2s 214
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Beim Bereitschaftsdienst, der auch ausserhalb des Haushalts geleistet werden kann, ist bei-

spielsweise unklar, ob die Wegzeit gleich wie bei Piketteinsätzen an die Arbeitszeit anzurech-
nen ist (Art. 17b Abs. 1 E-ArGV Z). fUr den Regierungsrat ist kein Grund ersichtlich, beim Be-

reitschaftsdienst im Rahmen von hauswirtschaftlichen Leistungen diesbezüglich Raum für
eine andere Handhabung zu lassen. Demnach sollte die analoge Anwendung von Art. 15

Abs. 2 Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz (ArGV 1;5R822.111) expli2it festgehalten werden.

Die Regelung zur Aufteilung des Bereitschaftsdienstes in maximal drei Zeitabschnitte und die

Berechhung der Arbeitszeiten bei effektiv geleisteten Einsätzen ist kompliziert und ausle-
gungsbedürftig (Art. 17b Abs. 3 E-ArGV 2). Fehler bei der Erfassung der Arbeitszeiten und un-

tersönieOtiche lnterpretationen bei einer Arbeitszeitkontrolle können die Folge sein. Dem Re-
gierungsrat erscheinen deshalb konkretisierende Ausführungen in der Wegleitung des Staats-

iekretäriats für Wirtschaft (SECO) mit aussagekräftigen Beispielsfällen wichtig.

Die Normierung der Ruhezeiten in Art. 17c E-ArGV 2 kann im Verhältnis zu Art. 15a Abs. 2
Bundesgesetz über die Arbeit in lndustrie, Gewerbe und Handel (Arbeitsgesetz, ArG; SR

822.11) sowie zu Art. 19 Abs. 1 und 2 ArGV 1 zu Missverständnissen führen. lm Verordnungs-
text oOär zumindest in der Wegleitung sollte ausdrücklich festgehalten werden, ob diese Ru-

hezeitvorschriften mit Art. 17c E-ArGV 2 wegbedungen werden oder zusätzlich zur Anwen-
dung gelangen sollen.
ln Abweichung von der allgemeinen Pausenregelung im Arbeitsgesetz muss gemäss den Er-

läuterungen zu Art. 17d Abs. 1 E-ArGV 2eine dertäglichen Pausen mindestens 60 Minuten
lang sein. Diese Aussage geht in dieser Klarheit nicht aus dem Wortlaut der Verordnungsbe-

stimmung hervor. Zur Verdeutlichung schlägt der Regierungsrat daher vor, den Wortlaut von

Art. 17d Abs. 1 E-ArGV 2 analog zu dessen Absatz 2 mit der Formulierung ((...) eine zusam-
menhängende Pause von mindestens einer Stunde (...), zu präzisieren.

Ausserdem ist unklar, ob abgesehen von dieser explizit vorgesehenen Abweichung die Rege-

lungen in Art. 15 ArG und Art. 18 ArGV 1 anwendbar sind oder nicht.

E i ngeschränkte Prakti kabi lität

Wie der erläuternde Bericht festhält, wird diese Art von Arbeitsverhältnis oft mit Pendelmigrantin-

nen und -migranten abgeschlossen. Diese halten sich im Rahmen des ausländerrechtlichen Mel-

deverfahreni während höchstens drei Monaten in der Schweiz auf, um im Anschluss wieder in ihre

Herkunftsländer zu reisen. Es ist darauf hinzuweisen, dass beim Einsatz von Pendelmigrantinnen

und -migranten bei der Live-in-Betreuung Vorbehalte betreffend Zweckmässigkeit und Kontrollier-

barkeit der geplanten Regelungen angebracht werden müssen. Dies betrifft namentlich die vorge-

sehene KoÄpensation von sonntags geleisteter'Überzeit während eines Zeitraums von 26 Wo-
chen (Art. 17a Abs. 2 E-ArGV 2 i.V.m. Art. I Abs. 2 ArGV 2). Auch die Vorgabe, wonach im Kalen-

derjahr mindestens 12freie Sonntage zu gewähren sind, wobei diese unregelmässig auf das Jahr
verieilt werden können, dürfte in solchen Fällen in der Praxis kaum eine Rolle spielen (Art. 17a

Abs. 2 E-ArGV 2 i.V.m. Art.12 Abs. 2 ArGV 2).

Die grundsätzliche Pflicht zur Erfassung der Arbeitszeiten ist in Art. 73 ArGV 1 geregelt. Als H.aupt-

grunl, weshalb mit Art. 17e E-ArGV 2 eine zusätzliche Bestimmung zur Arbeitszeiterfassung bei

der Live-in-Betreuung geschaffen werden soll, macht der Regierungsrat die besonderen Visie-
rungspflichten aus. Dazu ist anzumerken, dass eine Gegenzeichnung der Arbeitszeitrapporte

duröh die betreute Person nicht in jedem Fall möglich sein wird und angesichts der vage umschrie-

benen Visierungsmodalitäten durch den Arbeitgebenden weitere Unklarheiten bestehen. Wie die

Arbeitsinspektoiate im Rahmen ihrer Kontrolltätigkeit mit nicht oder unzureichend visierten Arbeits-
zeiterfassungen umzugehen haben, ist nicht geklärt. lnsgesamt erscheint die vorgesehene Visie-
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rungsregelung wenig praktikabel und dürfte dem dahinterstehenden Kontrollbedürfnis nicht'in je-

Oem fatt gerecht werden. Es sollte geprüft werden, ob Art. 73 ArGV 1 auf sinnvolle Weise ergänzt
und auf eine Sonderbestimmung für die Live-in-Betreuung verzichtet werden kann.

Wir danken lhnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen

Hochachtungsvoll

Jlt

[,//e*, Drr*.v
lsaac Reber
Regierungspräsident

Elisabeth Heer Dietrich
Landschreiberin
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Rathaus, Marktplatz 9
CH-4001 Basel

Tel: +41 61 267 85 62
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www.bs.ch/regierungsrat

Per E-Mail an:

ab-geko@seco.admin.ch

Staatssekretariat für Wirtschaft SECO

Basel, 25. Februar 2025

Regierungsratsbeschluss vom 25. Februar 2025

Vernehmlassung Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: Sonderbestimmungen
für die Live-in-Betreuung (Art. 17a - 17e ArGV 2); Stellungnahme des Kantons Basel-Stadt

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme in rubrizierter Angelegenheit. Nachfol-
gend finden Sie unsere Einschätzung.

Es ist sinnvoll und notwendig, dass auf den Bundesgerichtsentscheid 2C_470/2020 reagiert wird.
Der Entwurf ist grundsätzlich zu befürworten. Allerdings ist er sehr komplex und nicht ausrei-
chend klar formuliert, was zu diversen Verständnis- und Vollzugsproblemen bei den involvierten
Akteuren, insbesondere auch den zu schützenden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, führen
kann. Ebenfalls nicht zu unterschätzen ist der Aufwand für die kantonalen Vollzugsbehörden für
die Arbeitszeitkontrolle. Durch Präzisierung und Vereinfachung des Entwurfs könnte ein möglichst
reibungsloser und einheitlicher Vollzug sichergestellt und das Eingreifen von Behörden und Ge-
richten auf ein Minimum reduziert werden.

Systemaiik
Der Entwurf beinhaltet im 3. Abschnitt der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz (ArGV 2) eine Reihe
von Artikeln, die sich auf Betriebe und die von ihnen beschäftigten Arbeitnehmer und Arbeitneh-
merinnen beziehen, die zur Erbringung von hauswirtschaftlichen Leistungen sowie der Betreuung
und Unterstützung in derAlltagsbewältigung herbeigezogen werden. Dies ist ein Novum, da im
3. Abschnitt normalerweise die unterstellten Betriebsarten sowie Arbeitnehmer und Arbeitnehme-
rinnen aufgeführt werden und in den einzelnen Bestimmungen auf die Sonderbestimmungen im
2. Abschnitt verwiesen wird. Vorliegend werden jedoch sowohl besondere Bestimmungen, welche
eigentlich im 2. Abschnitt Eingang finden müssten, festgehalten, als auch aufSonderbestimmun-
gen des 2. Abschnittes verwiesen. Diese Systematik macht die für den Laien ohnehin anspruchs-
volle Lektüre der Verordnung unnötigerweise noch komplexer. Die besonderen Bestimmungen
sollten daher im 2. Abschnitt eingefügt werden. Im 3. Abschnitt sollte nur ein Artikel vorgesehen
werden, der einerseits den Grundsatz der hauswirtschaftlichen Leistungen sowie Betreuung und
Unterstützung in derAlltagsbewältigung erläutert und andererseits Verweise auf die Sonderbe-
Stimmungen im 2. Abschnitt enthält.
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Art. 17a Abs. 1 E-ArGV2
Die Definition des Anwendungsbereichs ist grundsätzlich zweckmässig formuliert. Gemäss dem
erläuternden Bericht sind medizinische Pflegeleistungen ausgeschlossen, jedoch fallen Leistun-
gen i.S.v. Art. 7 Abs. 2 lit. c der Krankenpflege-Leistungsverordnung unter die Bestimmungen.
Um einen einheitlichen Vollzug zu gewährleisten, ist es eine klare Abgrenzung wichtig. Dies kann
beispielsweise anhand einer Liste mit den typischen Tätigkeiten, welche unter die Sonderbe-
Stimmungen fallen, oder anhand einer Präzisierung im Wegleitungstext erfolgen.

Um in den Anwendungsbereich der Bestimmungen zu fallen, muss der beschäftigte Arbeitnehmer
oder die beschäftigte Arbeitnehmerin unter anderem im Haushalt der betreuten Person wohnen.
Somit entfällt die Anwendung der Sonderbestimmungen aufArbeitnehmerinnen oderArbeitneh-
mer, die eingesetzt werden, falls die Anzahl Einsätze im Bereitschaftsdienst für die primär mit der
Betreuung beauftragten und im gleichen Haushalt wohnenden Personen überschritten werden
oder auf die Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer, welche die Einsätze organisieren. In diesem
Zusammenhang überzeugt der Verordnungsentwurf in Art. 17a Abs. 2 E-ArGV 2 nicht, da er von
«auf die Betriebe sowie Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen nach Abs. 1» spricht. «die Betriebe
sowie» ist somit zu streichen.

Art. 17aAbs.2E-ArGV2
Der Verweis auf Art. 8 Abs. 2 ArGV 2 ist nicht zweckmässig. Häufig werden Pendelmigrantinnen
und -migranten aus dem EU-Raum für die umfassten Tätigkeiten eingesetzt. Diese halten sich
häufig im Rahmen des ausländerrechtlichen Meldeverfahrens während höchstens drei Monaten
in der Schweiz auf. Eine Kompensation von sonntags geleisteter Überzelt während eines Zeit-
raums von 26 Wochen passt daher nicht. Die Anwendbarkeit der Sonderbestimmung hätte zu-
dem zur Folge, dass Arbeitszeitkontrollen ohne Notwendigkeit sehr viel aufwändiger wären.

Art. 12 Abs. 2 ArGV 2, wonach im Kalenderjahr mindestens 12 freie Sonntage zu gewähren sind,
wird in der Praxis bei einem Aufenthalt von 3 Monaten kaum eine Rolle spielen, da sie unregel-
massig auf das Jahr verteilt werden dürfen. In der laufenden oder darauffolgenden Woche, in der
am Sonntag gearbeitet wird, muss im unmittelbaren Anschluss an die tägliche Ruhezeit eine wö-
chentliche Ruhezeit von 36 aufeinander folgenden Stunden gewährt werden. Diese verlängert
sich damit auf insgesamt 47 Stunden. Es ist zu bezweifeln, dass eine solche Regelung den Be-
dürfnissen derArbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer entspricht, was letztlich auch zu Schwierig-
keiten bei der Rekrutierung von geeignetem Personal führen könnte.

Praxisgerechter wäre der Verweis auf Art. 8 Abs. 1 ArGV 2, wonach die am Sonntag geleistete
Uberzeitarbeit innert 14 Wochen durch Freizeit von gleicher Dauer auszugleichen ist. Alternativ
und für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wahrscheinlich interessanter wäre eine monetä-

re Entschädigung. Hinzu kommt, dass der Freizeitausgleich, sofern zwischenzeitlich eine Ausrei-
se aus der Schweiz erfolgt ist, für die Behörde faktisch nicht überprüfbar ist.

Art. 17aAbs.3E-ArGV2
Die verlangte Unterstellung unter den GAV Personalverleih als Voraussetzung für die Anwend-
barkeit der Ausnahmebestimmungen sorgt an sich für eine erhebliche Verbesserung der Arbeits-
bedingungen. Fortan dürfte der GAV Personalverleih für die überwiegende Mehrheit der verliehe-
nen Live-in-Betreuungspersonen gelten. Die Live-in-Betreuungspersonen profitieren neben den
sozialpartnerschaftlich festgelegten Mindestlöhnen und Entschädigungen für Bereitschaftsdienst
sowie Nacht- und Sonntagsarbeit auch von einer obligatorischen Krankentaggeldversicherung.
Somit ist aus Sicht des Arbeitnehmerschutzes die Regelung nachvollziehbar, überzeugt aber aus
diversen Gründen nicht.

Dem GAV Personalverleih sind nur Betriebe unterstellt, die eine kantonale oder eidgenössische
Bewilligung zum Personalverleih besitzen und deren Haupttätigkeit der Personalverleih ist. Je-
doch fällt nicht jeder Betrieb, der Personalverleih betreibt, unter die Bewilligungspflicht. In der
Praxis gibt es Betriebe, welche Live-in-Betreuung anbieten und nicht bewilligungspflichtig sind
und demnach nicht dem GAV Personalverleih unterstehen. Dies schafft Wettbewerbsverzerrun-

Seite 2/5



Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt

gen. Ausserdem ist eine Unterstellung unter den GAV Personalverleih für die Anwendbarkeit der
Sonderbestimmungen insbesondere dann problematisch, wenn der GAV Personalverleih nicht
mehr als allgemeinverbindlich erklärt wird, sei es nur vorübergehend oder gar ganz aufgelöst
werden sollte. Die Betriebe und die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wüssten nicht mit Si-
cherheit, wie lange die Sonderbestimmungen auf sie Anwendung finden und befänden sich somit
diesbezüglich in einem Schwebezustand. Da die Live-in-Betreuung ohne Anwendbarkeit der
Sonderbestimmungen faktisch nicht mehr umsetzbar wäre, wäre damit möglicherweise der Stel-
lenverlust verbunden. Um dies zu vermeiden, sollten alle Dreiecks-Verhältnisse, welche Perso-
nalverleih darstellen, den Sonderbestimmungen unterstehen, unabhängig davon, ob sie dem
GAV Personalverleih unterstellt oder freiwillig angeschlossen sind oder nicht.

Der Verweis auf die sozialpartnerschaftlich festgelegten Arbeitsbedingungen ist nachvollziehbar,
jedoch sollte er nicht Eingang in einen Rechtserlass finden, welcher damit vom Verhandlungser-
gebnis der Sozialpartner abhängig gemacht wird. Die Verordnung darf auch nicht vorschreiben,
dass die Sozialpartner für die Betriebe die Arbeitsbedingungen betreffend die Vergütung des Be-
reitschaftsdienstes und die Sonntags- und Nachtarbeit regeln müssen. Es ist fraglich, ob eine
solche Bestimmung dem geltendem Recht entspricht und auf dieser Normstufe möglich ist. So
sprechen sowohl die Tarifautonomie als Teil der Vertragsfreiheit als auch die indirekte negative
Koalitionsfreiheit dagegen. Ausserdem geht aus dem Verordnungsentwurf nicht klar hervor, in-
wiefern die Sozialpartner die Sonntags- und Nachtarbeit regeln sollen. Insofern ausschliesslich
die Vergütung von Bereitschaftsdienst und Sonn- und Nachtarbeit gemeint ist, und nicht die wei-
teren Vorgaben für diese Einsätze, hat der Entwurf einen redaktionellen Fehler («der» anstatt
«die» Sonntags- und Nachtarbeit). Gemäss erläuterndem Bericht wird in der aktuell geltenden
Vereinbarung festgelegt ist, dass insbesondere für Nachtarbeit ein Lohnzuschlag von mindestens
25% geschuldet ist. Das Arbeitsgesetz sieht für dauernde oder regelmässig wiederkehrende
Nachtarbeit ein Zeitzuschlag von 10% vor. Gemäss Art. 22 ArG kann ein Zeitzuschlag nicht durch
Geldleistungen ersetzt werden. Daraus resultiert, dass vorliegend ein 10% Zeitzuschlag und ein
25% Lohnzuschlag zu gewähren wäre, wobei die Vollzugsorgane des ArG lediglich den Zeitzu-
schlag kontrollieren. Zudem ist unklar, was die Konsequenzen sind, wenn die Sozialpartner keine
Regelung finden - dies sollte geklärt und in der Verordnung festgehalten werden (vgl. Z.B.
Art. 11 Abs. 3ter BVG oder Art. 335J OR).

Art. 17bAbs. 1 E-ArGV2
Es ist fraglich, ob eine Interventionszeitvon 30 Minuten im Bereich der Live-in-Betreuung realis-
tisch ist. Eine Sonderregelung bei kürzeren Interventionszeiten analog des bisher einzig auf
Krankenanstalten und Kliniken anwendbaren Art. 8a Abs. 2 ArGV 2 wäre sinnvoll.

Zudem ist unklar, inwiefern die Wegzeit als Arbeitszeit anzurechnen ist. Im erläuternden Bericht
wird lediglich ausgeführt, dass innerhalb des gleichen Zeitabschnittes nur der effektive Arbeits-
einsatz als Arbeitszeit zählt. Im Rahmen des Pikettdienstes ist die Anrechnung der nötigen Weg-
zeiten als Arbeitszeit zwingend, wenn der Pikettdienst ausserhalb des Betriebes erfolgt. Der Ver-
ordnungsentwurf ist aus Sicht des Arbeitnehmerschutzes dahingehend zu konkretisieren, dass
Art. 15 Abs. 2 ArGV 1 analog Anwendung findet, weil die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer
sich während des Bereitschaftsdiensts sowohl inner- als auch ausserhalb des Haushalts bereit-
halten kann.

Gemäss erläuterndem Bericht stellt die Gewährleistung des Bereitschaftsdienstes einen mass-
geblichen Teil der vereinbarten Arbeitsleistung dar und ist nicht bloss eine ausnahmsweise ge-
leistete Zusatzleistung für Notfälle wie beim Pikettdienst. Deshalb muss diese Zeit auch klar von
der Ruhezeit abgegrenzt werden. Auch ist eine klare Regelung zum Verhältnis zu anderen Be-
Stimmungen über die Arbeitszeit wichtig. Die allgemeinen Bestimmungen über die Arbeitszeit
(Art. 10 ArG für Tages- und Abendarbeit und 17a ArG für Nachtarbeit) sind auf den Pikettdienst
nicht anwendbar. Andere Bestimmungen, insbesondere diejenigen über die wöchentliche
Höchstarbeitszeit und die Uberzeitarbeit, bleiben anwendbar. Vorliegend ist zu konkretisieren,
welche Bestimmungen durch den Bereitschaftsdienst zur Anwendung gelangen und welche nicht.
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Zur redaktionellen Korrektur muss das Wort «zu» noch vor «gewähren» ergänzt werden.

Art. 17bAbs.2E-ArGV2
Zwar ist die Frequenz des Bereitschaftsdiensts beschränkt, dies jedoch auf einem sehr hohen
Niveau. Der Verordnungsentwurf suggeriert, dass der Bereitschaftsdienst nur an einem Arbeits-
tag zulässig ist, ohne dass im erläuternden Bericht der Grund dafür erklärt wird. So kann es sein,
dass die Einplanung eines Bereitschaftsdienstes bereits vor einem Arbeitstag und somit nicht an
einem Arbeitstag gewünscht oder erforderlich ist. Die vorgesehene Regelung stellt eine unnötige
Einschränkung dar.

Art. 17bAbs.3E-ArGV2
Diese Regelung ist unnötigerweise komplex. So müsste für jeden Block der Bereitschaftszeit ein-
zeln geprüft werden, ob nur die effektiv geleisteten Einsätze oder der gesamte Block als Arbeits-
zeit gilt. Zudem wird dadurch auch die Arbeitszeiterfassung erschwert. Hingegen würde die Auf-
teilung auf höchstens zwei Zeitabschnitte das Kontrollvolumen um einen Drittel reduzieren.
Sodann sollte die Bestimmung dahingehend ergänzt werden, dass die Unterteilung des Bereit-
schaftsdiensts nur in nicht zusammenliegende Zeitabschnitte zulässig ist, um damit Umgehungs-
versuchen vorzubeugen.

Art. 17cAbs.2E-ArGV2:
Aufgrund der unregelmässigen und schlecht planbaren Art der Tätigkeit ist es an sich gerechtfer-
tigt, keine Verkürzung der täglichen Ruhezeit auf weniger als elf Stunden zuzulassen. In der Pra-
xis kann diese Regelung jedoch zu Schwierigkeiten führen. Davon ausgegangen, dass die mini-
male Ruhezeit von vier aufeinander folgenden Stunden nicht erreicht werden kann, beispielswei-
se bei einer akuten gesundheitlichen Verschlechterung der zu betreuenden Person in der Nacht,
müsste der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer unmittelbar nach dem letzten Einsatz die täg-
liche Ruhezeit von elf Stunden nachgewährt werden. Jedoch wird der Arbeitgeber in der Nacht
aber keine Ersatzperson finden. Eine Ausnahmeregelung für Notfälle ist deshalb notwendig.

Art. 17dAbs. 1 E-ArGV2
Durch die Verpflichtung, die einstündige Pause ohne Bereitschaftsdienst zu gewähren, wird den
besonderen Umständen bei der Live-ln-Betreuung Rechnung getragen. Gemäss erläuterndem
Bericht muss die Pause am Stück gewährt und darf entgegen der allgemein gültigen Regelung
nicht aufgeteilt werden. Wir wünschen eine entsprechende Präzisierung im Verordnungsentwurf.
Ausserdem ist unklar, ob abgesehen von der explizit vorgesehenen Abweichung die Regelungen
in Art. 15 ArG und Art. 18 ArGV 1 anwendbar sind oder nicht. Eine Präzisierung, zumindest im
Wegleitungstext, ist wünschenswert.

Art. 17dAbs.2E-ArGV2
Es ist zu begrüssen, dass dem geringeren Erholungswert von Freizeit, während welcher Bereit-
schaftsdienst zu leisten ist, Rechnung getragen wird. Gemäss Art. 10 Abs. 1 und Art. 16 ArG wird
zwischen Tages-, Abend- und Nachtarbeit unterschieden. Im Verordnungsentwurf wird jedoch nur
auf Tages- und Nachtarbeit Bezug genommen. Wir gehen davon aus, dass es sich um ein redak-
tionelles Versehen handelt und auch die Abendarbeit gemeint ist und somit «am Tag und Abend,
der in drei Zeitabschnitte aufgeteilt ist», heissen sollte.

Art. 17eE-ArGV2
Die Vorgaben betreffend Ausgestaltung von Visum und Kontrolle der Arbeitszeiterfassungen
durch den Personalverleihbetrieb erscheinen vage. Die Begriffe «zeitnah» und «Kontrolle» sind
auslegungsbedürftig. Die praktische Umsetzung wird durch den Umstand, dass es sich gross-
mehrheitlich um Pendelmigrantinnen und -migranten handelt, erheblich erschwert. Ausserdem
bleibt unklar, ob lediglich die Arbeitszeiten oder sämtliche Daten, wie Z.B. der Bereitschaftsdienst,
visiert werden muss. Wir wünschen daher eine entsprechende Präzisierung. Unklar ist, weshalb
nicht Art. 73 ArGV 1 entsprechend angepasst wird.
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Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen. Für Rückfragen steht Ihnen gerne
Michael Mauerhofer, Leiter Bereich Arbeitsbedingungen im Amt für Wirtschaft und Arbeit, micha-
el.mauerhofer@bs.ch, Tel. 061 267 87 78, zurVeri:ügung.

Freundliche Grüsse
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt

Dr. Conradin Gramer

Regierungspräsident

jfe? t/\^\K/^/y^--
Barbara Schüpbach-Guggenbühl
Staatsschreiberin
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Direktion: 	 VVirtschafts-, Energie- und Umweltdirektion 

Klassifizierung: 	Nicht klassifiziert 

Vernehmlassung  des  Bundes: Änderung  der  Verordnung  2  zum Arbeitsgesetz: Sonderbe- 

stimmungen für  die  Live-in-Betreuung  (Art. 17a  -  17e  ArGV  2)  

Stellungnahme  des  Kantons Bern 

Sehr geehrter Herr Bundesrat, 

Sehr geehrte Damen und Herren  

Der  Regierungsrat  des  Kantons Bern dankt Ihnen für  die  Möglichkeit zur Stellungnahme. 

Gemäss Feststellung  des  seco  (bestätigt  2012  durch  den  Bundesgerichts-Entscheid  

2C356)  unterstehen Anbieter, welche Privathaushalten sogenannte Live-In  Betreuende 

überlassen, dem Arbeitsvermittlungsgesetz (AVG).  Es  handelt sich um Personalverleih. 

Dadurch sind diese Arbeitnehmenden dem allgemeinverbindlich erklärten GAV-Personal-

verleih unterstellt. 

Das Bundesgericht entschied zudem, dass diese Arbeitnehmenden dem Arbeitsgesetz un-

terstellt seien (BGE  148 II 2023).  

Konstitutive Merkmale  der  Live-In  Betreuung sind, dass  die  oder  der  Arbeitnehmende im 

Privathaushalt  der  Klientin oder  des  Klienten lebt und sich nebst  der  Arbeitszeit während 

eines gewissen Zeitraums für Einsätze zur Verfügung hält.  Die  Live-In  Betreuung wird vor 

allem durch sogenannte Pendelmigrantinnen und -migranten erbracht. Mit diesen konstituti-

ven Merkmalen einher geht eine erhöhte Vulnerabilität  der  Arbeitnehmenden für Arbeits-

ausbeutung. 

Anderweitige Live-In  Arbeitsverhältnisse, namentlich Direktanstellungen  in  Privathaushal-

ten, sind nicht dem ArG unterstellt und benötigen keine Sonderbestimmungen.  

Die  Sonderbestimmungen sind ein Kompromiss,  der in  einem tripartiten Prozess zwischen 

Organisationen  der  Arbeitgebenden und Arbeitnehmenden sowie dem  seco  ausgehandelt 

wurden. 
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Kanton Bern  

Canton de Berne 

Der  Regierungsrat  des  Kantons Bern stimmt daher diesem nationalen Kompromiss  der  So-

zialpartner zu und unterstützt  die  Änderung  der  Verordnung  2  zum Arbeitsgesetz. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen  des  Regierungsrates  
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Evi  Allemann 
	

Christoph  Auer  

Regierungspräsidentin 
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 Conseil d’Etat CE 

Staatsrat SR 

 

Route des Arsenaux 41, 1700 Fribourg 

 

T +41 26 305 10 40 

www.fr.ch/ce 

 

Fribourg, le 21 janvier 2025 

2025-197 
Révision de l'ordonnance 2 relative à la loi sur le travail. Dispositions spéciales pour 
la prise en charge « Live-in » (art. 17a - 17e OLT 2) - Procédure de consultation 

Monsieur le Conseiller fédéral, 

Madame, Monsieur, 

Le Conseil d’Etat a examiné en détail le projet de révision de l'ordonnance 2 relative à la loi sur le 

travail (OLT 2). Il arrive à la conclusion que les articles 17a - 17e OLT 2 ne donnent lieu à aucune 

remarque particulière sur le plan du droit matériel et le canton de Fribourg peut donc s’y rallier. 

Cependant, le Conseil d’Etat se demande dans quelle mesure ces nouvelles dispositions pourront 

faire l’objet de contrôles dans la pratique, par les inspecteurs-trices du travail, d'autant plus qu'il 

s'agit de contrôles dans des ménages privés. Dans ce contexte, la compatibilité avec les 

compétences des inspecteurs-trices nous semble problématique, dès lors qu’il est démontré que 

l’exercice de contrôles au sein de ménages privés est particulièrement délicat. En tout état de cause, 

il nous semble que ces différents aspects doivent être clarifiés pour permettre aux inspecteurs-trices 

du travail de planifier et d'effectuer les contrôles induits par les nouvelles dispositions. 

Tout en vous remerciant de nous avoir consultés, nous vous prions de croire, Monsieur le Conseiller 

fédéral, Madame, Monsieur à l’assurance de nos sentiments les meilleurs. 

 

 

Au nom du Conseil d’Etat : 

Jean-François Steiert, Président 

 

 

 

 

Danielle Gagnaux-Morel, Chancelière d’Etat 
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Copie 

— 

à la Direction de l’économie, de l’emploi et de la formation professionnelle, pour elle et le Service public de l’emploi ; 

à la Chancellerie d'Etat. 

 















kanton Slarus ffi
Telefon 055 646 6011112115
E-Mail : staatskanzlei@gl.ch
www.gl.ch

Regierungsrat
Rathaus
8750 Glarus

Eidgenössisches Departement
für Wirtschaft, Bildung und
Forschung WBF
Holzikofenweg 36
3003 Bern

Glarus, 4. Mär22025
U nsere Ref'. 2024-286 / SKGEKO.4766

Vernehmlassung i. S. Revision der Verordnungen 2 zum Arbeitsgesetz (ArGV 2;
SR 822.1 121, Arl. 17 a-17 e

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Das Eidgenössische Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung gab uns in ein-
gangs genannter Angelegenheit die Möglichkeit zur Stellungnahme. Dafür danken wir und
lassen uns gerne wie folgt vernehmen:

1. Grundsätzliche Einschätzung

Der Kanton Glarus befürwortet, dass auf den Bundesgerichtsentscheid 2C_47012Q20 rea-
giert und unter Einbezug der Sozialpartner eine massgeschneiderte Lösung ausgearbeitet
wurde. Erlauben Sie uns die Anmerkung, dass wir den Entwurf der neu geschaffenen Best-
immungen als sehr komplex empfinden. Dies kann zu diversen Verständnis- und Vollzugs-
problemen bei den involvierten Akteuren, insbesondere auch den zu schützenden Arbeitneh-
menden führen. Durch eine Präzisierung und Vereinfachung der Bestimmungen, könnten die
Regeln einfacher anwendbar sein und könnte ein möglichst reibungsloser und einheitlicher
Vollzug sichergestellt werden.

Zudem: Aufgrund der Komplexität der Bestimmungen, ist der mit der Arbeitszeitkontrolle
durch die kantonalen Vollzugsbehörden verbundene Aufiryand nicht zu unterschätzen.

2. Anmerkungen und Anträge zu den einzelnen Bestimmungen / Anderungen

Betreffend die einzelnen Anmerkungen zu Art. 17a bis Art. 17e ArGV 2 venrueisen wir auf die
Stellungnahme des lnterkantonalen Verband für Arbeitnehmerschutz (lVA) vom 3. Februar
2Q25 und des Verbands Schweizerischer Arbeitsmarktbehörden (VSAA) vom 14. Februar
2025.

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen. Bei Fragen stehen wir gerne
zur Verfügung.



Genehmigen Sie, hochgeachteter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, den
Ausdruck unserer vorzüglichen Hochachtung.

erungsrat
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Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: Sonderbestimmungen für die 

Live-in-Betreuung (Art. 17a-17e ArGV2) 

Vernehmlassung 

 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 28. November 2024 in erwähnter Sache und 

bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

 

Als Reaktion auf ein Urteil des Bundesgerichts ist es grundsätzlich zu begrüssen, die 

vorgesehenen Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung in Verordnung 2 zum 

Arbeitsgesetz (ArGV 2; SR 822.112) aufzunehmen. Allerdings ist der Entwurf an ver-

schiedenen Stellen zu komplex und unklar formuliert, was zu Verständnis- und Voll-

zugsproblemen bei den involvierten Akteuren führen kann. Eine Präzisierung und 

Vereinfachung würde den einheitlichen Vollzug erleichtern und den behördlichen Auf-

wand reduzieren.  

 

Hervorzuheben sind unseres Erachtens folgende grundlegenden Punkte:  

mailto:ab-geko@seco.admin.ch
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- Zu Art. 17a Abs. 1 E-ArGV 2: Zwar ist der Anwendungsbereich grundsätzlich 

verständlich formuliert. Wir erachten es aber als wichtig, dass in den Wegleitun-

gen zur Bestimmung präzisiert wird, was genau unter die Betreuung und Unter-

stützung in der Alltagsbewältigung fällt, damit die Abgrenzung zu medizinischen 

Pflegeleistungen klar definiert ist.  

 

- Zu Art. 17a Abs. 3 E-ArGV 2: Die Unterstellung unter den GAV Personalverleih 

verbessert die Arbeitsbedingungen für Live-in-Betreuungspersonen erheblich, 

insbesondere durch bessere Mindestlöhne, Entschädigungen für Bereitschafts-

dienst sowie eine Krankentaggeldversicherung. Allerdings sind nicht alle Be-

triebe, die Personalverleih betreiben, bewilligungspflichtig und damit dem GAV 

unterstellt, was Wettbewerbsverzerrungen schafft. Um eine Gleichbehandlung 

zu gewährleisten, sollten alle Personalverleih-Dreiecksverhältnisse den Son-

derbestimmungen unterstehen, unabhängig von der GAV-Unterstellung. 

 

Wir danken für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

 

 Freundliche Grüsse 

 

  

 Namens der Regierung 
 Der Präsident: Der Kanzleidirektor: 

     

   Marcus Caduff  Daniel Spadin 

 

 

 



RÉPUBLIOUE ET CANTON DU JURA GOUVERNEMENT

Hôtel du Gouvernement-2 ruedel'Ha ila] 2800Delémont

Département fédéral de l'économie,
de la formation et de la recherche - DEFR
Monsieur le Conseiller fédéral
Guy Parmelin
Palais fédéral
3003 Berne

Par courriel : ab- eko seco.admin.ch

Hôtel du Gouvernement

2, rue de l'Hôpital
CH-2800 Delémont

t +41 32 420 51 11
f +41 32 420 72 01
chancellerie@jura.ch

Delémont, le 11 février 2025

Révision de l'ordonnance 2 relative à la loi sur le travail

Dispositions spéciales pour la prise en charge « Live-in » (art. 17a - 17e OLT 2)

Monsieur le Conseiller fédéral,

Par courrier du 28 novembre 2024, vous avez ouvert la procédure de consultation citée en titre. Le
Gouvernement jurassien en a pris connaissance avec attention et se détermine comme il suit.

Les nouvelles dispositions proposées permettront une protection de la santé efficace dans un
domaine jusqu'ici uniquement soumis aux contrats-types de travail de l'économie domestique
cantonaux de droit dispositif. Cette extension du champ d'application de la loi sur le travail (LTr)
répond à une évolution des pratiques en termes de prise en charge de personnes fragiles qui sont
amenées à se-développer avec le vieillissement de la population. L'Exécutif est favorable au projet
présenté qui constitue un bon compromis entre la protection des travailleurs et la flexibilité requise
pour ce genre de tâches. L'examen attentif des textes amène malgré tout les remarques et questions
suivantes.

Article 17à lieu de résidence de l'em lo e

Le 1er alinéa de l'article 17a spécifie que remployé doit résider dans le ménage où il travaille. Même
si cette situation sera certainement la plus répandue, il est tout à fait envisageable que le travailleur
réside dans un logement à proximité. L'agence de location de services qui remploie pourrait par
exemple mettre un appartement à sa disposition. Limiter l'application des nouvelles dispositions aux
travailleurs vivant dans le ménage ne semble pas opportune.

www.jura.ch/gvt



Char e de travail our les ins ections cantonales du travail

L'élargissement du champ d'apptication de la LTr est souhaitable d'un point de vue de la protection
des travailleurs mais augmentera la charge de travail de l'inspection du travail avec une
réglementation spécifique particulièrement complexe. Il est probable que ce phénomène
s'accentuera avec le vieillissement de la population et donc générera une hausse des coûts
d'exécution pour les cantons. Le rapport du Conseil fédéral de 2015, en réponse au postulat Schmid-
Fédérer 12. 3266 du 16 mars 2012, qui portait sur la même problématique et évoquait l'extension du
champ d'application de la LTr aux ménages privés comme solution possible mentionnait (p. 27) :
En outre, il ne serait pas facile d'attribuer de nouvelles responsabilités de contrôle aux cantons,
désormais également chargés de la supervision des ménages privés, sans envisager une
participation fédérale aux coûts, comme c'est le cas pour le travail au noir ou les mesures
d'accompagnement.

Le Gouvernement partage cet avis d'autant que l'exécution de ce texte est de plus en plus complexe
et que certaines problématiques prennent de plus en plus d'importance, comme les risques
psychosociaux par exemple.

Problémati ue des roches aidants

Le SECO a considéré jusqu'ici que les proches aidants n'entraient pas dans le champ d'application
de la LTr même si ceux-ci sont salariés d'une organisation de soins à domicile (voir courrier du
SECO du 6 avril 2021 au Verband der Spitexorganisationen fur pflengende Angehôrige). Si cette
position est confirmée, il serait souhaitable d'en faire mention au niveau des commentaires du nouvel
article 17a.

Iné alité de traitement

La nouvelle réglementation ne s'adresse qu'au personnel loué par une agence de location de
services à un ménage privé. Un ménage peut donc encore engager du personnel directement et
bénéficier de l'exclusion du champ d'application de la LTr. Ceci entraîne une inégalité de traitement
entre ces deux catégories d'employés qu'il est difficile de justifier. Cette question fera l'objet d'un
rapport au postulat Samira Marti 22. 3273. Dans le cas où une extension du champ d'application de
la LTr serait retenue, le Gouvernement rappelle sa remarque concernant la charge de travail des
inspections cantonales du travail.

En vous remerciant de l'avoir consulté, le Gouvernement jurassien vous prie de croire, Monsieur le
Conseiller fédéral, à l'expression de sa haute considération.

AU NOM DU GOUVERNEMENT DE LA
RÉPUBLIQUE ET C,

^

Martial Courtet
Président

ÊI

JURA

^"
f

'-^o^'

1
Je aptiste Maître
Ch celier d'État
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Gesundheits- und Sozialdepartement 

Bahnhofstrasse 15 

6002 Luzern 

Telefon +41 41 228 60 84 

gesundheit.soziales@lu.ch 

www.lu.ch 

 

 

 

 

Luzern, 11. Februar 2025 

 

Protokoll-Nr.: 133 

 

 

Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: Sonderbestimmungen für die 

Live-in-Betreuung (Art. 17a - 17e ArGV 2) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Mit Schreiben vom 28. November 2024 haben Sie die Kantonsregierungen in eingangs er-

wähnter Angelegenheit zur Stellungnahme eingeladen. Im Namen und Auftrag des Regie-

rungsrates teile ich Ihnen mit, dass der Kanton die Vorlage aus nachfolgenden Gründen ab-

lehnt. 

 

Grundsätzlich ist die Idee, zum Schutz der Beschäftigten im Rahmen einer Live-in-Betreuung 

spezifische Bestimmungen zu schaffen, begrüssenswert. Allerdings weisen die in der vorlie-

genden Vernehmlassung enthaltenen vorgeschlagenen Änderungen eine hohe Komplexität 

auf, ohne jedoch die überaus herausfordernde und heikle Abgrenzung zwischen Arbeits- und 

Ruhezeiten in einer zweckdienlichen Art und Weise vorzunehmen. Zudem läuft die hohe 

Komplexität auch dem Zweck zuwider, die mögliche Prekarität der von diesen Arbeitsverhält-

nissen oft betroffenen Pendelmigrantinnen und Pendelmigranten, welche für eine begrenzte 

Zeit in der Schweiz verweilen, angemessen zu berücksichtigen. 

 

Zusammenfassend muss angenommen werden, dass eine Anwendung der sehr komplizierten 

Vorgaben der Vernehmlassungsvorlage durch die Arbeitnehmenden im Haushalt kaum um-

gesetzt würde und dadurch der Schutzgedanke gegenüber der sehr vulnerablen Gruppe von 

Arbeitnehmenden nicht zum Tragen käme. Selbst unter Zuhilfenahme eines ausgeklügelten 

Werkzeuges zur Arbeitszeiterfassung könnte, durch die fehlende direkte Kontrolle des Verlei-

hunternehmens, nicht gewährleistet werden, dass dieses korrekt bedient würde. Gemäss 

Kommentar wäre aber auch eine Liste in Papierform zu akzeptieren, welche der hohen Kom-

plexität der Arbeitszeiterfassung kaum genügen würde. 

 

 



OMRArchivAnfang±[Schlüsselwörter]±[Kategorie]±±Pamela Viebrock±OMRArchivEnde 
 

 

2401.2003 / VM-GSD-Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: 

Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung 

Seite 2 von 2 

 
 

 

Zu Artikel 17b nehmen wir gerne wie folgt Stellung. 

 

 

Zu Artikel 17b Hauswirtschaftliche Leistungen sowie Betreuung und Unterstützung in der All-

tagsbewältigung: Bereitschaftsdienst  

In Art. 17b Abs. 1 wird in der Vernehmlassungsvorlage „eine Interventionszeit von mindestens 

30 Minuten…" gefordert. Im Erläuterungstext wird der Ausdruck "Reaktionszeit von mindestens 

30 Minuten" verwendet. Hier ist gilt es zu klären, was schlussendlich gemeint ist, und wie der 

Ausdruck Interventionszeit zu verstehen ist.  

Weiter kann den Vernehmlassungsunterlagen nicht abschliessend entnommen werden, in-

wiefern bzw. unter welchen Umständen die Wegzeit zum Haushalt während des Bereit-

schaftsdienstes als Arbeitszeit anzurechnen ist. In den Erläuterungen zu Absatz 3 wird ledig-

lich folgendes ausgeführt: "… innerhalb des gleichen Zeitabschnittes zählt nur der effektive Ar-

beitseinsatz als Arbeitszeit".  

Zum Vergleich hierzu ist in Art. 15 Abs. 2 ArGV1 die Anrechnung der Wegzeit als Arbeitszeit 

im Rahmen des Pikettdienstes wie folgt geregelt: Erfolgt der Pikettdienst ausserhalb des Be-

triebes, so zählen nur die tatsächlich geleisteten Einsatzzeiten sowie die nötigen Wegzeiten als 

Arbeitszeit. 

Folglich muss im vorliegenden Gesetzestext eine Konkretisierung dahingehend vorgenom-

men werden, ob Art. 15 Abs. 2 ArGV1 analog Anwendung findet oder ob im Rahmen einer 

Live-in-Betreuung besondere Regelungen gelten und die Wegzeit nicht als Arbeitszeit ange-

rechnet wird.  

Aus Sicht des Arbeitnehmerschutzes ist jedoch von Letzterem abzusehen bzw. ist auch in die-

sen Sachverhalten die Wegzeit in analoger Anwendung von Art. 15 Abs. 2 ArGV1 als Arbeits-

zeit anzurechnen. 

Ich danke Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und die Berücksichtigung unserer An-

liegen. 

 

 

Freundliche Grüsse 

 

 

 
 

Michaela Tschuor 
Regierungsrätin 

 
 

 

 

  
 



IT
LE coNSErL o'Érrr

DE IA RÉPUBLIQUE ET

CANToN DE NEUCHÂTEL

Envoi par courriel électronique
(Word et PDF)

Département fédéral de l'économie, de la
formation et de la recherche
Palais fédéral est
3003 Berne

ab-qeko@seco.admin.ch

Ouverture de la procédure de consultation relative à la révision de l'ordonnance 2
relative à la loi sur le travail - Dispositions spéciales pour la prise en charge « Live-in »
(art. 17a - 17e OLT 2l

Monsieur le conseiller fédéral,

Le Canton de Neuchâtel vous remercie de lui avoir donné la possibilité de participerà la consultation
fédérale citée sous rubrique. S'il soutient la démarche et la considère comme une nécessité, il

estime toutefois que ce sont l'ensemble des travailleur-euse-s occupé-e-s à des soins domestiques
au domicile d'une personne qui les loge et qui sont en charge d'assister cette demière 24 heures
sur 24 qui doivent être soumis-e-s au régime spécifique prévu, et non les seul-e-s travailleur-euse-
s dont l'employeur-euse est assujetti-e à la loi fédérale sur le service de I'emploi et la location de
services (LSE) et pour lequel s'applique la CCT Location de services. Par ailleurs, la référence à
une CCT ne devrait pas trouver sa place dans un texte de droit public puisqu'elle implique avant
tout les partenaires sociaux.

Le Conseil d'État relève que si les contrats-types de travail (CTT) s'appliquent pour les
particuliers qui contractent en direct, donc sans intermédiaire (associatif ou de location de
service), les employeurs peuvent y déroger dans un contrat écrit. Ces particuliers employeurs
étant exclus du champ d'application de la LTr, les travailleur-euse-s concerné-es continuent
d'échapper à tout contrôle en matière de santé et de sécurité au travail. Dans une telle situation
et afin d'éviter les abus, le Canton de Neuchâtel est favorable à ce que de telles dérogations
au CTT soient possibles tant qu'elles ne péjorent pas les conditions de lravail.

D'un point de vue purement juridique, le Conseil d'État remarque que la systématique du droit
proposée ne respecte pas la logique de fonctionnement de I'OLT 2. Un article dans la section
3 de I'OLT 2 devrait définir la profession de Live-in concernée par les exceptions, et renvoyer
à la section 2, dont l'objet est de lister les exceptions. La section 2 devrait alors contenir les



articles régissant la profession. Cette remarque est importante, la LTr et sa suite
d'ordonnances étant très complexes à comprendre tant pour les entreprises que pour les
lravailleur-euse-s concerné-e-s. La forme juridique proposée ne peut que complexifier et
rendre plus difficile la mise en æuvre du droit en question.

Le Conseil d'Etat regrette égalementque la mise en ceuvre des nouvelles dispositions prévues
ne s'accompagne pas de dotations supplémentaires en personnel, alors que de nouveaux
travailleur-euse-s sont intégré-e-s. Le champ d'application de la LTr évolue et prévoit de plus
en plus de régimes spécifiques (par ex. pour le personnel infirmier et pour les livreuses et
livreurs de plateformes), impliquant un risque de multiplication de ces contrôles. Le nombre de
contrôles par employeur-euse s'en trouvera donc diminué. Des moyens financiers
supplémentaires devront à terme être alloués pour assurer I'effectivité des contrôles liés à ces
nouveaux régimes spécifiques.

Concernant plus particulièrement certains articles, le Canton de Neuchâtel tient à faire part
des remarques suivantes :

L'article 17a al. 1 OLT2 définissant le champ d'application du régime spécifique n'est pas clair.
ll est indiqué que les art. 17a à 17e s'appliquent aux travailleur-euse-s « occupé-e-s » le terme
« loué-e-s » serait plus en phase avec le commentaire. Même remarque pour le terme
« habitent » qui renvoie implicitement à la notion de domicile, alors qu'il s'agit d'être « logé-e-
s » sur le lieu et pour les besoins du travail.

L'article 17a al. 2 qui renvoie à l'art. 8 al. 2 OL12 ne réussit pas à régir I'activité des live-in
effectuées par les migrant-e-s pendulaires de I'UE. En effet, ceux-ci séjournent souvent en
Suisse pendant trois mois au maximum dans le cadre de la procédure d'annonce prévue par
le droit des étrangers. Dans ce contexte, une compensation des heures supplémentaires
effectuées le dimanche pendant une période de 26 semaines n'est pas convaincante. De
même, le renvoi vers I'article 12 al. 2 Olf2 selon lequel au moins 12 dimanches de congé
doivent être accordés dans I'année civile, pose un problème identique si le travailleur-euse-s
ne séjourne que 3 mois en Suisse. Ainsi, il serait plus adapté que le travail supplémentaire
effectué le dimanche ou que les dimanches de congé soient compensés au prorata de la durée
du contrat de travail.

En vous remerciant de I'attention que vous porterez à la présente réponse, nous vous prions de
croire, Monsieur le conseiller fédéral, à I'assurance de notre haute considération.

Neuchâtel, le 5 mars 2025

Au nom du Conseil d'État :

L
11 :,t t La présidente, La chancelière,

S. DESPLAND

t)_
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Sfr,
2

F. R

Enfin, l'article 17d al. l devrait préciser expressément que la pause de 60 minutes journalière
ne peut pas être fractionnée.

t



KANTON
NIDWALDEN

LANDAMMANN UND
REGIERUNGSRAT

Dorfplatz 2, Postfach I 246, 637 I Stans
Telefon 041 618 79 02, w.nw.ch

CH-6371 Stans, Dorfplatz 2, Postfach 1246, STK

PER E.MAIL
Eidgenössisches Departement für Wirtschaft,
Bildung und Forschung WBF
Herr Bundesrat Guy Parmelin
Bundeshaus Ost
3003 Bern

Telefon 041 61 8 79 02
staatskanzlei@nw.ch
Stans, 4. Februar 2025

Anderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz. Sonderbestimmungen für die Live-in-
Betreuung
Stellungnahme des Kantons Nidwalden

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 28. November 2024 haben Sie uns eingeladen, zur Anderung der Verord-
nung 2 zum Arbeitsgesetz, Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung, Stellung zu neh-
men. Wir bedanken uns für die Möglichkeit dazu und lassen uns wie folgt vernehmen.

Wir begrüssen die Vorlage. Die neu ausgearbeiteten Sonderbestimmungen Art. 17a - 17e der
Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz schliessen gestützt auf die aktuelle Rechtsprechung eine
bestehende Gesetzeslücke zugunsten des Gleichbehandlungsgebotes und des Gesundheits-
schutzes von Beschäftigten in einer Live-in-Betreuung. Sie findet eine Breite Unterstützung
der involvierten Sozialpartner. Wir haben keine Einwände.

Wir bitten um Kenntnisnahme

Freundliche
NAME NGSRATES

UN

(

S mid z lic. iur. Armin Eberli
LandschreiberLandammann

N

Geht an:
- ab-geko@seco.admin.ch
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Der Vorsteher des Volkswirtschaftsdepartements VD

CH-6060 Sarnen, St- Antonistr. 4, VD

Sarnen, 12. Marz 2025

1693477/bu

Kanton 
Obwalden

Elektronische Zustellung an
Eidgenossisches Departement fur
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF

Mit Schreiben vom 28. November 2024 haben Sie uns zur Vernehmlassung zur Anderung der Ver- 
ordnung 2 zum Arbeitsgesetz (ArGV 2; SR 822.112) eingeladen. Mit dieser Revision sollen Sonder- 
bestimmungen fur Arbeitnehmende eingefuhrt werden, die fur die Betreuung einer Person im Rah- 
men eines Dreiecksverhaltnisses zum Einsatz kommen und dazu im Haushalt der Klientin Oder des 
Klienten wohnen. Fur die Gelegenheit zur Stellungnahme danken wir Ihnen bestens.

Sehr geehrter Herr Bundesrat, 
Sehr geehrte Damen und Herren

Anlass zu dieser Revision gab ein Urteil des Bundesgerichts vom 22. Dezember 2021 (2C_470/2020; 
BGE 148 II 203). Dieses hat das Arbeitsgesetz (ArG; SR 822.11) in Fallen fur anwendbar erklart, in 
denen ein Unternehmen fur hausliche Pflege im Rahmen eines Dreiecksverhaltnisses Personal in der 
Wohnung einer Person beschaftigt (vorliegend privater Haushalt - Personalverleiher-Arbeitnehme- 
rin Oder Arbeitnehmer), urn diese zeitiich umfassend zu betreuen. Diese Sachlage gilt, sobaid ein 
Dreiecksverhaltnis vorliegt, unabhangig davon, ob es sich urn einen Personalverleih im Sinne des Ar- 

beitsvermittlungsgesetzes (AVG; SR 823.11) Oder ein anderes Vertragsverhaltnis, namentlich einen 
Auftrag, handelt.

OWSTK. 5229
Vernehmlassung zur Anderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: Sonderbestimmungen 
fiir die Live-in-Betreuung (Art. 17a - 17e ArGV 2)

St. Antonistrasse 4,6060 Samen

Tel, 041 666 63 30

volkswirtschaftsdepartement@ow.ch

www.ow.cti

ab-qeko@seco.admin.ch 
(PDF- und Word-Version)

Mit der Einfuhrung der Art. 17a - 17e ArGV 2 sollen spezifische Bestimmungen zum Schutz der Be- 
schaftigten geschaffen werden, wenn diese durch einen Betrieb fiir bestimmte Tatigkeiten in einen 
fremden Haushalt verliehen werden. Darunter fallen hauswirtschaftliche Leistungen sowie Betreuung 
und Unterstutzung in der Alltagsbewaltigung (sogenannte Live-in-Betreuung), nichtjedoch medizini- 
sche Pflegeleistungen. Dazu wohnen die Arbeitnehmenden im Haushalt der Person, die sie betreuen. 
Die neuen Bestimmungen gelten einzig, wenn Personalverleih im Sinne des AVG vorliegt. Fiir andere 
Dreiecksverhaltnisse gelten die allgemeinen Bestimmungen des ArG. Zu beachten ist (iberdies, dass 
weder die neue Regelung noch das Arbeitsgesetz anwendbar sind, wenn die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer nicht uber ein Dreiecksverhaltnis, sondern vom Privathaushalt direkt angestellt werden 
(vgl. Art. 2 Abs. 1 lit. g ArG).

mailto:volkswirtschaftsdepartement@ow.ch
http://www.ow.cti
mailto:ab-qeko@seco.admin.ch


Wirdanken Ihnen fur die Berucksichtigung unserer Anliegen.

Freundliche Grusse

Volkswirtschaftsdepartement
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Grundsatzlich begrusst der Kanton Obwalden die vorgeschlagene Anderung der Verordnung 2 zum 
Arbeitsgesetz. Die neuen Bestimmungen basieren auf Diskussionen mit den betroffenen Sozialpart- 
nern und stellen einen Kompromiss dar, welcher die Forderungen der Sozialpartner, den Gesund- 
heitsschutz der Arbeitnehmenden und die Prinzipien des Arbeitsgesetzes berucksichtigt. Das Arbeits­
gesetz hat zum Ziel, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vor gesundheitlichen Beeintrachtigun- 
gen, die mit dem Arbeitsplatz verbunden sind, zu schutzen. Aus unserer Sicht werden die Arbeitneh­
merinnen und Arbeitnehmer, welche zwecks Live-in-Betreuung an einen privaten Haushalt verliehen 
werden, mit den neuen Sonderbestimmungen vor gesundheitlichen Beeintrachtigungen geschutzt.

Allerdings ist der Entwurf sehr komplex und nicht ausreichend klar formuliert, was zu diversen Ver- 
standnis- und Vollzugsproblemen bei den involvierten Akteuren, insbesondere auch den zu schutzen- 
den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, fiihren kann. Durch eine Prazisierung und Vereinfachung 
des Entwurfs kdnnte ein mdglichst reibungsloser und einheitlicher Vollzug sichergestellt werden und 
das Eingreifen von Behorden und Gerichten auf ein Minimum reduziert werden.

Aufgrund der Komplexitat der Bestimmungen ist der mit der Arbeitszeitkontrolle durch die kantonalen 
Vollzugsbehdrden verbundene Aufwand ebenfalls nicht zu unterschatzen. Arbeitszeitkontrollen mus- 
sen grundsatzlich mit einem verhaltnismassigen Aufwand durchgefuhrt werden konnen. Zudem gilt es 
zu beriicksichtigen, dass aus unserer Sicht physische Kontrollen, welche die kantonalen Arbeitsin- 
spektorate in Privatwohnungen durchzufuhren hatten, abzulehnen sind, da diese Kontrollen einen un- 
verhaltnismassigen Eingriffin die Privatsphare der betroffenen Personen darstellen wurden. Diejeni- 
gen Bestimmungen, welche Kontrollen durch die kantonalen Arbeitsinspektorate nach sich ziehen, 
mussen deshalb so ausgestaltet werden, dass neben der ndtigen Praktikabilitat und Umsetzbarkeit 
auch die Respektierung der Privatsphare gewahrleistet ist.

Die neuen Bestimmungen regeln die Arbeits- und Ruhezeiten der beschaftigten Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer. Eine Rund-um-die-Uhr-Betreuung durch nur eine Arbeitskraft ist nicht zulassig. 
Eine gesetzeskonforme 24-Stunden-Betreuung wird sich weiterhin nur mit mehreren Arbeitskraften 
organisieren lassen, die sich in einem Schichtturnus gegenseitig ablosen. Diese Sonderbehandlung 
der Live-in-Betreuung drangt sich auf, weil die Arbeitnehmenden im Haushalt der zu betreuenden 
Person wohnen und dadurch die Abgrenzung zwischen Arbeits- und Ruhezeiten besonderer Auf- 
merksamkeit bedarf.

Hinsichtlich der beanstandeten Komplexitat und Unklarheit des vorgelegten Entwurfs verweisen wir 
im Ubrigen auf die Ausfuhrungen in der Stellungnahme des Interkantonalen Verbandes fur Arbeitneh- 
merschutz (IVA) vom 3. Februar 2025. In dieser Stellungnahme wird ausflihrlich und detailliert darge- 
legt, welche Bestimmungen angepasst werden mussen, urn einen einheitlichen und reibungslosen 
Vollzug sicherzustellen.

Beilage:
- Vernehmlassung IVA vom 3. Februar 2025

Kopie an:

- Sicherheits- und Sozialdepartement
- Volkswirtschaftsdepartement
- Zirkulationsmappe Regierungsrat
- Staatskanzlei samt Akten OWSTK. 5229

Daniel Wyl 
Landstatthj



Kanton Schaffhausen
Volkswirtschaftsdepartement

Mühlentalstrasse 105
CH-8200 Schaffhausen

www.sh.ch

+41 (0)52 632 73 81
sekretariat.vd@sh.ch

Volkswirtschaftsdeoartement

Eidgenössisches Departement für
Wirtschaft, Bildung und Forschung

per E-Mail an:
ab-geko@seco.admin.ch

Schaffhausen, 5. März 2025

Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesete:

Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung (Art. 17a-17e ArGV 2); Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 28. November 2024 haben Sie uns zur Stellungnahme zur titelvermerkten

Vernehmlassungsvorlage eingeladen.

Wir bedanken uns für diese Möglichkeit und teilen Ihnen mit, dass wir die neuen Sonderbe-

Stimmungen grundsätzlich befürworten. Allerdings ist der Entwurf zu komplex und nicht ausrei-

chend klar formuliert. Dies lässt Raum für Interpretationen (Rechtsunsicherheit) und erschwert

die Kontrolle sowie den (einheitlichen) Vollzug des Verordnungstextes. Der administrative Auf-

wand muss verhältnismässig bleiben. Das Grundproblem, das sich unseres Erachtens sodann

nach wie vor stellt, ist, wie derartige Hauswirtschaftsarbeitsverhältnisse von den Arbeitsinspek-

toraten detektiert werden können. Wir haben bei der Totalrevision des kantonalen NAV HW SH

(SHR 221.216) diesbezüglich eine Meldepflicht eingeführt (vgl. § 57).

Besten Dank für Ihre Kenntnisnahme und Berücksichtigung unserer Stellungnahme.

Freundliche Grüsse

Volkswirtschaftsdepartement
Der Vorsteher:

Dino Tamagni
Regierungsrat
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Anderung der Verordnung2 zum Arbeitsgesetz: Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung (Art.
l7a - l7e ArGV 2)

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 28. November 2024 hat das Eidgenössische Departement für Wirtschaft, Bil-
dung und Forschung den Kantonsregierungen die Unterlagen zur Anderung der Verordn ung 2 zum
Arbeitsgesetz: Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung (Art. 17a - 17e ArGV 2) zur Vernehm-
lassung bis 17. Mär22025 unterbreitet, Für die Möglichkeit zur Stellungnahme danken wir lhnen
bestens und lassen uns wie folgt vernehmen:

Wir begrüssen und unterstützten die Anderungen der Verordn ung2 zumArbeitsgesetz. Aufgrund des
Missbrauchspotentials und der Erfahrungen mit solchen Arbeitsverhältnissen sind die Anderungen
angemessen und notwendig.

Besten Dank für lhre Kenntnisnahme

Freundliche Grüsse
Vol kswirtschaftsdepartement
Departementsvorsteheri n

Petra Stei men,R icken bacher
Regierungsrätin



 

Regierungsrat 

 
Rathaus 
Barfüssergasse 24 
4509 Solothurn 
so.ch 
 

 

Staatssekretariat für Wirtschaft 
SECO 
Holzikofenweg 36 
3003 Bern 
 
per E-Mail an: 
ab-geko@seco.admin.ch 
 

 10. März 2025 

Vernehmlassung zur Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: Sonderbestim-
mungen für die Live-in-Betreuung (Art. 17a – 17e ArGV 2) 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 28. November 2024 geben Sie uns die Gelegenheit, zur Änderung der 
Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung (Art. 17a – 17e 
ArGV 2) Stellung zu nehmen. 

1. Allgemein 

Wir begrüssen die Stossrichtung, dass mit den neuen Bestimmungen die Arbeits- und Ruhezeiten 
von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die über ein Dreiecksverhältnis in einer Live-in-Be-
treuung tätig sind und bei der zu betreuenden Person wohnen, Sonderbestimmungen geschaf-
fen werden sollen. Weiter werten wir positiv, dass klar festgehalten wird, dass eine Rund-um-
die-Uhr-Betreuung durch eine Arbeitskraft nicht zulässig ist. 
Ebenso begrüssen wir, dass die Arbeitszeiten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu er-
fassen und zu bestätigen sind. Dadurch wird den kantonalen Vollzugsorganen die Überprüfung 
der Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen erleichtert. 
Wichtig ist, dass durch Präzisierungen und mögliche Vereinfachungen gewährleistet wird, dass 
ein reibungsloser und ein einheitlicher Vollzug der Bestimmungen sichergestellt werden kann. 
Dies reduziert auch das notwendige Eingreifen der Behörden und Gerichte auf ein notwendiges 
Minimum. 

2. Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen 

2.1. Artikel 17a Absatz 1 E-ArGV2 

In den Erläuterungen ist festgehalten, dass medizinische Pflegeleistungen vom Anwendungsbe-
reich ausgeschlossen sind. Jedoch fallen Leistungen im Sinne von Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe c 
der Verordnung des EDI über Leistungen in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung vom 
29. September 1995 (Krankenpflege-Leistungsverordnung, KLV; SR 832.112.31) unter die Bestim-
mungen. Für die Gewährleistung eines einheitlichen Vollzugs ist eine klare Abgrenzung wichtig. 
Eine Möglichkeit wäre deshalb zum Beispiel die Erstellung von Listen mit den jeweiligen Tätig-
keiten, welche unter die Sonderbestimmungen fallen oder entsprechende Präzisierungen in ei-
ner Wegleitung. 
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2.2. Artikel 17a Absatz 2 E-ArGV 2 

Hier stellen sich Probleme mit Pendelmigrantinnen und -migranten aus dem EU-Raum, welche 
sich während höchstens drei Monaten in der Schweiz aufhalten. Die Kompensation von der an 
Sonntagen geleisteten Überzeit während 26 Wochen ist hier nicht ausreichend. Zudem hätte die 
Anwendbarkeit der bislang nur auf Spitäler und medizinische Laboratorien angewendeten Son-
derbestimmungen zur Folge, dass die entsprechenden Arbeitszeitkontrollen sehr viel komplexer 
wären. Alternativen wie beispielsweise monetäre Entschädigungen anstelle von Freizeitausgleich 
sind zu prüfen. 

2.3. Artikel 17a Absatz 3 E-ArGV 2 

Dem Gesamtarbeitsvertrag (GAV) für den Personalverleih sind nur Betriebe unterstellt, welche 
eine kantonale oder eidgenössische Bewilligung zum Personalverleih besitzen und deren Haupt-
tätigkeit der Personalverleih ist. Hierbei muss beachtet werden, dass aber nicht jeder Betrieb, 
welcher Personalverleih betreibt, wie beispielsweise gemeinnützige Betriebe, unter diese Bewilli-
gungspflicht zum Personalverleih fällt. Somit gibt es in der Praxis Betriebe, welche Live-in-Be-
treuung anbieten und nicht bewilligungspflichtig sind und demnach auch nicht dem GAV für 
den Personalverleih unterstehen. Dies kann zu Wettbewerbsverzerrungen führen. 

2.4. Artikel 17b Absatz 1 E-ArGV 2 

Hier stellt sich die Frage, ob eine Interventionszeit von 30 Minuten im Bereich der Live-in-Betreu-
ung überhaupt realistisch ist. Es ist zu definieren, ob und wenn ja, die Wegzeit als Arbeitszeit an-
gerechnet werden kann. Weiter ist eine genaue Abgrenzung zwischen Bereitschaftsdienst und 
Ruhezeit vorzunehmen, da Bereitschaftsdienst nicht gleich Ruhezeit ist. Zudem müssen klare Re-
gelungen, welche Arbeitszeitbestimmungen für Bereitschaftsdienst gelten, geschaffen werden. 

2.5. Artikel 17b Absatz 3 E-ArGV 2 

Wir geben zu bedenken, dass die Regelungen sehr komplex und für die zuständigen Vollzugsor-
gane anspruchsvoll zu überprüfen sein werden. Wichtig ist daher, dass umsetzbare Regelungen 
zur Arbeitszeiterfassung und deren Kontrolle geschaffen werden. 

3. Antrag 

Abschliessend verweisen wir auf die Stellungnahme des Interkantonalen Verbands für Arbeit-
nehmerschutz (IVA). Wir schliessen uns dieser an. 
Wir beantragen, dass die vorliegende Vorlage in den erwähnten Bereichen angepasst, bzw. in 
den Erläuterungen klarer definiert wird. 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und die Berücksichtigung unserer Ein-
gabe. 

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES 

sig. sig. 
Sandra Kolly Andreas Eng 
Frau Landammann Staatsschreiber 

Beilage: Stellungnahme Interkantonaler Verband für Arbeitnehmerschutz (IVA) 
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Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz (Sonderbestimmungen für hauswirt-
schaftliche Leistungen sowie Betreuung und Unterstützung in der Alltagsbewälti-
gung); Vernehmlassungsantvvort 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Mit Schreiben vom 28. November 2024 laden Sie uns ein, bis zum 17. März 2025 zur Än-
derung der eidgenössischen Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz (SR 822.112; abgekürzt 
ArGV 2) Stellung zu nehmen. Wir danken für diese Gelegenheit und äussern uns gern wie 
folgt: 

Die Absicht, die Rahmenbedingungen für die häusliche Pflege im Rahmen einer Live-in-
Betreuung in der ArGV 2 zu regeln, ist unabhängig vom erfolgten Urteil des Bundesge-
richts zu begrüssen. Die betroffenen Arbeitnehmenden wohnen im Haushalt der zur be-
treuenden Person, was die Abgrenzung zwischen Arbeits- und Ruhezeit offensichtlich er-
schwert. 

Die Unmittelbarkeit der Live-in-Betreuung verlangt von sämtlichen Beteiligten viel Flexibili-
tät. Die Herausforderung besteht darin, einen praxistauglichen Weg zu finden, der den be-
sonderen Umständen Rechnung trägt und gleichzeitig die Rechte der Arbeitnehmenden 
schützt. Die vorliegenden Änderungen an der ArGV 2 erfüllen diese Zielsetzung noch 
nicht auf zufriedenstellende Weise. 

Zu den einzelnen Bestimmungen erlauben wir uns die nachfolgenden Anmerkungen: 

— Gemäss den Erläuterungen des WBF zu Art. 17a Abs. 1 E-ArGV 2 sind medizinische 
Pflegeleistungen vom Geltungsbereich der neuen Bestimmungen ausgeschlossen. Zum 
Thema Betreuung und Unterstützung in der Alltagsbewältigung namentlich erwähnt 
werden das Begleiten zu Spaziergängen oder Arztbesuchen, die Hilfe bei der Körper-
pflege, beim An- und Auskleiden, beim Essen und Trinken, das Einbinden der Beine, 
das Betten und Bewegungsübungen im Sinn von Art. 7 Abs. 2 Bst. c der eidgenössi-
schen Krankenpflege-Leistungsverordnung (SR 832.112.31; abgekürzt KLV). 
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Bei den Spitex-Organisationen ist die Erbringung von Leistungen gemäss Art. 7 Abs. 2 
Bst. c KLV (z.B. das Einbinden der Beine) durch Laien nicht gestattet. Leistungserbrin-
ger müssen mindestens über einen Pflegehelfer- bzw. Pflegehelferinnen-Kurs verfügen. 
Bei pflegenden Angehörigen wird dieser Kurs im ersten Anstellungsjahr verlangt. Wa-
rum Personen in einem Live-In-Verhältnis die erwähnten Leistungen erbringen dürfen, 
ohne eine Qualifikation zu haben, ist nicht klar. Mindestens der Einbezug einer Spitex 
müsste die Grundvoraussetzung sein. Diese fachliche Differenzierung fehlt und muss 
ergänzt werden. 

— Die in Art. 17a Abs. 3 E-ArGV 2 formulierten Regelungen zur Vergütung von Nachtar-
beit widersprechen den Vorgaben gemäss Art. 17b ArG, der ab 25 Nächten je Kalen-
derjahr einen Zeitzuschlag von 10 Prozent vorsieht. Ob diese Regelung kumulativ gel-
ten soll, geht aus dem Entwurf nicht eindeutig hervor. Dies sollte klar dargelegt werden. 

Betreffend die Bestimmungen zum Bereitschaftsdienst sowie den Ruhezeiten (Art. 17b 
und 17c E-ArGV 2) zweifeln wir an der Praxistauglichkeit des Entwurfs. Wir beantragen 
die grundlegende Überarbeitung der entsprechenden Bestimmungen. Ansonsten be-
steht das Risiko, dass die Regelungen ignoriert und nicht umgesetzt werden. Deren 
Überprüfung und Durchsetzung seitens der kantonalen Behörden ist in Privathaushal-
ten ohnehin erschwert. 

Gemäss Entwurf sind höchstens 20 Arbeitstage innerhalb von vier Wochen als Bereit-
schaftsdienst zugelassen, wobei höchstens fünf tatsächliche Nachteinsätze im Rahmen 
einer Woche zulässig sind (Art. 17b Abs. 2 E-ArGV 2). Sollte der fünfte ungeplante 
Nachteinsatz dann tatsächlich geleistet worden sein, erscheint es realitätsfremd, dass 
unmittelbar noch in derselben Nacht für den nächsten Tag eine Ersatzbetreuung aufge-
boten wird. Zudem widerspricht ein derart kurzfristiges Aufbieten einer Ersatzperson 
bereits der Vorgabe, dass Einsätze in der Regel zwei Wochen im Voraus bekanntgege-
ben werden sollten (Art. 69 Abs. 1 ArGV 1). 

Gleiches gilt sinngemäss für die Vorgabe, wonach nach einer Nichteinhaltung der mini-
malen Ruhezeit von vier aufeinander folgenden Stunden eine tägliche Ruhezeit von elf 
Stunden nachgewährt werden muss (Art. 17c Abs. 2 E-ArGV 2). Auch wenn die Stoss-
richtung dieser Regelung begrüssenswert erscheint, ist sie in der Praxis angesichts der 
vorgesehenen Kurzfristigkeit der nachfolgenden Ruhezeit untauglich. So muss auch 
hier Zeit für die Organisation und das Aufbieten von Ablösepersonal eingerechnet wer-
den, wobei wiederum Konflikte mit der Vorausbekanntgabe von Einsätzen auftreten. 

— Das in Art. 17e E-ArGV 2 vorgeschlagene Modell zur Arbeitszeiterfassung konfrontiert 
die Angestellten angesichts der Ausnahmebestimmungen zum Bereitschaftsdienst mit 
erheblichen Schwierigkeiten. 

Aufgrund der Komplexität schlagen wir vor, dass die Arbeitgebenden zumindest ein ein-
faches digitales Tool zur Erfassung von Arbeitszeiten, Pausen, Bereitschaftsdiensten 
und tatsächlichen Einsätzen während den Bereitschaftsdiensten anbieten sollten. Mit 
diesem Tool müssten die einzuhaltenden Regelungen für obligatorisch einzuhaltende 
Ruhezeiten dann für Arbeitnehmende, Arbeitgebende sowie gegebenenfalls direkt in-
volvierte Dritte einfach, klar und unmittelbar angezeigt werden. Gleichzeitig müssten bei 
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Im Namen der Regierung 

Susanne Hartmann 
Präsidentin 

Dr.  Benedikt  van Spyk 
Staatssekretär 

der Zeiterfassung Vorgaben wie die automatische Umwandlung des Bereitschaftsdiens-
tes mit mehr als zwei Einsätzen in vollumfängliche Arbeitszeit automatisch und über-
sichtlich umgesetzt werden. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Zustellung auch per E-Mail (PDF- und Word-Dokument) an: 
ab-geko@seco.admin.ch 
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Segreteria di Stato dell’economia 
SECO 
Protezione dei lavoratori 
Holzikofenweg 36 
3003 Berna 
 
Invio per posta elettronica  
ab-geko@seco.admin.ch 
 
 
 

Procedura di consultazione inerente la modifica dell’ordinanza 2 concernente la 
legge sul lavoro al riguardo delle disposizioni speciali in materia di servizi di 
economia domestica, assistenza e aiuto nelle attività quotidiane 
(assistenza «Live-in»; art. 17a-17e OLL 2) 
 
 
Gentili signore, 
egregi signori, 
 
vi ringraziamo per l’invito a prendere posizione in merito alla revisione inerente le nuove 
disposizioni speciali in materia di servizi di economia domestica, assistenza e aiuto nelle 
attività quotidiane. Accogliamo favorevolmente l’obiettivo della revisione, che mira a 
chiarire le disposizioni sulla durata del tempo di lavoro e di riposo nel settore delle cure a 
domicilio, nel quadro di un rapporto triangolare, economia domestica privata – azienda 
Spitex o prestatore di personale e lavoratore che vive nell’economia domestica privata, 
anche a seguito della sentenza del Tribunale federale del 22 dicembre 2021 
(2C_470/2020; DTF 148 II 203).  
 
Prendiamo atto con piacere che la revisione prospettata è stata elaborata di concerto con 
le parti sociali, le quali hanno collaborato parallelamente con la SECO alla negoziazione 
necessaria all’introduzione di analoghe regole nel CCL per il prestito di personale. 
Salutiamo favorevolmente inoltre, nel principio, il campo d’applicazione di queste nuove 
regole, limitato alle aziende assoggettate al CCL per il settore del prestito di personale, 
in modo da evitare distorsioni della concorrenza. Tuttavia, il progetto di modifica contiene 
una serie di ambiguità che riteniamo debbano essere chiarite in anticipo. 
 
Anzitutto occorrerebbe meglio definire nel rapporto esplicativo come distinguere 
chiaramente il tempo basato sulla disponibilità dal periodo di riposo e come limitarlo per 
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evitare il superamento dello spazio giornaliero sia per il lavoro diurno (art. 10 LL) che 
notturno (art. 17a LL). 
Inoltre, è probabile che nella realtà la norma indicata all’art. 17b cpv. 2 risulti di difficile 
applicazione per quanto riguarda le tempistiche necessarie a ripianificare il servizio di 
disponibilità. In particolare qualora il lavoratore sia già intervenuto durante cinque notti a 
settimana, il datore di lavoro dovrebbe trovare un sostituto anche se erano già stati 
pianificati altri servizi basati sulla disponibilità. Pure quanto indicato all’art. 17b cpv. 3 
risulta di difficile attuazione, in particolare per quanto riguarda l’onere amministrativo 
gestionale da attuare per gestire i limiti indicati. Questa situazione si presta a una non 
corretta registrazione degli interventi che potrebbero sfociare in abuso. Lo stesso vale 
per i periodi di riposo di cui all’art. 17c cpv. 2. Ad esempio, qualora non potesse essere 
raggiunto il periodo minimo di riposo di quattro ore consecutive, immaginiamo a causa di 
interventi durante la notte, ciò che darebbe diritto all’operatore di beneficiare 
immediatamente di un periodo di riposo giornaliero, chi si occuperebbe della persona che 
necessita di assistenza per il resto della giornata? 
Infine, per quanto riguarda le pause (art. 17d) osserviamo come occorrerebbe chiarire se 
la loro distribuzione debba rispettare la regola prevista agli artt. 15 LL e 18 OLL1. Se così 
non fosse, occorrerebbe definire se sia possibile accumulare la pausa all’inizio o alla fine 
del lavoro. 
 
In definitiva riteniamo il progetto senz’altro meritevole, ma – per le disposizioni 
sopraccitate – di difficile attuazione per le aziende e di difficile verifica per le autorità 
cantonali preposte al controllo, ciò che potrebbe ostacolarne il rispetto e favorire degli 
abusi. 
 
Ringraziandovi per la preziosa opportunità accordata di esprimerci in materia, vogliate 
gradire, gentili signore ed egregi signori, l’espressione della nostra stima. 
 

 
PER IL CONSIGLIO DI STATO 

 
Il Presidente Il Cancelliere 
 
 
Christian Vitta Arnoldo Coduri 

 
 
 
 
Copia a: 
- Consiglio di Stato (decs-dir@ti.ch; dfe-dir@ti.ch; di-dir@ti.ch; dss-dir@ti.ch; dt-dir@ti.ch; can-sc@ti.ch) 
- Divisione dell'economia (dfe-de@ti.ch) 
- Ufficio dell'ispettorato del lavoro (dfe-uil@ti.ch) 
- Deputazione ticinese alle camere federali (can-relazioniesterne@ti.ch) 
- Pubblicazione in internet 

 



Der Regierungsrat des Kantons Thurgau 

Thurgau 
Staatskanzlei, Reqierunaskanzlei, 6510 Frauenfeld 

Eidgenössisches Departement für Wirt-
schaft, Bildung und Forschung (WBF) 
Herr Guy Parmelin 
Bundesrat 
3003 Bern 

Frauenfeld, 11. März 2025 
Ni. 143 

Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: Sonderbestimmungen für die 
Live-in-Betreuung (Art. 17a-17e ArGV 2) 

Vernehmlassung 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit der Stellungnahme zum Entwurf für die Änderung 
der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung 
(Art. 17a-17e ArGV 2). 

Wir begrüssen es, dass der Bund auf den BGE 148 ll 203 vom 22. Dezember 2021 rea-
giert und Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung ausgearbeitet hat. Mit Blick 
auf einen möglichst reibungslosen Vollzug drängt sich unseres Erachtens aber eine 
Präzisierung und Vereinfachung des Entwurfs auf. 

Formal ist uns aufgefallen, dass in Art. 17b Abs. 1 ein „zu" fehlt: „Leistet der Arbeitneh-
mer oder die Arbeitnehmerin Bereitschaftsdienst, so ist ihm oder ihr eine Interventions-
zeit von mindestens 30 Minuten zu gewähren". 

Im Übrigen schliessen wir uns vollumfänglich der beiliegenden Stellungnahme des In-
terkantonalen Verbands für Arbeitnehmerschutz (IVA) vom 3. Februar 2025 an. 

Mit freundlichen Grüssen 

räsident d s Regierungsrates 

er taatsschreiber 

Regierungsgebäude, 8510 Frauenfeld 
1+41 58 345 53 10 
www.tg.ch  



Thurgau 
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Beilage: 
- Stellungnahme des Interkantonalen Verbands für Arbeitnehmerschutz (IVA) vom 

3. Februar 2025 



KANTON

VOLKSWIRTSCHAFTSDIREKTION

Herr Bundesrat

Guy Parmelin
Vorsteher des Eidgenössischen Departements

für Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF
3003 Bern

Elektronische Zustelladresse: ab-geko@seco.admin.ch

Altdorf, 26. Februar 2025

Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz; Sonderbestimmungen für die Live-in-Be-

treuung (Art. 17a - 17e ArGV 2); Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 28. November 2024 unterbreitet uns das Eidgenössische Departement für Wirt-

schaft, Bildung und Forschung WBF die eingangs erwähnte Verordnungsanpassung zur Stellung-

nähme.

Die Volkswirtschaftsdirektion Uri verzichtet auf eine Stellungnahme und verweist vollumfänglich auf

die Stellungnahme des Interkantonalen Verbands für Arbeitnehmerschutz (IVA) vom 3. Februar 2025.

Sehr geehrter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, wir bedanken uns für die Möglich-

keit zur Stellungnahme.

Volkswirtschaftsdirektion

Klausenstrasse 4

6460 Altdorf

Sachbearbeitung:

Telefon:
E-Mail:

Internet:

Urban Camenzind

+41 4l 875 2100
Urban.Camenzind@ur.ch

www.ur.ch/vd



Freundliche Grüsse

Volkswirtschaftsdirektion

,//: 7./„/./'' ^ /^y ,.''' ^ ^'

Urban Camenzind, Regierungsrat

Beilage: Stellungnahme Interkantonaler Verband für Arbeitnehmerschutz (IVA) vom 3. Februar 2025

Elektronische Zustellung (PDF- und Word-Version) an:

ab-geko@seco.admin.ch
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Monsieur Guy Parmelin
Conseiller fédéral
Département fédéral de l'économfe, de la
formation et de la recherche (DEFR)
Palais fédéral
3003 Berne

Date 1 2 MAR. 202S

Procédure de consultation relative au projet de révision de l'ordonnance 2 relative à la loi sur
le travail - Dispositions spéciales pour la prise en charge « Live-En » (art. 17a - 17e OLT2)

Monsieur le Conseiller fédéral,

Le Gouvernement valaisan vous remercie pour votre invitation du 28 novembre 2024 à participer à
la procédure de consultation citée en marge et vous fait part ci-après de sa détermination.

il a pris connaissance du projet de révision de l'ordonnance 2 relative à la loi fédérale sur le travail
(OLT2) visant à introduire des dispositions particulières pour les travailleurs engagés pour
t'assistance 24 heures sur 24 d'une personne fragile dans le cadre d'un rapport triangulaire (ménage
privé - bailleur de services "- travailleur) et qui, pour ce faire, habitent au domicile du client.

La présente révision découle de l'arrêt du Tribunal fédéral du 22 décembre 2021 qui prévoit que ia
loi sur le travail (LTr) s'applique à ce rapport tripartite dès lors que t'employeur est le bailleur de
services et non le ménage privé.

La mise en œuvre de dispositions spéciales pour cette catégorie de travailleurs est nécessaire, d'une
part parce que ce type de rapport de travail est souvent conclu avec du personnel migrant de l'Union
européenne séjournant en Suisse pour une durée limitée, et d'aufre part parce que la délimitation
entre le temps de travail et le temps de repos requiert une attention particulière.

Le projet présenté soulève néanmoins (es remarques suivantes.

1. Les nouvelles dispositions ne respectent pas la systématique de I'OLT2. En effet, la section 3
énumère les types d'entreprises et de travailleurs qui bénéficient de dérogations et renvoie aux
dispositions spéciales de la section 2. Les nouveaux articles figurent à la section 3 et prévoient
des dispositions qui devraient figurer dans la section 2. Cette nouvelle systématique complexifie
inutilement la lecture du texte.

2. L'application de l'article 8 alinéa 2 OLT2, lequel prévoit que le travail supplémentaire effectué
le dimanche doit être compensé par un congé de la même durée dans un délai de 26 semaines,
n'est pas appropriée. En effet, et comme mentionné ci-dessus, les travailleurs concernés sont
pour la majorité du personnel migrant européen qui séjourne en Suisse pendant trois mois au
maximum dans le cadre de la procédure d'annonce. Une compensation du travail
supplémentaire dans un délai de 26 semaines n'est pas praticable. La règle prévue par ['article
8 alinéa 1 OLT2, à savoir une compensation dans un délai de 14 semaines, ou voire même une
compensation en argent, serait préférable.

3. L'apptication de l'article 12 adnéa 2 OLT2 selon lequel le travailleur doit bénéficier de
12 dimanches de congé par année civile n'est pas adaptée à ces rapports de travail de courte
durée, dès lors que ces dimanches peuvent être répartis de manière irrégulière au cours de
l'année civile. De plus, l'octroi d'un repos hebdomadaire de 47 heures consécutives la semaine
en cours ou ia semaine suivante où le dimanche est travaillé ne répond pas aux besoins des
parties au contrat et pourrait entraîner des difficultés dans le recrutement de personne! adéquat.

Av. de France 71, CP 670, 1950 Sion
Tel, 027 606 21 00



4. Le projet prévoit que seules les entreprises soumises à la convention collective de travail
étendue de la location de services pourront bénéficier des nouvelles dispositions dérogatoires.
L'assujettissement à la CCT est te bienvenu puisqu'il améliore les conditions de travail des
travailleurs concernés sous l'angle de la rémunération, des indemnités d'inconvénients (travail
de nuit et du dimanche) et des indemnités Journalières en cas de maladie.

Cependant, trois points doivent être relevés. Premièrement, dès lors que seules sont soumises
à fa CCT les entreprises qui sont titulaires d'une autorisation cantonale ou fédérale de pratiquer
la location de service, qu'en est-il des entreprises d'utilité publique qui sont soumises à la loi
sur le service de l'empfoi et ta location de services, mais pour lesquelles une autorisation n'est
pas nécessaire ? Cette différence de traitement pourrait créer une distorsion de concurrence.
Deuxièmement, le rapport explicatif indique qu'une entreprise qui ne tomberait pas dans le
champ d'application de la CCT devrait adhérer volontairement à fa CCT afin de pouvoir
bénéficier des dispositions dérogatoires. Cette manière de faire constitue une forme
d'extension : sa conformité à la loi fédérale permettant d'étendre le champ d'application de la
CCT pose question. Troisièmement, f'assujettissement à la CCT poserait problèmes en cas de
vide d'extension ou en cas de vide conventionnel. En effet, dans ces cas, les dispositions
spéciales ne seraient plus applicables et [es entreprises et travailleurs ne sauraient plus avec
certitude quelles dispositions seraient applicables.

Pour toutes ces raisons, toutes les relations triangufaires concernant une prise en charge
« Live-in » qui constitueraient de la location de services devraient être soumises aux
dispositions spéciales, indépendamment du fait que l'enfreprise (bailleur de service) soit
soumise ou affiliée à titre volontaire à la CCT.

5. La référence aux conditions de travail fixées par les partenaires sociaux ne devrait pas figurer
dans un texte de droit public, ceiles-ci étant du ressort du droit privé. De plus, nous nous
interrogeons sur la conformité de cette réglementation par rapport au droit en vigueur. En effet,
selon la convention étabfie par les partenaires sociaux, un supplément de salaire de 25% est
dû pour le travail de nuit, alors que la loi sur le travail (LTr) prévoit un supplément en temps de
10% pour le travail de nuit régulier. En sachant qu'un supplément en temps ne peut être
remplacé par des prestations en espèces (art. 22 LTr), on peut donc en conclure que tant la
compensation en argent de 25% que la œmpensaîion en temps de 10% sont dues. Cette double
indemnisation pourrait créer une Inégalité de traitement par rapport à d'autres secteurs
d'activité.

Le mélange de dispositions relatives au droit public et au droit privé complexité également les
contrôles, puisque le respect de la compensation en temps de 10% serait vérifié par les organes
d'exécution de fa LTr et celui de la compensation par la commission professionnelle paritaire
compétente.

6. Ni ie projet ni le rapport explicatif n'indiquenf si le temps de trajet, dans le cadre du service de
garde, est compté comme temps de travail. Dans le cadre du service de piquet, la prise en
compte du temps de trajet comme temps de travail est impérative si le service de pîquet est
effectué à Fextérieur de l'entreprise. Du point de vue de la protection des travailleurs, il s'agirait
d'appliquer par analogie la même règle prévue à l'article 15 alinéa 2 de l'ordonnanœ 1 relative
à la loi sur le travail (OLT1).

En outre, il ressort du rapport explicatif que, contrairement au sen/iœ de piquet qui intervient
en sus d'une activité principale, ie service de garde constitue une partie déterminante du contrat
de travail. Il conviendrait ainsi de mieux délimiter les périodes de garde par rapport au temps
de repos et de définir clairement le tien avec les autres dispositions relatives au temps de travail
(travail du jour et du soir, durée maximaie de travail etc.).

7. Le projet prévoit que le service de garde est limité à 5 heures au maximum par jour de travail et
peut être réparti en un, deux ou trois blocs. Si le travailleur doit fournir une prestation de travail
à plus de deux reprises pendant la même période, la totafité de celle-ci compte comme temps
de travail. Cette réglementation est inutilement complexe et entraîne, d'une part, une charge
importante de travail lors des contrôfes du temps de travail et, d'autre part, risque de surcharger
les travailleurs.

Ainsi, pour chaque bloc de temps de garde, il faut vérifier séparément si seules les interventions
effectivement réalisées sont considérées œmme du temps de travail ou si ('ensemble du bloc
est considéré comme temps de travail. En outre, cela complique également la saisie du temps
de travail et crée un potentiel d'erreur considérable. La charge administrative n'est pas
proportionnée.
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8. En raison de la nature irréguiière et difficilement planifiable de l'activîté, et pour des raisons
claires de protection des travailleurs, il est justifié de ne pas autoriser une réduction du repos
quotidien de 11 heures.

Par contre, accorder le temps de repos quotidien de 11 heures immédiatement à la suite de la
dernière intervention (dans le service de garde) si le temps de repos minimal de quatre heures
ne peut pas être atteint du fait des diverses interventions, comme c'est le cas dans le service
de piquet, n'est pas praticabte. En effet, lorsque l'état de santé de fa personne à assister s'est
aggravé, il est difficile de trouver un remplaçant pendant la nuit. Une dérogation est requise ici
pour les cas d'urgence.

9. L'obligation d'accorder une pause d'une heure sans service de garde permet de tenir compte
des circonstances particulières liées à fa prise en charge. Le rapport explicatif indique que cette
pause ne peut pas être fractionnée, contrairement à la règle générale fixée par la LTr. Une
précision dans ce sens dans l'ordonnance, de même qu'une indication sur l'application ou non
des articles 15 LTr et 18 OLT1 relatifs aux pauses, seraient appréciées.

10. Le projet prévoit l'obligation pour l'employeur de mettre à disposition un outil approprié
permettant de saisir toutes les données pertinentes relatives à la durée du travail. Il n'est pas
clair ici si seuls les heures de travail, les services de garde, les interventions et les pauses
doivent être indiqués ou si l'entier des informations prévues à l'artide 73 OLT1 doivent être
mentionnés.

11. Dès lors que te travailleur habite au domicile du client, ce dernier constitue un lieu de travail
principal et implique la mise en œuvre des mesures de protection de ia santé prévues par
i'ordonnance 3 relative à la loi sur le travail et i'ordonnance sur la protection des accidents
(OPA). Cette mise en œuvre dans les ménages privés nous paraît compliquée.

Bien que la proposition de mettre en œuvre des dispositions spéciales pour l'assistanœ et le soutien
dans les actes du quotidien est reconnue dans son principe, le projet présenté contient pour l'heure
trop d'imprédsions et ne semble pas abouti.

Au vu de ce qui précède, il ne nous paraît pas opportun de soutenir les modifications proposées.

En vous remerciant de nous avoir consultés, nous vous prions de croire, Monsieur le Conseilier
fédéral, à l'assurance d^iotre parfaite considération.

/ l

tj;e président

Au nom du Conseil d'Etat

^ La chancelière

Franz RupJ3én onique Albrecht

Copie à ab-geko@seço,adfTiJn,ch
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Réf. : 24_GOV_1192 Lausanne, le 5 mars 2025 
 
 
 
Consultation fédérale – Révision de I'ordonnance 2 relative à la loi sur le travail 
Dispositions spéciales pour la prise en charge « Live-in » (art. 17a - 17e OLT 2) 

 
 
Madame, Monsieur, 

Le Conseil d’Etat vous remercie de l’avoir consulté au sujet de l’objet cité en titre. Après 
avoir sollicité la prise de position des milieux concernés, il a l’avantage de se prononcer 
comme suit. 

En préambule, le Conseil d’Etat salue la volonté de régler les conditions de travail des 
personnes engagées par une entreprise, dont les activités consistent à apporter 
assistance et soutien dans les actes du quotidien au sein d’un ménage privé où elles sont 
logées (« Live-in »). Il souligne plus particulièrement l’importance de prévoir des 
dispositions protégeant certaines catégories de travailleuses et travailleurs qui exercent 
des activités reconnues comme étant pénibles, tout en instaurant certaines règles 
spécifiques dans l’ordonnance 2 relative à la loi sur le travail (OLT2) en raison de la 
particularité et des contraintes qui entourent ce type d’activité. 

En revanche, le projet de modification soulève quelques problématiques qui devraient 
encore être clarifiées ou corrigées. 

Tout d’abord, il est prévu que les nouvelles dispositions de l’OLT2 ne soient applicables 
qu’aux entreprises soumises à la convention collective de travail (CCT) étendue régissant 
le travail temporaire. Si le Conseil d’Etat peut comprendre quelle en est la raison, c’est-à-
dire d’avoir la garantie de disposer de conditions de travail particulières convenues par 
les partenaires sociaux signataires de la CCT en question, il n’en demeure pas moins que 
cela pose un certain nombre de problèmes. En effet, alors même qu’ils dispensent des 
prestations d’assistance et de soutien dans un ménage privé, bon nombre d’organismes 
de soins à domicile ne remplissent pas forcément l’une des conditions pour être soumis à 
la CCT en question, dès lors que leur activité principale ne consiste pas à louer du 
personnel comme le font les entreprises de travail temporaire. La révision proposée 
introduit ainsi une différence de traitement entre les entreprises qui sont soumises à la 
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CCT location de services – qui pourraient se prévaloir des dispositions spéciales de 
l’OLT2 – et les autres, qui ne seraient soumises qu’aux dispositions générales de la LTr. 
Par ailleurs, le projet ne tient pas compte du fait qu’une CCT pourrait ne plus être étendue, 
que ce soit définitivement ou même de manière temporaire, ce qui engendrerait des 
difficultés supplémentaires d’application et pourrait même entraîner une inapplication des 
art. 17a et ss OLT2. Il arrive effectivement que les partenaires sociaux signataires d’une 
CCT ne parviennent parfois pas à s’entendre sur un nouveau texte à l’échéance du 
précédent ou y parviennent trop tard pour éviter un vide d’extension. Dans ces 
circonstances, les travailleuses et travailleurs « Live-in » ne seraient plus protégé·e·s par 
les dispositions de droit public faisant l’objet du présent projet. Toutes ces considérations 
contribuent à complexifier encore davantage non seulement l’exécution de la LTr mais 
également sa compréhension. Le Conseil d’Etat aurait été plus favorable à l’application 
de ces articles à tout le personnel actif dans les soins à domicile, qui n’est pas directement 
employé par un ménage privé. 

D’un point de vue plus formel, le Conseil d’Etat met en exergue les éléments suivants : 

• Le projet prévoit un certain nombre d’articles sur la durée du travail et du repos dans 
la section 3 de l’OLT2, concernant la prise en charge « Live-in ». Cette nouvelle 
manière de procéder change la systématique de l’OLT2, qui fait état à la section 2 des 
dispositions spéciales sur la durée du travail et du repos et à la section 3 de la liste des 
branches qui peuvent se prévaloir de l’une ou l’autre de ces exceptions. Cette nouvelle 
méthode de rédaction contribuera ainsi à rendre plus difficile la lecture de l’ordonnance, 
qui n’est déjà pas facile pour des non-initiés. Il aurait été plus logique de simplement 
se conformer à la systématique actuelle. 

• L’art. 17e OLT2 introduit une obligation de mettre « à la disposition du travailleur un 
outil pour saisir la durée du travail, les services de garde, les interventions pendant ces 
derniers ainsi que les pauses ». L’obligation de tenir un registre de la durée du travail 
et du repos figure déjà aux art. 46 de la loi fédérale sur le travail (LTr) et 73 OLT1. Cette 
obligation n’a pas à être insérée dans l’OLT2 mais devrait plutôt figurer si nécessaire à 
l’art. 73 OLT1. 

• Il est également prévu que ce système d’enregistrement soit visé par les trois parties 
(la personne assistée dans son ménage privé, l’employeur ainsi que la travailleuse ou 
le travailleur). Cette obligation est inédite et constitue de surcroît une inégalité de 
traitement avec d’autres domaines soumis à la LTr qui ne sont pourtant pas de moindre 
importance. Elle pourrait également représenter une charge administrative importante 
pour les ménages privés et les entreprises, même si on comprend que le but recherché 
est de maximiser les garanties de conformité aux nouvelles règles. 

• Comme déjà indiqué dans le cadre d’autres consultations concernant la LTr ou ses 
ordonnances d’exécution, certains aspects relevant du droit privé sont introduits dans 
le projet de modification concernant un texte de droit public. Il est notamment précisé 
à l’art. 17a al. 3 OLT2 que « les partenaires sociaux doivent régler les conditions de 
travail pour ces entreprises en ce qui concerne l’indemnisation du service de garde et 
le travail de nuit et du dimanche ». La référence au partenariat social, aussi importante 
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soit-elle, pour régler des aspects relevant normalement du droit privé ne devrait pas 
figurer dans un texte de droit public. 

• Enfin, certains points mériteraient d’être clarifiés. A l’art. 17b al. 3 OLT2, il est 
mentionné que « le service de garde ne peut dépasser cinq heures par journée de 
travail ». Il paraît donc impossible pour une entreprise de planifier une seule personne 
pour une garde de nuit, la durée de cette dernière dépassant inévitablement 5 heures. 
Cela engendrera selon toute vraisemblance des difficultés de mise en pratique de la 
part des entreprises dans un secteur d’activité qui souffre déjà d’un manque substantiel 
de personnel. En outre, le terme « journée de travail » n’est pas suffisamment clair et 
mériterait d’être explicité dans le futur commentaire en cas d’entrée en vigueur. Quant 
à l’art. 17d al. 1 OLT2, il prévoit que « le travailleur doit disposer d’une pause de 60 
minutes au minimum par jour ». Le rapport explicatif précise que cette pause ne peut 
pas être fractionnée et il conviendrait de le préciser expressément dans le texte de 
l’article pour plus de clarté. 

En conclusion, si le Conseil d’Etat est, sur le principe, favorable à l’introduction de règles 
spécifiques dans l’OLT2 concernant les soins à domicile, il regrette cependant que cette 
révision soit circonscrite à la CCT location de services. Il craint que cela pose – si elle 
devait être concrétisée – des problèmes d’interprétation, d’application et d’inégalité de 
traitement. Enfin, il préconise que le projet soit remanié, non seulement afin de mieux se 
conformer à la systématique actuelle des textes légaux mais également afin de gommer 
certaines imperfections. 

Réitérant ses remerciements de l’avoir associé à cette consultation, le Conseil d’Etat vous 
prie de croire, Madame, Monsieur, à l’assurance de sa haute considération. 

 
AU NOM DU CONSEIL D’ETAT 

LA PRESIDENTE 

 

LE CHANCELIER 

 
Christelle Luisier Brodard Michel Staffoni 
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Vernehmiassung zur Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: Sonderbestimmun
gen für die Live-in-Betreuung (Art. 17a - 17e ArGV 2) — Stellungnahme Kanton Zug

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 28. November 2024 wurden die Kantone eingeladen, zur oben genannten
Vernehmlassung eine Stellungnahme einzureichen. Gerne äussern wir uns hierzu wie folgt:

Vorbemerkung

Die vorgesehenen Sonderbestimmungen in der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz gelten für Ar
beitnehmende, welche bei einem Personalverleiher angestellt und in einen Privathaushalt zur
Verrichtung hauswirtschaftlicher Leistungen sowie zur Betreuung und Unterstützung in der All
tagsbewältigung verliehen werden. Für direkt von einem Privathaushalt angestellte Arbeitneh
mende gelten die in jedem Kanton bestehenden Normalarbeitsverträge für Arbeitnehmende im

Hausdienst (Art. 359 Abs. 2 OR). Das SECO hat 2018 eine Vorlage für die Ergänzung der kan
tonalen Normalarbeitsverträge (NAV) im Hausdienst zur Verfügung gestellt. Der Modell-NAV
enthält Vorgaben für die Regelung der Arbeitsbedingungen von Arbeitnehmenden, die im Rah
men einer 24-Stunden-Betreuung hauswirtschaftliche Leistungen für gebrechliche Personen er
bringen und dafür in deren Haushalt wohnen. Diese Bestimmungen weichen von den vorgese
henen Sonderbestimmungen ab. So sieht zum Beispiel Art. 17c Abs. 1 einen ganzen Ruhetag ä
35 Stunden pro Woche vor, während dem Arbeitnehmenden gemäss Modell-NAV wöchentlich

ein ganzer Tag (24 Stunden) und ein Haibtag ä 8 Stunden als Freizeit zusteht. Diese Ungleich
behandlung von Arbeitnehmenden, die bei einem Personalverleiher angestellt sind und sol
chen, die direkt von einer Privatperson angestellt werden, ist problematisch und lässt sich
sachlich nicht rechtfertigen. Wir fordern das WBF auf, diese Inkongruenzen zu überprüfen.

Aabachstrasse 5, 6300 Zug
T +41 41 594 55 55
zg.ch/volkswirtschaft
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Art. 17a Abs. 1 ArGV 2

Der definierte Geltungsbereich ist zu begrüssen.

Art. 1 7a Abs. 2 ArGV 2

Diese Lockerungen bestehen bereits in der ArGV 2 und finden beispielweise Anwendung für
Krankenanstalten / Kliniken (vgl. Art. 15 ArGV 2) und Heime (Art. 16 ArGV 2). Auch für andere
«24 Stunden-Betriebe» wie Tiergärten, Tierheime oder Labors sieht die ArGV 2 ähnliche Rege
lungen vor.

Die vorgesehenen Lockerungen für die 24-Stunden-Betreuung sind notwendig, um den Bedürf
nissen in dieser Branche gerecht zu werden. Andernfalls wäre eine Betreuung in Form des Live-
In aufgrund der rechtlichen Rahmenbedingungen nicht umsetzbar. Die vorgesehene Ausdehnung
der bereits bestehenden Lockerungen in der ArGV 2 auf die Sonderbestimmungen der 24-Stun
den-Betreuung ist zu begrüssen.

Art. 17a Abs. 3 ArGV 2
Mit dieser Regelung soll sichergestellt werden, dass die sozialpartnerschaftlich ausgehandelten
Arbeitsbedingungen für alle Mitkonkurrenten gelten und keine Unterbietung möglich ist, weshalb
die Regelung zu begrüssen ist.

Art. 17a Abs. 4 ArGV 2

Die Regelung ist zu begrüssen. Insbesondere ist zu berücksichtigen, dass ein Verweis auf die

bestehenden Regelungen zum Pikettdienst sachfremd wäre, da der (regelmässige) Bereit

schaftsdienst nicht mit dem (unregelmässigen) Pikettdienst gleichzustellen ist.

Art. 17b ArGV 2

Im Vergleich zu den Vorschriften zum Pikettdienst (vgl. Art. Sb ArGV 2) gehen die Regelungen
sehr weit. Dies entspricht wohl dem Bedürfnis der 24-Stunden-Betreuung. Wir gehen davon, dass
das SECO diese Fragestellung intensiv mit den Sozialpartnern besprochen hat und daraus eine

akzeptierte Formulierung gefunden hat.

Art. 17c—Art. 17eArGV2

Wir begrüssen die vorgesehenen Regelungen.

Fazit
Den geplanten Änderungen ist aus Sicht der Volkswirtschaftsdirektion zuzustimmen. Aufgrund

der Unterstellung unter das Arbeitsgesetz braucht es Sonderbestimmungen für die 24-Stunden-
Betreuung. Andernfalls könnte eine solche Betreuung in der Praxis nicht umgesetzt werden. Die

Arbeitnehmerrechte wurden im Rahmen der Revision beachtet und Schutzmechanismen zuguns

ten des Betreuungspersonals eingebaut, weshalb die geplanten Regelungen auch aus sozialpo
litischer Hinsicht zu begrüssen sind. Zu überprüfen ist hingegen die Ungleichbehandlung von
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von Arbeitnehmenden, die direkt von einer Privatperson angestellt werden und solchen, die bei
einem Personalverleiher angestellt sind.

Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme sowie für die Berücksichtigung unse
rer Anliegen.

Freundliche Grüsse

Volkswirtschaftsd i rektion

8‘fl
Silvia Thalmann-Gut

Regieru ngsrätin

Zustellung an:

- ab-geko@secoadmin.ch (PDF und Wordl
- Gesundheitsdirektion (infoqd@zc h) PDF

- Amt für Wirtschaft und Arbeit (bernhardneidhart@zq.ch) (PDF)



Kanton Zürich 
Regierungsrat

staatskanzlei@sk.zh.ch 
Tel. +41 43 259 20 02 
Neumühlequai 10 
8090 Zürich 
zh.chElektronisch an ab-geko@seco.admin.ch

5. März 2025  (RRB Nr. 207/2024)
Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz  
(Vernehmlassung)

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 28. November 2024 haben Sie uns eingeladen, zur Änderung der  
Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz (ArGV 2, SR 822.112) Stellung zu nehmen. Wir danken  
für diese Gelegenheit und äussern uns wie folgt:

Wir begrüssen den Erlass von Sonderbestimmungen zur Umsetzung der bundesgericht
lichen Rechtsprechung zur Live-in-Betreuung in Privathaushalten im Rahmen von Drei
parteienverhältnissen. Richtig ist, dass die Anwendung der Sonderbestimmungen auf 
Personalverleihbetriebe beschränkt ist, die dem GAV Personalverleih unterstellt sind. Im 
Kanton Zürich hat der Kantonsrat die Motion KR-Nr. 458/2020 betreffend Verbesserung 
der Rechtsstellung von Care-Migrantinnen an den Regierungsrat überwiesen. Damit wird 
beabsichtigt, die Arbeitsbedingungen der Pendelmigrantinnen zu verbessern. Für die 
entsprechenden rechtlichen Anpassungen ist jedoch der Bund zuständig. Die vorgeschla-
gene Änderung der ArGV 2 erfüllt das Anliegen der Motion teilweise. Keine Verbesserung 
ergibt sich hingegen für diejenigen Betreuungspersonen, die direkt von den Privathaus
halten angestellt werden. Wir würden es daher begrüssen, wenn für diese Betreuungs
personen ebenfalls eine Verbesserung bzw. Angleichung der Arbeitsbedingungen ange-
strebt würde – allenfalls durch eine Gesetzesrevision.
Ausserdem begrüssen wir, dass die Sonderbestimmungen unter Einbezug der Sozialpart-
ner erarbeitet wurden. Fortan wird der GAV Personalverleih somit für die überwiegende 
Mehrheit der verliehenen Live-in-Betreuungspersonen gelten und diesen bessere Arbeits-
bedingungen garantieren. Die Betreuungspersonen dürften neben den sozialpartner-
schaftlich festgelegten Entschädigungen für den Bereitschaftsdienst sowie die Nacht- und 
Sonntagsarbeit auch von einer obligatorischen Krankentaggeldversicherung profitieren. 
Hervorzuheben ist auch, dass die Definition des Bereitschaftsdienstes vollständig und klar 
gefasst ist. Der vorgelegte Revisionsentwurf vermag grundsätzlich zu überzeugen. 

Eidgenössisches Departement für Wirtschaft,
Bildung und Forschung
3003 Bern
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Die einzelnen Bestimmungen geben aus Vollzugssicht zu folgenden Bemerkungen Anlass: 

Art. 17a Abs. 1 E-ArGV 2
Die Definition des Anwendungsbereichs ist grundsätzlich verständlich und zweckmässig 
formuliert. Wie die Verwaltungs- und Gerichtspraxis jedoch zeigt, ist die Frage, ob ein 
Sachverhalt als Personalverleih zu qualifizieren ist, häufig umstritten. Eine entsprechende 
Ergänzung der Arbeitsvermittlungsverordnung (SR 823.111) könnte Klarheit schaffen.
In den Erläuterungen wird bei der Umschreibung der Tätigkeiten der Betreuungspersonen 
auf Art. 7 Abs. 2 Bst. c der Krankenpflege-Leistungsverordnung (KLV, SR 832.112.31) ver-
wiesen. Diese Tätigkeiten werden in dieser Bestimmung als Massnahmen der Grundpflege 
bezeichnet, deren Kosten von der obligatorischen Krankenpflegeversicherung übernom-
men werden. Bei der Tätigkeit von Live-in-Betreuenden handelt es sich jedoch um haus-
wirtschaftliche Leistungen sowie Leistungen der Betreuung und Unterstützung in der 
Alltagsbewältigung. Diese Abgrenzung wird zu Auslegungsfragen führen. 
Unklar ist ferner, ob die neuen Bestimmungen auch auf pflegende Angehörige in einem 
Dreiparteien-/Personalverleihverhältnis Anwendung finden sollen, die Massnahmen der 
Grundpflege nach Art. 7 Abs. 2 Bst. c KLV erbringen.

Art. 17a Abs. 2 E-ArGV 2
Die Verweisung auf Art. 8 Abs. 2 ArGV 2, wonach Überzeitarbeit gemäss Art. 12 Abs. 1 ArG 
am Sonntag geleistet werden darf und diese innert 26 Wochen durch Freizeit von gleicher 
Dauer auszugleichen ist, vermag vor dem Hintergrund, dass es sich beim Betreuungsper-
sonal überwiegend um sogenannte Pendelmigrantinnen aus dem EU-Raum handelt, nicht 
zu überzeugen. Die Pendelmigrantinnen halten sich gewöhnlich im Rahmen des auslän-
derrechtlichen Meldeverfahrens und damit höchstens drei Monate in der Schweiz auf. Eine 
Kompensation von sonntags geleisteter Überzeit innerhalb eines halben Jahres ist somit 
nicht möglich und wäre bei einer Kontrolle nicht überprüfbar. Würde bei einer Arbeitszeit-
kontrolle bei einer Betrachtung des üblichen Zeitraums von drei Monaten festgestellt, dass 
am vergangenen Sonntag Überzeit geleistet wurde, wäre eine zusätzliche Betrachtung der 
nächsten 26 Wochen erforderlich, um feststellen zu können, ob die erforderliche Überzeit-
kompensation gewährt wurde. 
Wir beantragen deshalb, ein kürzeres Kompensationsintervall vorzusehen. 
Da es sich bei den Betreuungspersonen überwiegend um Pendelmigrantinnen handelt, 
geben wir bei der Verweisung auf Art. 12 Abs. 2 ArGV 2 zu bedenken, ob der Anspruch auf 
zwölf freie Sonntage pro Kalenderjahr nicht pro rata temporis gewährt werden müsste, 
denn gemäss Art. 12 Abs. 2 ArGV 2 ist es zulässig, bei einem Einsatz von bis zu 40 Wochen 
keine freien Sonntage zu gewähren. 

Art. 17b Abs. 3 E-ArGV 2
Diese Regelung führt im Vollzug zu einem sehr grossen Aufwand bei den Arbeitszeitkont-
rollen. Für jeden Zeitabschnitt (Block) wäre einzeln zu prüfen, ob innerhalb dieses Blocks 
nur die effektiv geleisteten Einsätze als Arbeitszeit zählen oder der gesamte Block als 
Arbeitszeit gilt. Zudem wird mit dieser Regelung auch die Arbeitszeiterfassung erschwert 
und ein erhebliches Fehlerpotenzial geschaffen. Daher hat der Bereitschaftsdienst immer 
als Arbeitszeit zu gelten, wenn an einem Arbeitstag mehr als zwei Einsätze geleistet wer-
den. Dies unabhängig davon, ob der Bereitschaftsdienst auf mehrere Zeitabschnitte 
 aufgeteilt worden ist oder nicht. Dadurch wird nicht nur die Zeiterfassung übersichtlicher, 
sondern auch die Kontrolle erleichtert.
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Art. 17c Abs. 2 E-ArGV 2
Aufgrund der unregelmässigen und schlecht planbaren Tätigkeit ist es gerechtfertigt, 
keine Verkürzung der täglichen Ruhezeit auf weniger als elf Stunden zuzulassen. Die sinn-
gemässe Anwendung von Art. 19 Abs. 3 der Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz (SR 822.111) 
dürfte jedoch rein theoretischer Natur sein. Eine praktische Anwendung dieser Bestim-
mung ist kaum denkbar, wenn höchstens fünf Stunden Bereitschaftsdienst pro Tag zu
lässig sind und es gleichzeitig genügt, wenn ein einziger Ruhezeitblock eine Dauer von 
mindestens vier Stunden aufweist.

Art. 17e E-ArGV 2
Wir beantragen, dass aufgrund der komplexen Sonderbestimmungen eine digitale 
Arbeitszeiterfassung vorgeschrieben wird, um eine vereinfachte, automatisierte Auswer-
tung der Arbeitszeiten sowohl durch den Verleihbetrieb als auch durch die kantonalen 
Arbeitsinspektorate sicherzustellen. Aufgrund der ausschliesslichen Anwendbarkeit dieser 
Sonderbestimmungen auf Betriebe, die dem GAV Personalverleih unterstellt sind, wäre  
es sinnvoll, wenn die Sozialpartner eine entsprechend digitale Erfassungsmöglichkeit zur 
Verfügung stellen. Falls keine Zeiterfassungssoftware eingesetzt wird, ist für die Zeiterfas-
sung eine vom Staatssekretariat für Wirtschaft zur Verfügung gestellte Excel-Vorlage zu 
verwenden. 
Die Vorgaben betreffend Ausgestaltung von Visum und Kontrolle der Arbeitszeiterfassung 
durch den Personalverleihbetrieb erscheint vage: Die Begriffe «zeitnah» und «Kontrolle» 
sind auslegungsbedürftig. Es bleibt unklar, welchen Umfang die Kontrollpflicht des Perso-
nalverleihers hat: Handelt es sich um eine blosse Überprüfung, ob die Arbeitszeit korrekt 
erfasst wurde und welche Stunden wie zu entschädigen sind? Oder muss der Verleiher 
die Zeiterfassung auch betreffend die Einhaltung des Arbeitsgesetzes überprüfen? Weiter 
bleibt unklar, was unter zeitnah zu verstehen ist und in welcher Regelmässigkeit die Kont-
rollen erfolgen müssen. Zu beachten ist, dass die Lohnauszahlung gemäss Art. 23 GAV 
Personalverleih spätestens am 5. Tag des auf den Beschäftigungsmonat unmittelbar fol-
genden Monats erfolgen muss. 
Die praktische Umsetzung des geplanten Visums- und Kontrollprozesses wird durch den 
Umstand erheblich erschwert, dass es sich in den allermeisten Fällen um Pendelmigran-
tinnen und damit um kurze, befristete Arbeitseinsätze handelt. 
Schliesslich gehen wir davon aus, dass die neuen Verordnungsbestimmungen beim Voll-
zug im Vergleich zu den üblichen Arbeitszeitkontrollen eher zu einem grösseren Kontroll-
aufwand führen werden.

Freundliche Grüsse

Im Namen des Regierungsrates 
 
Die Präsidentin:	 Die Staatsschreiberin:

Natalie Rickli	 Dr. Kathrin Arioli
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Consultation :  Modification de l'ordonnance 2 relative à la loi sur le travail : 
dispositions spéciales pour l’assistance Live-In (Art. 17a - 17e OLT 2) 
 

Madame, Monsieur, 

Vous avez invité notre parti à prendre position sur le projet de consultation visé en titre. Nous vous remercions 

de nous offrir l’opportunité de nous exprimer à ce sujet. 

La modification de l’ordonnance 2 relative à la loi sur le travail (OLT 2) introduit de nouvelles règles encadrant 
les emplois dans les agences de location de services domestiques dédiées à la prise en charge des personnes 
âgées (« Live-in »). Bien que le statut juridique des travailleurs et travailleuses du secteur soit déjà plus 
favorable en Suisse que dans d’autres pays, leurs conditions de travail restent, en effet, souvent précaires. 
 
Des conditions de travail dignes pour un maintien durable à domicile 
 
Cette ordonnance, issue d’une table ronde réunissant les principaux partenaires sociaux concernés, comble 
une lacune importante, en établissant des règles claires visant à garantir et mieux délimiter le temps de travail 
et de repos et un meilleur encadrement des conditions de rémunération des accompagnateurs et 
accompagnatrices « Live-in ». Le Centre salue ces modifications qui permettent de prévenir les risques 
d’épuisement professionnel et de garantir des conditions de travail dignes pour ces professionnels. Nous 
tenons à rappeler que leur activité, aux côtés de celle des proches aidants, joue un rôle clé dans le maintien 
à domicile des personnes âgées en Suisse.  
 
Nous vous remercions de nous avoir donné la possibilité de prendre position et vous prions d’agréer, Madame, 

Monsieur, nos salutations les meilleures. 

 

Le Centre 

  

 

Sig. Gerhard Pfister 

Président Le Centre Suisse 

 

Sig. Gianna Luzio 

Secrétaire générale Le Centre Suisse 

 

 

 

 

Par e-mail: ab-geko@seco.admin.ch  

 

Berne, le 3 mars 2025 
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Elektronischer Versand: ab-geko@seco.admin.ch 

Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: Sonderbestimmungen für die 
Live-in-Betreuung (Art. 17a - 17e ArGV 2) 
Vernehmlassungsantwort der FDP.Die Liberalen 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Für Ihre Einladung zur Vernehmlassung oben genannter Vorlage danken wir Ihnen. Gerne 
geben wir Ihnen im Folgenden von unserer Position Kenntnis. 

Die vorliegende Revision dient der Einführung der Artikel 17a–17e in die Verordnung 2 zum 
Arbeitsgesetz (ArGV 2; SR 822.112). Diese Bestimmungen regeln die Bedingungen für 
Beschäftigte, die im Rahmen eines Dreiecksverhältnisses (privater Haushalt – 
Personalverleiher – Arbeitnehmer) für die Betreuung einer betreuungsbedürftigen Person 
eingesetzt werden und dabei im Haushalt des Klienten wohnen. Auslöser für die Revision war 
ein Urteil des Bundesgerichts (2C_470/2020), das die Anwendbarkeit des Arbeitsgesetzes auf 
solche Konstellationen bestätigte. 

Die FDP.Die Liberalen begrüsst die Vorlage, da sie Rechts- und Planungssicherheit für 
Arbeitgebende und Arbeitnehmende schafft. Jedoch müssen die neuen Regelungen so 
umgesetzt werden, dass sie nicht zu übermässiger Bürokratie für alle Parteien führen (siehe 
VE-ArGV 2 Art. 17e). Zudem dürfen die Kosten für Live-in-Betreuung aufgrund der 
vorliegenden Verordnungsänderung nicht zu stark steigen. Die Auswirkungen der neuen 
Regelung müssen nach einer Einführungsphase sorgfältig evaluiert werden. 

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und für die Berücksichtigung unserer 
Überlegungen. 

 

Freundliche Grüsse 

FDP.Die Liberalen 

 

Der Präsident Der Generalsekretär 

  

Thierry Burkart Jonas Projer 
Ständerat 



 

 1/2 
 

 
Les VERT-E-S suisses 
Joanna Haupt 
Waisenhausplatz 21 
3011 Bern 
joanna.haupt@gruene.ch  
031 511 93 20 
 
 

Département fédéral de 
l’économie de la formation et de 
la recherche DEFR 
Monsieur le Conseiller fédéral 
Guy Parmelin 
3003 Bern 
 
Par e-mail : 
ab-geko@seco.admin.ch 

 
 
 

Berne, le 13 mars 2025 
 
 
 
Réponse à la consultation sur la révision de l’ordonnance 2 relative à la loi sur le travail. 
Dispositions spéciales pour la prise en charge « Live-in » 
 
 
Monsieur le Conseiller fédéral, 
 
Vous avez invité les VERT-E-S à prendre position dans le cadre de la consultation mentionnée 
en titre. Nous vous remercions de cette invitation et prenons position comme suit. 
 
Remarques générales 
Les VERT-E-S saluent la modification de l’ordonnance relative à la LTr négociée par le DEFR 
avec les partenaires sociaux. Avec le vieillissement de la population, le nombre de personnes 
travaillant dans le secteur des soins et de l’accompagnement à domicile, y compris dans un 
modèle de prise en charge « live-in », va croissant. Ces métiers sont généralement exercés 
par des femmes, très souvent issues de la migration. Il est urgent de prendre des dispositions 
assurant une meilleure protection à ces travailleuses vulnérables. 
Cette modification va dans le bon sens, mais elle instaure une inégalité de traitement entre les 
personnes engagées par des entreprises tierces et les nombreuses personnes directement 
par les ménages privés –jusqu’à aujourd’hui non soumis·es à la loi sur le travail. Elle n’améliore 
pas non plus la situation des personnes ne bénéficiant pas d’un statut légal en Suisse. Nous 
rappelons à ce titre que les VERT-E-S soutiennent la régularisation des sans-papiers vivant 
depuis trois ans ou plus en Suisse. Tant que toutes les travailleuses du soin à domicile ne 
disposeront pas d’un statut légal en Suisse, les améliorations légales manqueront une partie 
de leur cible. 
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Remarques détaillées 
 
Art. 17b, art. 17c, art. 17d et art. 17e 
La protection contre un temps de travail abusif est cruciale pour ces salariées dont le métier 
est de soutenir une personne ou un ménage dans ses tâches quotidiennes, tout en habitant 
sur place. Nous saluons donc toutes les dispositions limitant la disponibilité exigible pour un 
service de garde, ainsi que sa durée. Nous saluons également les dispositions règlementant 
le temps de repos et le temps de pause. Inscrire l’obligation de saisir le temps de travail dans 
l’ordonnance, nous paraît une disposition judicieuse à cette fin. 
 
Art. 17a al.3 
Seule une extension du champ d’application de l’annexe de la CCT Locations de services 
permettra de règlementer suffisamment le travail de garde, de nuit et du dimanche. Nous 
espérons que les partenaires sociaux atteindront le but qu’ils se sont fixés. 
 
 
 
Nous vous remercions d’avance de bien vouloir prendre en compte notre prise de position et 
restons à votre disposition en cas de questions. 
 
Avec nos salutations distinguées, 
 
 
 
 
Lisa Mazzone 
Présidente 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Joanna Haupt 
Secrétaire politique 



	

	
	
	
SP-Stellungnahme	zum	Vorschlag	des	Bundesrats	zur	Änderung	der	Verordnung	2	
zum	Arbeitsgesetz	
	
Sehr	geehrter	Herr	Vizebundespräsident	Parmelin,	
sehr	geehrte	Damen	und	Herren	
	
Die	Änderung	der	Verordnung	2	 zum	Arbeitsgesetz	 (ArGV	2)	 folgt	 auf	das	Bundesge-
richtsurteil	2C_470/2020;	BGE	148	II	203	zum	arbeitsrechtlichen	Status	von	in	der	Live-
in-Betreuung	beschäftigten	Personen.	Die	SP	dankt	Ihnen	für	die	Möglichkeit,	zum	Ent-
wurf	Stellung	nehmen	zu	dürfen.	
	

1. Zusammenfassende	Haltung	der	SP	
Die	SP	unterstützt	die	vorgeschlagenen	Änderungen	der	ArGV	2	und	regt	eine	Modi-
fikation	an:	Art.	17a	Ab.	1	soll	wie	folgt	formuliert	werden:	«[…]	an	einen	privaten	Haus-
halt	verliehen	werden	und	in	der	Regel	im	Haushalt	der	betreuten	Person	wohnen».	
	

2. Inhalt	des	Erlassentwurfs	und	Position	der	SP	
Die	Verordnungsänderung	bezieht	sich	auf	Dreiecksarbeitsverhältnisse,	in	welchen	ein	
Unternehmen	für	die	häusliche	Pflege	Personal	in	der	Wohnung	einer	zu	betreuenden	
Person	beschäftigt.	Ist	dieses	gemäss	Arbeitsvermittlungsgesetz	(AVG)	beschäftigt,	kä-
men	die	Sonderbestimmungen	gemäss	der	Verordnungsänderung	zum	Schutz	der	Ar-
beitnehmenden	zur	Anwendung.	
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Art.	17a	Abs.	1	definiert	den	Geltungsbereich	der	neuen	Bestimmungen	und	grenzt	die-
sen	auf	Personen	ein,	die	(i)	hauswirtschaftliche	Leistungen	erbringen	sowie	Betreuung	
und	Unterstützung	in	der	Alltagsbewältigung	leisten	und	(ii)	«im	Haushalt	der	betreuten	
Person	wohnen».	Die	SP	fordert	eine	Anpassung	der	Formulierung,	so	dass	die	Bestim-
mung	für	Personen	gilt,	welche	«in	der	Regel	im	Haushalt	der	betreuten	Person	wohnen».	
Auf	diese	Erweiterung	einigten	sich	die	Sozialpartner	bei	der	Aushandlung	der	Bestim-
mungen;	zudem	beugt	sie	dem	Entstehen	eines	rechtlichen	Graubereichs	vor	und	ist	kon-
gruent	mit	dem	im	Anhang	des	Gesamtarbeitsvertrags	(GAV)	«Personalverleih»	definier-
ten	Geltungsbereich	zur	Live-in-Betreuung.	
	
Art.	17a	Abs.	2	 regelt	die	Nacht-	und	Sonntagsarbeit	 sowie	die	damit	einhergehenden	
Kompensationen.	Die	SP	unterstützt	die	vorgeschlagenen	Änderungen.	
	
Die	in	Art.	17a	Abs.	3	festgehaltenen	Bestimmungen	sind	für	die	SP	wichtig:	Die	Kompen-
sationen	von	Sonderbestimmungen	zulasten	der	Arbeitnehmenden	müssen	über	sozial-
partnerschaftliche	Vereinbarungen	definiert	werden.	Über	den	GAV	können	somit	Ver-
gütung	und	Entlöhnung	sowie	weitere	Arbeitszeitfragen	geregelt	werden,	die	den	Bereit-
schaftsdienst,	die	Nacht-	und	Sonntagsarbeit	betreffen.	Die	SP	unterstützt	die	Formulie-
rung	in	Abs.	3	vollumfänglich.		
	
Art.	17a	Abs.	4	ist	für	die	SP	sehr	wichtig;	garantiert	der	Passus	doch	Grundrechte,	indem	
er	die	Bewegungsfreiheit	von	Arbeitnehmer·innen	 im	Bereitschaftsdienst	nur	 im	not-
wendigen	Mass	einschränkt.	
	
Art.	17b	Abs.	1	erst	schränkt	den	Bereitschaftsdienst	so	weit	ein,	dass	er	noch	als	solcher	
gelten	kann	und	nicht	als	Pikettdienst	geregelt	werden	muss.	Die	SP	unterstützt	den	vor-
liegenden	Änderungsvorschlag.	
	
Für	die	SP	stellt	Art.	17b	Abs.	2	eine	notwendige	Einschränkung	des	Arbeitnehmer·in-
nenschutzes	dar.	
	
Art.	17b	Abs.	3	ist	für	die	SP	essenziell.	Er	verhindert	eine	24-Stunden-Betreuung	durch	
eine·n	Arbeitnehmer·in	und	ist	für	den	Schutz	der	Gesundheit	der	Arbeitnehmer·innen	
ebenso	Voraussetzung	wie	für	den	Gesundheitsschutz	der	betreuten	Patient·innen.	Ohne	
diesen	Artikel	wäre	die	Wahrscheinlichkeit	hoch,	dass	schlecht	ausgeruhte	Arbeitneh-
mer·innen	qualitativ	ungenügende	Leistungen	erbringen	–	zum	Schaden	der	Betreuten.	
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Art.	17c	Abs.	1	und	Abs.	2	regeln	die	Erholungs-	und	Ruhezeit	und	sind	im	Sinne	der	SP.	
Dank	dieser	Bestimmungen	kommt	Live-in-Arbeitnehmer·innen	derselbe	Schutz	wie	Ar-
beitnehmer·innen	zuteil,	die	gemäss	Arbeitsgesetz	(ArG)	geschützt	sind.	Deshalb	unter-
stützt	die	SP	die	vorgeschlagenen	Änderungen.	
	
Art.	17d	Abs.	1	und	Abs.	2	regeln	die	Pausen	in	einem	Arbeitsumfeld,	welches	von	einer	
hohen	Präsenz	der	Arbeitnehmer·innen	geprägt	ist.	Die	SP	unterstützt	die	vorgeschlage-
nen	Bestimmungen.	
	
Die	Bestimmungen	in	Art	17e	stellen	Arbeitnehmenden	und	-gebenden	ein	Instrument	
zur	Verfügung,	mittels	dessen	die	Einhaltung	der	vertraglich	festgelegten	Leistungen	und	
Entschädigungen	überprüft	werden	kann.	Die	SP	unterstützt	die	vorgeschlagenen	Ände-
rungen.	
	
	
	
Insgesamt	schätzt	die	SP	die	Änderungen	positiv	ein.	Der	einzige	Kritikpunkt	betrifft	die	
restriktive	Formulierung	in	Art.	17a	Abs.	1.	Wir	fordern	den	Bundesrat	auf,	unserem	Mo-
difikationsvorschlag	zu	folgen.	
	
Wir	danken	Ihnen,	geschätzter	Herr	Vizebundespräsident,	geschätzte	Damen	und	Her-
ren,	für	die	Berücksichtigung	unserer	Anliegen	und	verbleiben	mit	freundlichen	Grüssen.	

Sozialdemokratische	Partei	der	Schweiz	

	 	
	
Mattea	Meyer	 Cédric	Wermuth	
Co-Präsidentin	 Co-Präsident	
	

	
Stefan	M.	Schütz	
Politischer	Fachreferent	
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Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz:  

Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung (Art. 17a – 17e ArGV 2) 
 

Vernehmlassungsantwort der Schweizerischen Volkspartei (SVP) 
 

 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 
 

Wir danken Ihnen für die Einladung, im Rahmen der oben genannten Vernehmlas-
sung Stellung zu nehmen. Wir äussern uns dazu wie folgt: 
 

Die SVP lehnt die geplanten Änderungen dezidiert ab. Diese schiessen 
komplett übers Ziel hinaus, beeinträchtigen die Wirtschaftsfreiheit und 

verteuern bewährte Lösungen für ältere, gebrechliche Menschen, die ih-
ren Lebensabend in den eigenen vier Wänden verbringen möchten. Letzt-
lich würden diese Anpassungen zu mehr Heimeintritten zu Lasten der öf-

fentlichen Hand (Ergänzungsleistungen) sowie zu höheren Ausgaben für 
die Krankenkassen führen, was angesichts der aktuellen Staatsfinanzen 

in keiner Weise im Interesse der Bevölkerung ist.  
 
Die Vorlage erfolgt im Nachgang zum Bundesgerichtsurteil 2C_470/2020 vom 22. 

Dezember 2021 und tangiert auch Teilinhalte des Postulats Marti Samira 
(22.3273). Ersteres kam zum Schluss, dass wenn Unternehmen im Tätigkeitsbe-

reich der häuslichen Pflege in einem Dreiecksverhältnis agieren (privater Haushalt 
– Spitexfirma/Personalverleiher – Arbeitnehmer) das Arbeitsgesetz zur Anwen-
dung gelangt. Dies im Unterschied zur Situation, in welcher ein Privater eine Be-

treuungsperson auf eigene Faust anstellt. Das Postulat bezweckte vornehmlich 
sog. Pendelmigranten arbeitsrechtlich besser zu stellen.  

 
Der Entwurf findet folglich Anwendung auf Betriebe sowie auf die von ihnen be-

schäftigten Arbeitnehmenden, die zwecks Erbringen von hauswirtschaftlichen Leis-
tungen und Betreuung an private Haushalte verliehen werden, wo sie auch woh-
nen. Der Schutz der Beschäftigten soll gemäss Vorlage verbessert werden. So wur-

den Sonderbestimmungen für ihre Arbeits- und Ruhezeiten geschaffen. Eine Rund-
um-die Uhr Betreuung durch eine Person ist nicht zulässig.  

 
Für diese Konstellationen sollen die Sozialpartner weitere Arbeitsbedingungen be-
treffend Vergütung des Bereitschaftsdienstes und die Sonntags- sowie Nachtarbeit 

regeln. In der Vorlage finden sich zahlreiche Regeln, die für ältere Leute eine er-
hebliche Einschränkung und Organisation bedeuten. Dadurch werden sie in die 

Abhängigkeit von Familienmitgliedern getrieben, verlieren an Selbständigkeit 
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sowie Selbstwirksamkeit und müssen zusätzlich noch mehr Geld in die Hand neh-
men für die Abdeckung der neuen Regulierungen durch weitere Personen der Ver-
leihfirma etc.  

 
Das Bundesgerichtsurteil äusserte sich lediglich zum Anwendungsbereich des Ar-

beitsgesetzes und nicht zu den einzelnen Bestimmungen. Um für die grosse Nach-
frage nach einer Betreuung zu Hause - heute und angesichts der Demographie 
noch vermehrt in der Zukunft – Lösungen zu finden, gilt es eine möglichst grosse 

Vertragsfreiheit für diese Konstellationen zu gewährleisten. Das käme auch den 
vielen ausländischen Betreuern zugute, möchten diese in aller Regel doch mög-

lichst viel arbeiten, u.a. um Geld in die Heimat zu schicken und regelmässig dorthin 
zurückzukehren.  
 

Die Spitexkosten steigen seit Jahren erheblich an; der Bedarf an ihren Dienstleis-
tungen ist gross. Gerade deshalb müssen die Kosten so gering als möglich gehalten 

werden, zumal nicht selten die öffentliche Hand einspringen muss.  
 
Es darf nicht sein, dass vulnerable, ältere Menschen, ihr vertrautes Heim mit all 

ihren Erinnerungen verlassen müssen, weil sie sich die erhöhten Spitexkosten nicht 
mehr leisten können. Viele wären dann auf Ergänzungsleistungen angewiesen, um 

die Heimkosten zu decken. Auch die Krankenversicherung würde stärker belastet. 
Es ist also angezeigt, die Administration und die Vorschriftendichte so gering als 

möglich zu halten, damit sich ein Aufenthalt in den eigenen vier Wänden noch lohnt 
und die notwendige Unterstützung so lange wie möglich selbständig in die Wege 
geleitet und organisiert werden kann. Ansonsten droht schliesslich die Notwendig-

keit einer Begleitung durch die KESB, was die Kosten zusätzlich enorm erhöhen 
würde. Schliesslich sei noch erwähnt, dass eine andauernde Betreuung zu Hause 

eine Vertrauenssache ist und man nicht jede Person dort wohnen lassen und sich 
von ihr betreuen lassen möchte. Dies gilt es bei der Ausgestaltung – im Hinblick 
auf zu viele Wechsel bei den Bezugspersonen – ebenfalls zu berücksichtigen.  

 
Die SVP setzt sich stark für eine Senkung der Krankheits- und Betreuungskosten 

ein. Diese Vorlage hingegen bewirkt das Gegenteil, weshalb wir die Vorlage als 
Ganzes ablehnen.  
 

 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 

 
Freundliche Grüsse 
 

SCHWEIZERISCHE VOLKSPARTEI 
 

Der Parteipräsident Der Generalsekretär 

   

Marcel Dettling   Henrique Schneider 

Nationalrat  
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ASSOCIAZIONE DEGLI UFFICI SVIZZERI DEL LAVORO

Herrn Bundesrat Guy Parmelin
Eidg. Departement für
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF

Per Mail an:
ab-geko(@seco.admin . ch

/q\
Bern, 14. Februar 2025

Kontaktperson : David Sansonnens, Direktor VSAA
Tel. 031 310 08 94 / Mail: david.sansonnens@vsaa.ch
(int. Ref. 2024-17)

Konsultation zur Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: Sonderbestimmun-
gen für die Live-in-Betreuung (Art. 17a - 17e ArGV 2) - Stellungnahme des VSAA

Sehr geehrter Herr Bundesrat,

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme in rubrizierter Angelegenheit.

Der VSAA verzichtet auf eine eigene Stellungnahme und verweist vollumfänglich auf die Stel-
lungnahme des Interkantonalen Verbands für Arbeitnehmerschutz (IVA).

Besten Dank für Ihre Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Verband Schweizerischer Arbeitsmarktbehörden VSAA

ustin Sansonnens
Präsidentin Direktor

Kopie (per mail)
Volkswirtschaftsdirektionskonferenz VDK, z.H. Herrn Matthias Schnyder, Generalsekretär
Interkantonaler Verband für Arbeitnehmerschutz (IVA) , z.h. Frau Sandrine Spina, Präsidentin

Beilaqe(n): Stellungnahme des IVA vom 3. Februar 2025 (DE/FR)
www.vsaa.ch www,aost.ch info@vsaa.ch
Haus der Kantone Speichergasse 6 3001 Bern

info@aost.ch
031 310 08 90
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Interkantonaler Verband für
Arbeitnehmerschutz (IVA)
Haus der Kantone
Speichergasse 6
Postfach
3001 Bern

Staatssekretariat für Wirtschaft SECO

per E-Mail an:
ab-qeko@seco.admin.ch

www.iva-ch.ch

Telefon: 031 552 25 52
E-Mail: info@iva-ch.ch

Bern, 03.Februar 2025

Vernehmlassung: Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: Sonderbestimmungen für die
Live-in-Betreuung (Art. 17a - 17e ArGV 2)

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme in rubrizierter Angelegenheit. Nachfolgend finden
Sie unsere Einschätzung.

Es ist sinnvoll und notwendig, dass auf den Bundesgerichtsentscheid 2C 470/2020 reagiert und unter Ein-
bezug der Sozialpartner eine massgeschneiderte Lösung ausgearbeitet wurde. Der Entwurf ist vor diesem
Hintergrund grundsätzlich zu befürworten. Allerdings ist er sehr komplex und nicht ausreichend klar formu-
Ëiert, was zu diversen Verständnis- und Vollzugsproblemen bei den involvierten Akteuren, insbesondere auch
den zu schützenden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, führen kann. Durch eine Präzisierung und Ver-
einfachung des Entwurfs, könnte ein möglichst reibungsloser und einheitlicher Vollzug sichergestellt und das
Eingreifen von Behörden und Gerichten auf ein Minimum reduziert werden. Aufgrund der Komplexität der
Bestimmungen, ist der mit der Arbeitszeitkontrolle durch die kantonalen Vollzugsbehörden verbundene Auf-
wand ebenfalls nicht zu unterschätzen.

Systematik:
Der Entwurf beinhaltet im 3. Abschnitt der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz (ArGV 2) eine Reihe von Artikeln,
die sich alle auf Betriebe und die von ihnen beschäftigten Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die zur
Erbringung von hauswirtschaftlichen Leistungen sowie der Betreuung und Unterstützung in der Alltagsbe-
wältigung herbeigezogen werden, beziehen. Dies ist ein Novum, da im 3. Abschnitt die unterstellten Be-
triebsarten sowie Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen aufgeführt werden, und in den einzelnen Bestim-
mungen auf die Sonderbestimmungen im 2. Abschnitt verwiesen werden. Vorliegend werden sowohl in den
einzelnen Bestimmungen besondere Bestimmungen, welche systematisch im 2. Abschnitt Eingang finden
müssten, festgehalten, als auch auf Sonderbestimmungen des 2. Abschnittes verwiesen. Diese neue Syste-
matik macht die für den Laien ohnehin anspruchsvolle Lektüre der Verordnung unnötigerweise noch kom-
plexer. Demzufolge sollten die besonderen Bestimmungen im 2. Abschnitt eingefügt werden. Im 3. Abschnitt
sollte nur ein Artikel vorgesehen werden, der einerseits den Grundsatz der hauswirtschaftlichen Leistungen
sowie Betreuung und Unterstützung in der Alltagsbewältigung erläutert und andererseits Verweise auf die
Sonderbestimmungen im 2. Abschnitt enthält.

Art. 17a Abs. 1 E-ArGV 2:
Die Definition des Anwendungsbereichs ist grundsätzlich zweckmässig formuliert. Gemäss dem erläutern-
den Bericht sind medizinische Pflegeleistungen ausgeschlossen, jedoch fallen Leistungen i.S.v. Art. 7 Abs.
2 lit, c der Krankenpflege-Leistungsverordnung unter die Bestimmungen. Um einen einheitlichen Vollzug zu

www.iva,ch
Haus der Kantone

www.aipt.ch

Speichergasse 6

info@iva-ch .ch
3001 Bern

031 552 52 25
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gewährleisten, ist es wichtig, dass eine klare Abgrenzung gemacht wird' Dies kann beispielsweise anhand
einer Liste mit den typischen Tätigkeiten, welche unter die Sonderbestimmungen fallen, oder einer Präzisie-
rung im Wegleitungstext erfolgen.

Um in den Anwendungsbereich der Bestimmungen zu fallen, muss der beschäftigte Arbeitnehmer oder die
beschäftigte Arbeitnehmerin unter anderem im Haushalt der betreuten Person wohnen. Somit entfällt die
Anwendung der Sonderbestimmungen beispielsweise auf Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer die einge-
setzt werden, falls die Anzahl Einsätze im Bereitschaftsdienst für die primär mit der Betreuung beauftragten
und im gleichen Haushalt wohnenden Personen überschritten werden oder auf die Arbeitnehmerinnen oder
Arbeitnehmer, welche die Einsätze organisieren. In diesem Zusammenhang überzeugt der Verordnungstext
in Art. 17a Abs. 2 E-ArGV 2 nicht, da er von <auf die Betriebe sowie Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen
nach Abs. 1 » spricht. «Die Betriebe sowie» wäre somit zu streichen.

Art. 17a Abs. 2 E-ArGV 2:
Art. 8 Abs. 2 ArGV 2 ist nicht zweckmässig. Häufig werden Pendelmigrantinnen und -migranten aus dem
EU-Raum für die umfassten Tätigkeiten eingesetzt. Diese halten sich häufig im Rahmen des ausländerrecht-
lichen Meldeverfahrens während höchstens drei Monaten in der Schweiz auf. Eine Kompensation von sonn-
tags geleisteter Überzeit während eines Zeitraums von 26 Wochen überzeugt vor diesem Hintergrund nicht,
Die Anwendbarkeit der bisher nur auf Spitäler und medizinische Laboratorien anwendbaren Sonderbestim-
mung hätte zudem zur Folge, dass Arbeitszeitkontrollen ohne Notwendigkeit sehr viel aufwändiger wären.
Würde bei einer Betrachtung des üblichen Zeitraums von drei Monaten festgestellt, dass in der letzten Woche
am Sonntag Überzeit geleistet wurde, ist eine zusätzliche Betrachtung der nächsten 26 Wochen notwendig,
um feststellen zu können, ob die erforderliche Überzeitkompensation gewährt wurde.
Die Regelung von Art. 8 Abs. 1 ArGV 2, wonach die am Sonntag geleistete Überzeitarbeit inneR 14 Wochen
durch Freizeit von gleicher Dauer auszugleichen ist, wäre vorliegend praxisgerechter. Alternativ und für die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wahrscheinlich entgegenkommender wäre eine monetäre Entschädi-
gung anstelle eines Freizeitausgleiches denkbar. Hinzu kommt, dass der Freizeitausgleich, sofern zwischen-
zeitIIch eine Ausreise aus der Schweiz erfolgt ist, für die zuständige Behörde faktisch nicht überprüfbar ist.

Art. 12 Abs. 2 ArGV 2, wonach im Kalenderjahr mindestens 12 freie Sonntage zu gewähren sind, wird in der
Praxis bei einem Aufenthalt von 3 Monaten kaum eine Rolle spielen, da sie unregelmässig auf das Jahr
verteilt werden dürfen. In der laufenden oder darauffolgenden Woche, in der am Sonntag gearbeitet wird,
muss im unmittelbaren Anschluss an die tägliche Ruhezeit eine wöchentliche Ruhezeit von 36 aufeinander
folgenden Stunden gewährt werden. Diese verlängert sich damit auf insgesamt 47 Stunden. Es ist zu be-
zweifeln, dass eine solche Regelung den Bedürfnissen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer entspricht,
was letztlich auch zu Schwierigkeiten bei der Rekrutierung von geeignetem Personal führen könnte. Eine
vergleichbare Thematik ist im Zusammenhang mit dem Tunnelbau bekannt, wo Unternehmen aufgrund rest-
riktiver Ruhetagvorgaben, die sich negativ auf das Privatleben der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
auswirken, Probleme bei der Rekrutierung ausländischer Arbeitskräfte haben.

Art. 17a Abs. 3 E-ArGV 2:
Die verlangte Unterstellung unter den GAV Personalverleih als Voraussetzung für die Anwendbarkeit der
Ausnahmebestimmungen sorgt für eine erhebliche Verbesserung der Arbeitsbedingungen. Fortan dürfte der
(DAV Personalverleih für die überwiegende Mehrheit der verliehenen Live-in-Betreuungspersonen gelten und
den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer damit nicht nur erheblich bessere Mindestlöhne garantieren. Die
Live-in-Betreuungspersonen profitieren neben den sozialpartnerschaftlich festgelegten Entschädigungen für
Bereitschaftsdienst sowie Nacht- und Sonntagsarbeit namentlich auch von einer obligatorischen Kranken-
taggeldversicherung. Somit ist aus Sicht des Arbeitnehmerschutzes die Regelung nachvollziehbar, über-
zeugt aber aus diversen Gründen nicht,
Dem GAV Personalverleih sind nur Betriebe unterstellt, die eine kantonale oder eidgenössische Bewilligung
zum Personalverleih besitzen und deren Haupttätigkeit der Personalverleih ist. Jedoch fällt nicht jeder Betrieb
der Personalverleih betreibt, wie beispielsweise gemeinnützige Betriebe, unter die BewiËligungspflicht. In der
Praxis gibt es Betriebe, welche Live-in-Betreuung anbieten und nicht bewilligungspflichtig sind und demnach
nicht dem GAV Personalverleih unterstehen. Dies schafft Wettbewerbsverzerrungen. Ausserdem ist eine
Unterstellung unter den GAV Personalverleih für die Anwendbarkeit der Sonderbestimmungen insbesondere
dann problematisch, wenn der GAV Personalverleih nicht mehr als allgemeinverbindlich erklärt wird, sei es
nur vorübergehend oder gar ganz aufgelöst werden sollte. Dies hätte eine Nichtanwendung der Sonderbe-

www.iva.ch
Haus der Kantone

www.aipt. ch
Speichergasse 6

info@iva-ch .ch
3001 Bern

031 552 52 25
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stimmungen zur Folge. Die Betriebe und die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wüssten nicht mit Sicher-
heit, wie lange die Sonderbestimmungen auf sie Anwendung finden und befänden sich somit diesbezüglich
in einem Schwebezustand. Da die Live-in-Betreuung ohne Anwendbarkeit der Sonderbestimmungen mög-
licherweise faktisch nicht mehr umsetzbar wäre, wäre damit möglicherweise der StellenverËust verbunden
Um dies zu vermeiden, sollten alle Dreiecks-Verhältnisse, welche Personalverleih darstellen, den Sonder-
bestimmungen unterstehen, unabhängig davon, ob sie dem GAV Personalverleih unterstellt oder freiwillig
angeschlossen sind.

Der Verweis auf die sozialpartnerschaftlich festgelegten Arbeitsbedingungen ist nachvollziehbar, jedoch
sollte er nicht Eingang in einen öffentlich-rechtlichen Text finden. Das Bestehen öffentlich-rechtlicher Vor-
schriften, auch wenn es sich um Sonderbestimmungen handelt, darf nicht von den Verhandlungsergebnissen
der Sozialpartner abhängig gemacht werden. Das Erfordernis, dass die Sozialpartner für die Betriebe die
Arbeitsbedingungen betreffend die Vergütung des Bereitschaftsdienstes und die Sonntags- und Nachtarbeit
regeln müssen, sollte nicht in einem öffentlich-rechtlichen Verordnungstext vorgeschrieben werden. Zudem
ist fraglich, ob diese Regelung dem geltendem Recht entspricht und auf dieser Normstufe möglich ist. So
sprechen sowohl die Tarifautonomie als Teil der Vertragsfreiheit als auch die indirekte negative Koalitions-
freiheit dagegen. Ausserdem geht aus dem Verordnungstext nicht klar hervor, inwiefern die Sozialpartner
die Sonntags- und Nachtarbeit regeln sollen. Insofern ausschliesslich die Vergütung von Bereitschaftsdienst
und Sonn- und Nachtarbeit gemeint ist, und nicht die weiteren Vorgaben für diese Einsätze, hat der Entwurf
einen redaktionellen Fehler («der» anstatt «die» Sonntags- und Nachtarbeit), Gemäss erläuternden Bericht
wird gemäss aktuell abgeschlossenen Vereinbarung festgelegt, dass insbesondere für Nachtarbeit ein Lohn-
zuschlag von mindestens 25% geschuldet ist. Das Arbeitsgesetz sieht für dauernde oder regelmässig wie-
derkehrende Nachtarbeit ein Zeitzuschlag von 10% vor. Gemäss Art. 22 ArG kann ein Zeitzuschlag nicht
durch Geldleistungen ersetzt werden. Daraus lässt sich schliessen, dass vorliegend ein 10% Zeitzuschlag
und ein 25% Lohnzuschlag zu gewähren wäre, wobei die Vollzugsorgane des ArG lediglich den Zeitzuschlag
kontrollieren. Zudem ist unklar, was die Konsequenzen sind, wenn die Sozialpartner keine Regelung finden
- dies sollte geklärt und in der Verordnung festgehalten werden (vgl- z.B. Art. 11 Abs. 3t'r BVG oder Art. 335j
OR)

Die Durchsetzung des GAV Personalverleih wird durch die paritätische Kommission überprüft. Die paritäti-
sche Kommission hat die Möglichkeit bei den Vollzugsorganen des ArG eine Anzeige zu machen, falls sie
Verfehlungen feststellt. Die Vollzugsorgane des ArG können hingegen die paritätische Kommission nicht
über einen festgestellten Verstoss informieren, da für diesen Informationsaustausch eine gesetzliche Grund-
lage fehlt

Art. 17a Abs. 4 E-ArGV 2:
Die Definition des Bereitschaftsdienstes ist klar und vollständig. Systematisch wäre es passender, die Best-
immungen unter Art. 17b E-ArGV 2 zu fassen.

Art. 17b Abs. 1 E-ArGV 2:
Es ist fraglich, ob eine Interventionszeit von 30 Minuten im Bereich der Live-in-Betreuung realistisch ist. Eine
Sonderregelung bei kürzeren Interventionszeiten analog des bisher einzig auf Krankenanstalten und Kliniken
anwendbaren Art. 8a Abs. 2 ArGV 2 ist sinnvoll

Zudem ist unklar, inwiefern die Wegzeit als Arbeitszeit anzurechnen ist. Gemäss erläuterndem Bericht wird
lediglich ausgeführt, dass innerhalb des gleichen Zeitabschnittes nur der effektive Arbeitseinsatz als Arbeits-
zeit zählt. Im Rahmen des Pikettdienstes ist die Anrechnung der nötigen Wegzeiten als Arbeitszeit zwingend,
wenn der Pikettdienst ausserhalb des Betriebes erfolgt. Der Verordnungstext ist aus Sicht des Arbeitneh-
merschutzes dahingehend zu konkretisieren, dass Art. 15 Abs. 2 ArGV 1 analog Anwendung findet. Da die
Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer sich während dem BereitschaftsdIenst sowohl inner- als auch aus-
serhalb des Haushalts für allfällige Arbeitseinsätze bereithalten kann

Gemäss erläuterndem Bericht stellt die Gewährleistung des Bereitschaftsdienstes einen massgeblichen Teil
der vereinbarten Arbeitsleistung dar und ist nicht bloss eine ausnahmsweise geleistete Zusatzleistung für
Notfälle, wie beim Pikettdienst. Deshalb muss diese Zeit auch klar von der Ruhezeit abgegrenzt werden. So
ist auch eine klare Regelung zum Verhältnis zu anderen Bestimmungen über die Arbeitszeit wichtig. Die
allgemeinen Bestimmungen über die Arbeitszeit (Art. 10 ArG für Tages- und Abendarbeit und 17a ArG für
Nachtarbeit) sind auf den Pikettdienst nicht anwendbar, da der Pikettdienst per Definition einen Zeitraum
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darstellt, während dem sich der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin zusätzlich zur normalen Arbeitszeit
für einen Einsatz bereithält (Art. 14 Abs. 1 ArGV 1). Andere Bestimmungen, insbesondere diejenigen über
die wöchentliche Höchstarbeitszeit und die Überzeitarbeit, bleiben anwendbar. Vorliegend ist zu konkretisie-
ren, welche Bestimmungen durch den Bereitschaftsdienst zur Anwendung gelangen und welche nicht.

Ausserdem besteht ein redaktioneller Fehler. Das Wort «zu » gewähren muss noch ergänzt werden.

Art. 17b Abs. 2 E-ArGV 2:
Zwar ist die Frequenz des Bereitschaftsdiensts beschränkt, dies jedoch auf einem sehr hohen Niveau (20
von 24 Tagen inneN 4 Wochen, 5 von 6 Nächten pro Woche). Die Bestimmung suggeriert, dass der Bereit-
schaftsdienst nur an einem Arbeitstag zulässig ist. Aus dem erläuternden Bericht geht nicht hervor, weshalb
der Bereitschaftsdienst nur an einem Arbeitstag möglich ist. So kann es sein, dass die Einplanung eines
Bereitschaftsdienstes bereits vor einem Arbeitstag gewünscht oder erforderlich ist. Die vorgesehene Rege-
lung stellt eine unnötige Einschränkung dar, sofern die Bereitschaftszeit nicht in die Ruhezeit fällt, und kann
zu einem unerwünschten oder gar stossenden Ergebnis führen.

Art. 17b Abs. 3 E-ArGV 2:
Diese Regelung ist unnötigerweise sehr komplex und sorgt einerseits bei den Arbeitszeitkontrollen für einen
sehr hohen Aufwand und überfordert andererseits möglicherweise die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.
So muss für jeden Block der Bereitschaftszeit einzeln geprüft werden, ob nur die effektiv geleisteten Einsätze
oder der gesamte Block als Arbeitszeit gilt. Zudem wird dadurch auch die Arbeitszeiterfassung erschwert
und ein erhebliches Fehlerpotenzial geschaffen. Der administrative Aufwand ist nicht verhältnismässig. Bei-
spielsweise die Aufteilung auf höchstens zwei Zeitabschnitte würde das Kontrollvolumen bereits um einen
Drittel reduzieren. Sodann sollte die Bestimmung dahingehend ergänzt werden, dass die Unterteilung des
Bereitschaftsdiensts nur in nicht zusammenliegende Zeitabschnitte zulässig ist, um damit Umgehungsver-
suchen voIZUbeugen.

Wünschenswert wäre im Wegleitungstext, analog zum Pikettdienst, konkrete Fälle aufzuzeigen.

Art. 17c Abs. 1 E-ArGV 2:
Es ist sinnvoll, dass in Bezug auf die wöchentliche Ruhezeit explizit festgelegt wurde, dass während dieser
kein Bereitschaftsdienst zulässig ist. Nur so besteht die Möglichkeit einer Erholung vom Arbeitsalltag

Art. 17c Abs. 2 E-ArGV 2:
Aufgrund der unregelmässigen und schlecht planbaren Natur der Tätigkeit ist es gerechtfertigt, keine Ver-
kürzung der täglichen Ruhezeit auf weniger als elf Stunden zuzulassen.

In der Praxis kann diese Regelung zu Schwierigkeiten führen. Davon ausgegangen, dass die minimale Ru-
hezeit von vier aufeinander folgenden Stunden nicht erreicht werden kann, beispielsweise bei einer akuten
gesundheitlichen Verschlechterung der zu betreuenden Person in der Nacht, muss der Arbeitnehmerin oder
dem Arbeitnehmer unmittelbar nach dem letzten Einsatz die tägliche Ruhezeit von elf Stunden nachgewährt
werden. In der Regel wird der Arbeitgeber in der Nacht keine Ersatzperson finden. Eine Ausnahmeregelung
für Notfälle ist deshalb notwendig.

Art. 17d Abs. 1 E-ArGV 2:
Durch die explizite Verpflichtung, die einstündige Pause ohne Bereitschaftsdienst zu gewähren, wird den
besonderen Umständen bei der Live-in-Betreuung Rechnung getragen

Gemäss erläuterndem Bericht muss die Pause am Stück gewährt werden und darf entgegen der allgemein
gültigen Regelung nicht aufgeteilt werden. Dies geht aus dem Verordnungstext nicht klar hervor. Eine Präzi-
sierung im Verordnungstext ist wünschenswert. Ausserdem ist unklar, ob abgesehen von der explizit vorge-
sehenen Abweichung die Regelungen in Art. 15 ArG und Art. 18 ArGV 1 anwendbar sind oder nicht.

Art. 17d Abs. 2 E-ArGV 2:
Es ist zu begrüssen, dass dem geringeren Erholungswert von Freizeit, während welcher Bereitschaftsdienst
zu leisten ist, Rechnung getragen wird. Gemäss Art. 10 Abs.1 und Art. 16 ArG wird zwischen Tages-, Abend-
und Nachtarbeit unterschieden. Im vorliegenden Entwurf wird einzig auf Tages- und Nachtarbeit Bezug ge-
nommen. Es ist davon auszugehen, dass es sich um ein redaktionelles Versehen handelt und auch die
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Abendarbeit gemeint ist und somit <am Tag und Abend, der in drei Zeitabschnitte aufgeteilt ist», heissen
sollte

Art. 17e E-ArGV 2:
Aufgrund der für die Anwendung der Sonderbestimmungen erforderlichen Unterstellung unter den GAV Per-
sonalverleih erscheint es zweckmässig, wenn durch die Sozialpartner eine entsprechende Erfassungsmög-
lichkeit zur Verfügung gestellt wird. Die Vorgaben betreffend Ausgestaltung von Visum und Kontrolle der
Arbeitszeiterfassungen durch den Personalverleihbetrieb erscheinen vage. Die Begriffe «zeitnah» und <Kon-
trolle» sind auslegungsbedürftig. Die praktische Umsetzung wird durch den Umstand, dass es sich gross-
mehrheitlich um Pendelmigrantinnen handelt erheblich erschwert. Ausserdem ist vorliegend unklar, ob ledig-
lich die Arbeitszeiten oder sämtliche Daten, wie z.B. der Bereitschaftsdienst, visiert werden muss. Eine Prä-
zisierung ist wünschenswert. Unklar ist, weshalb nicht Art. 73 ArGV 1 entsprechend angepasst wurde.

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen. Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur
Verfügung.

Freundliche Grüsse

INTERKANTONALER VERBAND
FÜR ARBEITNEHMERSCHUTZ - IVA

/ . /’

7#‘
brine SpËna

Präsidentin
Miriam Kaiser
Präsidentin Juristische Kommission
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Eidgenössisches Departement für Per Mail an: 
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF   ab-geko@seco.admin.ch 
Staatssekretariat für Wirtschaft SECO  
Leistungsbereich Arbeitsbedingungen 
Holzikofenweg 36 
3003 Bern 
 
 
Bern, 11. Februar 2025 
 
 
Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: 
Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung (Art. 17a - 17e ArGV 2) 
Vernehmlassungsantwort der Association Spitex privée Suisse (ASPS) 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Die Association Spitex privée Suisse ASPS ist der nationale Verband der privaten Spitex-
Anbietenden. Sie vertritt schweizweit rund 420 Spitex-Organisationen mit mehr als 18’000 
Mitarbeitenden. Die ASPS setzt sich dafür ein, die Rahmenbedingungen privater 
Engagements zu verbessern, um dem steigenden Pflege- und Betreuungsbedarf zuhause 
gerecht zu werden. Dafür sind klare Strukturen anzustreben, damit wegweisende Lösungen 
möglich werden. Deshalb beteiligen wir uns gerne an der laufenden Vernehmlassung 
«Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung», welche auch einige unserer Mitglieder 
unmittelbar betrifft. 
Obwohl die Vorlage erhebliche Anpassungen und Herausforderungen für unsere Mitglieder mit 
sich bringt, erkennen wir die Notwendigkeit und unterstützen die Änderung der Verordnung 2 
zum Arbeitsgesetz im Interesse des Gesundheitsschutzes und der Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Live-in Bereich. 
 
Besonders hervorzuheben sind folgende Aspekte: 
 
1. Verbesserung des Gesundheitsschutzes: Die neuen Regelungen schaffen klare und 

verbindliche Vorgaben für Arbeits- und Ruhezeiten. Dies verhindert eine ununterbrochene 
Betreuung durch nur eine Arbeitskraft und trägt wesentlich zur physischen und 
psychischen Gesundheit der Beschäftigten bei. Langfristig fördert dies ein nachhaltiges 
und gesundes Arbeitsumfeld. 

2. Berücksichtigung der besonderen Umstände von Pendelmigrantinnen: Die 
Regelungen nehmen Rücksicht auf die oft unsichere Situation von Pendelmigrantinnen, 
die für begrenzte Zeit in der Schweiz tätig sind. Trotz der zusätzlichen organisatorischen 
und finanziellen Herausforderungen für unsere Mitglieder, unterstützen wir diese 
Massnahmen, da sie soziale Verantwortung und Fairness widerspiegeln und die 
Arbeitsbedingungen dieser besonders schutzbedürftigen Gruppe verbessern. 
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3. Klare Trennung von Arbeits- und Ruhezeiten: Die detaillierten Regelungen zu 
Bereitschaftsdienst und Ruhezeiten sorgen für eine klare Abgrenzung von Arbeits- und 
Freizeit. Dies ist unerlässlich für die Erholung und das Wohlbefinden der Beschäftigten. 
Auch wenn dies für unsere Mitglieder eine erhebliche Anpassung der Arbeitsorganisation 
bedeutet, profitieren langfristig sowohl die Arbeitnehmer als auch die Arbeitgeber von 
gesünderen und motivierteren Mitarbeitenden. 

4. Transparente Erfassung der Arbeitszeiten: Die Verpflichtung zur genauen Erfassung 
von Arbeitszeiten, Bereitschaftsdiensten und Pausen stellt sicher, dass die Einhaltung der 
neuen Bestimmungen überprüft werden kann. Dies fördert die Transparenz und die Pflicht 
zur Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben durch sämtliche Spitexorganisationen. Obwohl 
dies zusätzlichen administrativen Aufwand für unsere Mitglieder bedeutet, erkennen wir 
die Notwendigkeit und den Nutzen einer genauen Arbeitszeiterfassung zum Schutz der 
Rechte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

5. Kooperative Erarbeitung der Bestimmungen: Die Einbindung der Sozialpartner bei der 
Entwicklung der neuen Regelungen und die parallel geführten Verhandlungen zu 
spezifischen Arbeitsbedingungen, wie Lohn und Arbeitszeit, zeigen die breite Akzeptanz 
und die gemeinsame Verantwortung aller Beteiligten. Diese Zusammenarbeit stellt sicher, 
dass die Interessen sowohl der Arbeitgeber als auch der Arbeitnehmer berücksichtigt 
werden und trägt zur Stabilität und Zufriedenheit im Arbeitsmarkt bei. 

Aus Sicht der ASPS ist jedoch noch ein weiterer Schritt nötig: Trotz der Tatsache, dass 
die Arbeitszeiterfassung Pflicht wird und den kantonalen Arbeitsämtern grundsätzlich eine 
genaue Kontrolle ermöglichen wird, würden wir es begrüssen, wenn es eine Meldepflicht an 
die Kantone geben würde. Grund: Diese könnten Stichproben durchführen und bei Nicht- 
einhaltung Bussen aussprechen. Die Arbeitsämter werden dies kaum leisten können. Die 
Kantone aber schon, wenn es sich «nur» um Stichproben handelt. Es wird entscheidend sein, 
dass der Missbrauch substanziell eingeschränkt wird. Dafür sind die Behörden zuständig. 
Fazit: 
Trotz der Herausforderungen, die die vorgeschlagenen Änderungen der Verordnung 2 zum 
Arbeitsgesetz für unsere Mitglieder mit sich bringen, unterstützen wir diese Revision. Sie stellt 
einen bedeutenden Schritt zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen und des Gesundheits-
schutzes für Beschäftigte in der Live-in-Betreuung dar. Zudem unterstützt und fördert die 
Änderung die einheitliche gesetzliche Regelung des Live-In-Modells sowie die Gleichstellung 
aller Anbieter, welche sich an die neuen Regeln zu halten haben.  
Wir danken Ihnen für die geleistete Arbeit sowie für die Kenntnisnahme und Berücksichtigung 
unserer Stellungnahme. 
 
Freundliche Grüsse 
Association Spitex privée Suisse ASPS 

 
Marcel Durst Christine Haenni 
Geschäftsführer Verantwortliche Kommunikation 



 

 

 

 
 
 

Vernehmlassung: Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz (ArGV 2) SR 822.112 / Vernehmlas-
sungsfrist bis 17. März 2025 

 

Organisation / Organizzazione 

Verband Zuhause Leben 

 

Adresse / Indirizzo 

Bahnhofstrasse 5, 8197 Rafz 

 

Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma 

19.02.2025 Silvain Kocher, Präsident 

 

Kontaktperson (Vorname, Nachname, Funktion, Emaila-
dresse und Telefonnummer) / Personne de contact (pré-
nom, nom, fonction, adresse e-mail et numéro de 
téléphone) / Persona di contatto (nome, cognome, fun-
zione, indirizzo e-mail e numero di telefono) 

Margaretha Stettler, m.stettler@hauspflegeservice.ch 

Silvain Kocher, sk@alterswohnhilfe.ch 
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali  

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Geschätzte Damen und Herren 

Als einziger Branchenverband der live-in Branche begrüssen wir die vorgeschlagene Verordnungsänderung. Das tripartit erzielte Verhandlungsresultat – 
unter Mitwirkung einer Vertreterin unseres Verbandes – beinhaltet begrüssenswerte Sonderbestimmungen der Arbeits- und Ruhezeiten der Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen der live-in Branche. Die Neuerungen sind insgesamt ein sozialpartnerschaftlicher und praxisbezogener Kompromiss, sie bringen für 
alle drei Beteiligten des Verleihverhältnisses gewünschte Klärung. Für die Verleiher sind sie auch verbunden mit gewissen zusätzlichen Überwachung- und 
Kontrolltätigkeiten: im Rahmen der verbesserten Klarstellung/Definition von Arbeits- und Ruhezeit sowie Bereitschaftsdienst wird der erwähnte Mehraufwand 
akzeptiert.  

Neben inhaltlicher Klarstellung mit konkreter Begriffsdefinition  insbesondere hinsichtlich der Arbeits- und Ruhezeit, aber auch hinsichtlich eines allfälligen 
Bereitschaftsdienstes wird auch der betriebliche und persönliche Geltungsbereich klargestellt: Die neuen Bestimmungen kommen dann zur Anwendung, 
wenn die betroffenen Arbeitgeber und Arbeitnehmer dem GAV Personalverleih unterstellt sind. Damit fallen direkt vom Privathaushalt angestellte Arbeitneh-
merInnen nicht darunter, ebenso wenig Arbeitsverhältnisse nach Auftragsrecht (und nicht Personalverleih) oder Arbeitsverhältnisse nicht gewinnorientierter 
Institutionen, soweit diese nicht dem allgemeinverbindlichen GAV Personalverleih unterstehen.  

Die neuen Bestimmungen legen im Übrigen auch klar, dass die live-in Betreuung nicht zu verwechseln ist mit der unzulässigen 24-Stunden-Betreuung. 

 

Fazit: 

Der Verband Zuhause Leben begrüsst die Neuerungen. 
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Stellungnahme zur Vernehmlassung «Änderung der Verordnung 2 zum Arbeits-
gesetz: Sonderbestimmungen für hauswirtschaftliche Leistungen sowie Be-
treuung und Unterstützung in der Alltagsbewältigung (Live-in-Betreuung; Art 
17a-17e ArGV 2)» 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Gerne nimmt CareInfo die Gelegenheit wahr, zur Vorlage Stellung zu nehmen. 

 

Der Verein CareInfo betreibt die Informations- und Austauschplattform www.careinfo.ch. Seit 

2013 finden Privathaushalte, Care-Migrantinnen (Live-In-Betreuerinnen) und Betreuungsfir-

men auf der Website aktuelle, situationsgerechte und kantonsspezifische Antworten auf 

rechtliche Fragen, wie etwa zu Vertragsbestimmungen, Regelungen zum Lohn oder Arbeits- 

und Ruhezeiten. Zusätzlich greift CareInfo aktuelle Fragen in der öffentlichen Diskussion mit 

Textbeiträgen von ausgewählten Fachpersonen sowie direkt Betroffenen auf. Ein geschlos-

senes Forum bietet Care-Migrantinnen die Möglichkeit zum Austauschen und zur Vernet-

zung. CareInfo ist auf Deutsch, Französisch, Polnisch, Slowakisch und Ungarisch verfügbar. 

 

Grundsätzliche Anmerkung 
Care-Migrantinnen und Care-Migranten kommen aus wirtschaftlich ärmeren Ländern in die 

Schweiz und übernehmen hauswirtschaftliche sowie betreuerische Tätigkeiten. Es sind 

hauptsächlich Frauen, die Live-In-Betreuung unter oft prekären Bedingungen und schlechter 

Bezahlung leisten. Der lückenhafte Schutz für Arbeitnehmende in Privathaushalten ist Teil 

der geringen Wertschätzung, die Care-Arbeit entgegengebracht wird. Problematische Ar-

beitsbedingungen schaden nicht nur den Arbeitnehmenden, sondern gefährden auch die 

Versorgungsqualität betreuungsbedürftiger Menschen. Die steigende Nachfrage nach kos-

tengünstiger Betreuung im Privathaushalt liegt zum einen in der Finanzierung der Langzeit-

pflege in der Schweiz begründet, die im Vergleich zu anderen OECD-Ländern zu einem 

überproportionalen Teil privat getragen werden muss. Zum anderen geht sie auf die stei-

gende Lebenserwartung der Bevölkerung zurück und den damit zusammenhängenden, un-

gelösten Fragen, wie zum Beispiel den Ausbau und die Finanzierung von Angebot und Infra-

struktur in der Langzeitpflege. 

 

Verein CareInfo 
www.care-info.ch 
kontakt@care-info.ch 

 

Zürich, 17. März 2025 

Eidgenössisches Departement für  

Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 

Staatssekretariat für Wirtschaft SECO 

Ressort Arbeitnehmerschutz ABAS 

Ab-geko@seco.admin.ch 
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Anlass zu der Verordnungsänderung des Arbeitsgesetzes (Art. 17a – 17e ArGV 2) gab der 

Bundesgerichtsentscheid 2C-470/2020; BGE 148 II 203. Dieser besagt, dass bei Personal-

verleih zur zeitlich umfassenden Betreuung in einem Privathaushalt das Arbeitsgesetz zur 

Anwendung kommt. Die vorliegende Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz (ArGV 

2; SR 822.112) soll spezifische Bedingungen für die Live-In-Betreuung schaffen. Sie gelten 

nur für Arbeitnehmende, die in einen Haushalt verliehen werden. Die vorliegenden Sonder-

bestimmungen sollen einerseits ermöglichen, dass Personalverleihbetriebe weiterhin Live-in-

Betreuung anbieten können. Andererseits sollen sie den Schutz der Arbeitnehmenden si-

cherstellen. 

 

CareInfo begrüsst grundsätzlich die vorgeschlagenen Sonderbestimmungen. Damit 

werden für Live-In-Betreuerinnen, welche von Personalverleihbetrieben angestellt sind, klare 

und verbindliche Regelungen geschaffen. Eine Rund-um-die-Uhr Betreuung durch nur eine 

Arbeitskraft wird damit klar unzulässig. 

 

Als problematisch erachtet der Verein CareInfo indes die Ungleichbehandlung der Care-

Migrantinnen, welche in einer Direktanstellung im Privathaushalt arbeiten. Obwohl 

diese Arbeitnehmenden die gleiche Arbeit leisten, gibt es für ihre Arbeitsverhältnisse insbe-

sondere bezüglich der Arbeits- und Ruhezeiten keine rechtlich verbindlichen Vorgaben: Das 

Arbeitsgesetz findet auf sie keine Anwendung. Die geltenden kantonalen Normalarbeitsver-

träge (NAV) wurden in den letzten Jahren nach Aufforderung des Bundesrats zwar in vielen 

Kantonen durch spezifische Regelungen für die sogenannte 24-Stunden-Betreuung ergänzt. 

Diese können jedoch durch schriftliche Vereinbarungen wegbedungen werden. Zudem hat 

nur etwa ein Drittel der Kantone die Minimalstandards des vorgeschlagenen Modell-NAV des 

SECO grösstenteils übernommen.1 

 
Das überwiesene Postulat 22.3273 «Grundsatzurteil des Bundesgerichts. Endlich den Gel-

tungsbereich des Arbeitsgesetzes auf die 24-Stunden-Betreuung von älteren Menschen 

durch Pendelmigrantinnen ausdehnen» fordert eine Behebung der Ungleichbehandlung von 

Direktanstellung gegenüber dem Personalverleih in der Live-In-Betreuung. CareInfo unter-

stützt die Bestrebungen, die Ungleichbehandlung zu beheben. Einerseits würde damit 

endlich Klarheit für die Privathaushalte geschaffen, welche sich für die Beschäftigung von 

Live-In-Betreuerinnen in einem rechtlichen Graubereich zurechtfinden müssen. Andererseits 

 

 

 
1Truong, Jasmine und Aner Voloder: Analyse und Bewertung der kantonalen NAV Hauswirtschaft, 
2022. 

https://www.seco.admin.ch/seco/de/home/Arbeit/Arbeitsbedingungen/Arbeitnehmerschutz/live-in-betreuung.html
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würde damit das Ausweichen von Unternehmen auf (vermeintlich ausschliessliche) Vermitt-

lungstätigkeit und Verlagerung zur Direktanstellung unterbunden.2 

Zu den einzelnen Bestimmungen 
 
1. Art. 17a Abs. 1 

CareInfo empfiehlt die Ergänzung «[…] an einen privaten Haushalt verliehen werden und in 

der Regel im Haushalt der betreuten Person wohnen». Es gibt Betreuungsarrangements, in 

denen Betreuerinnen in benachbarten Wohnungen wohnen. Die Ergänzung verhindert Um-

gehungen des Geltungsbereichs der Bestimmungen. 

 
2. Art. 17a Abs. 3  

CareInfo erachtet die Verknüpfung der Anwendbarkeit der Sonderbestimmung mit der 

allgemeinen Verbindlichkeit des Gesamtarbeitsvertrags für die Personalverleihbetriebe als 

wichtig. Die Sonderbestimmungen bedeuten eine Schwächung des Gesundheitsschutzes 

der Arbeitnehmenden, indem sie Ausnahmen des Arbeitsgesetzes ermöglichen. 

Verbindliche, sozialpartnerschaftlich ausgehandelte Bestimmungen zu Lohn, wöchentliche 

Arbeitszeit etc. sind deshalb eine wichtige Kompensation und verhindern zudem 

Wettbewerbsverzerrung. 

Bedauerlich ist, dass der sozialpartnerschaftlich vereinbarte Mindestansatz zur Entlöhnung 

des Bereitschaftsdienstes tiefer ausfällt als der vom SECO 2018 im Modell-NAV definierten 

Mindeststandard.3 

 
3. Art. 17b Abs. 1  

CareInfo begrüsst die Bestimmung einer Interventionszeit von 30 Minuten im Bereitschafts-

dienst. Dies ermöglicht den Live-In-Betreuerinnen, den Haushalt zu verlassen und sorgt für 

eine klarere Definition von Bereitschaftsdienst in Abgrenzung zu Arbeitszeit oder Freizeit und 

trägt der speziellen Situation der Live-In-Betreuung Rechnung. 

 
4. Art. 17b Abs. 2 und 3 

Diese Bestimmungen sind aus Sicht von CareInfo zentral, weil sie der spezifischen Situation 

von Live-In-Betreuerinnen Rechnung tragen. Sie dienen einerseits dem Schutz der Arbeit-

nehmenden, andererseits der Gewährleistung der Betreuungsqualität, weil sie verhindern, 

 

 

 
2 Geographisches Institut, Universität Zürich im Auftrag des SECO: Auswirkungen des Bundesge-
richtsurteils vom 22. Dezember 2021 auf den Live-in-Betreuungsmarkt, Bern 2024. 
3 SECO: Modell-NAV für die Regelung der 24-Stunden-Betreuung, Bern 2018. 

https://www.seco.admin.ch/seco/de/home/Publikationen_Dienstleistungen/Publikationen_und_Formulare/Arbeit/Arbeitsbedingungen/Studien_und_Berichte/studie_auswirkungen_live_in_betreuungsmarkt.html
https://www.seco.admin.ch/seco/de/home/Publikationen_Dienstleistungen/Publikationen_und_Formulare/Arbeit/Arbeitsbedingungen/Studien_und_Berichte/studie_auswirkungen_live_in_betreuungsmarkt.html
https://www.seco.admin.ch/seco/de/home/seco/nsb-news/medienmitteilungen-2018.msg-id-71402.html
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dass eine Arbeitskraft rund um die Uhr zur Verfügung stehen muss oder über längere Zeit 

keine Freizeit hat.  

 

Weitere Bemerkungen 
 

Der Informationsbedarf zu rechtlichen Fragen ist im Live-In-Betreuungssetting bei allen Be-

teiligten gross, insbesondere bei den Care-Migrantinnen und Privathaushalten. Für Care-

Migrantinnen ist es aufgrund ihrer Isolation, der Sprachbarrieren und der Angst vor Jobver-

lust oft schwierig, sich gegen Arbeitsausbeutung oder Nicht-Einhalten des Arbeitsvertrags zu 

wehren. Nicht selten sind die Arbeitsverträge zwar rechtlich korrekt ausgestaltet, doch auf-

grund des Zusammenfallens von Arbeitsplatz und Unterkunft sind die Trennung von Arbeits-

zeit, Freizeit und Bereitschaftsdienst oft unscharf. Die Betreuerinnen stehen faktisch rund um 

die Uhr zur Verfügung. Mit dem in der Regel zunehmenden Betreuungsbedarf der betreuten 

Person steigt auch die geleistete Arbeitszeit der Live-In-Betreuerin im Laufe des Arbeitsver-

hältnisses. Zudem ist es nicht selten, dass Care-Migrantinnen auch pflegerische Verrichtun-

gen übernehmen, die ihre Kompetenzen überschreiten. Die Folge sind Überforderung, Über-

lastung sowie Gesundheitsgefährdung sowohl der Care-Migrantin als auch der betreuten 

Person. Auch vielen Privathaushalten ist es ein Anliegen, legale und faire Arbeitsverhältnisse 

zu schaffen, häufig fehlt ihnen aber das spezifische Wissen dazu. 

 

CareInfo.ch leistet einen wichtigen Beitrag, um diesen Informationsbedarf mit mehrsprachi-

gen rechtlichen Informationen, insbesondere für Direktanstellungsverhältnisse, zu decken. 

CareInfo kann jedoch nur Auskunft, aber keine Beratung bieten. Wir betrachten es deshalb 

als grundlegend, dass eine niederschwellige, unabhängige Anlaufstelle insbesondere für 

rechtliche Fragen im Live-In-Betreuungssetting geschaffen wird. 

 

Aufgrund der geschilderten Umstände im Live-In-Betreuungssetting ist es zudem besonders 

wichtig, dass eine wirkungsvolle Überprüfung zur Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben 

stattfindet. 

 

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anregungen und verbleiben mit freundli-

chen Grüssen. 

 

Im Namen des Vereins CareInfo, 

 

 

die Präsidentin: 

 

 
 

Barbara Lienhard, Projektleiterin Fachstelle für Gleichstellung der Stadt Zürich 
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Département fédéral de l’économie, de 

la formation et de la recherche (DEFR) 

M. le Conseiller fédéral Guy Parmelin 

par e-mail :  

ab-geko@seco.admin .ch 

Berne, le 17 mars 2025 / vbs 

Révision de I ‘Ordonnance 2 relative à la loi sur le travail. Dispositions spéciales pour la 

prise en charge « Live-in » (art. 17a - 17e OLT 2) - Position de la CIPA 

Monsieur le Conseil fédéral, 

La Communauté d’intérêts Proches aidants CIPA souhaite s’exprimer dans le cadre de la 

consultation citée en titre. 

La Loi sur le travail et ses ordonnances ne s’appliquent pas aux ménages privés. Toutefois, le 

but de protection de la santé de la LTr justifie une interprétation restrictive de l'exclusion du 

champ d'application de la loi. L’ordonnance 2 règle les cas de relation tripartite de type 

« ménage privé – entreprise de soins à domicile/bailleur de services – travailleur ». 

En l’occurrence, le travailleur peut être une personne qui vit déjà avec la personne qui 

nécessite des soins, de l’assistance et du soutien dans les actes du quotidien, c’est-à-dire une 

personne proche aidante. En effet, depuis une décision du Tribunal fédéral de 2019, les 

organisations d’aide et de soins à domiciles peuvent engager des proches aidants et les 

rémunérer pour les prestations de soins de base fournies à domicile. Ils deviennent alors des 

« personnes proches soignantes ». Les prestations fournies et rétribuées aux proches 

soignants engagés ne concernent que les soins de base tels que définis par l’OPAS Art. 7 al.2 

let.c. Elles sont remboursées aux organisations d’aide et de soins à domicile par les caisses 

maladies.  

Les organisations d’aide et de soins à domicile sont assimilables à des « bailleurs de service » 

au sens de la présente ordonnance. Elles doivent par conséquent être soumises à la 

convention collective de travail étendue régissant le travail temporaire, dont les conditions de 

travail concernant l’indemnisation du service de garde et le travail de nuit et du dimanche sont 

réglées par un avenant négocié entre partenaires sociaux (Art. 17a, al. 3). On se trouve donc 

bien dans une relation tripartite de type « ménage privé – entreprise de soins à domicile – 

travailleur ». A notre avis, cette catégorie de personne remplit les critères énoncés : 



 

IGAB : Wir geben den betreuenden und pflegenden Angehörigen in der Schweiz eine Stimme. 

CIPA: Nous donnons une voix aux proches aidants en Suisse. 

CIFC : Diamo voce ai familiari curanti in Svizzera.  2 

- Être engagé·e par une entreprise fournissant « des prestations d’économie 

domestique, d’assistance et de soutien », avec un contrat en bonne et due forme. 

- Vivre au domicile de la personne soignée : c’est le cas pour les couples mariés ou en 

concubinage, mais aussi pour les situations où un membre de la famille proche 

(ascendant, descendant) ou une autre personne proche vient vivre au domicile de la 

personne soignée.  

Par analogie, les proches concernés sont définis par la loi fédérale pour soutenir les 

proches aidants qui est entrée en vigueur le 1er janvier 2021 : il s’agit des parents en 

ligne directe ascendante ou descendante (les parents et les enfants principalement), 

ainsi que les frères et sœurs, le conjoint, le partenaire enregistré, les beaux-parents, la 

personne qui fait ménage commun avec la personne aidée depuis au moins cinq ans 

de manière ininterrompue. 

- Fournir des prestations relevant des tâches définies à l’article 17a, al. 1 (soins de base 

selon Art. 7 al.2 let.c OPAS). 

- Saisir le temps de travail (Art. 17e), ce qui est contrôlé par le bailleur de services. 

Le fait que les proches soignants ainsi engagés par contrat reçoivent une formation, des 

directives de leur employeur, sont supervisés par un.e professionnel.le de la santé et doivent 

rendre un décompte des heures travaillées indique qu’on se trouve dans une véritable relation 

de travail. 

Découlant de ces éléments, il revient aux autorités d’informer activement – par une 

campagne spécifique – toutes les entreprises qui emploient des proches à leur domicile 

des obligations qui leur échoient dans le cadre de l’ordonnance 2. Ce point est 

particulièrement important, en particulier important au sujet du temps du service de garde qui 

ne peut excéder 5 heures par jour (Art. 17b al. 3), de repos hebdomadaire de 35 heures 

consécutives (Art. 17c al. 1) et du temps de repos quotidien de 11 heures (Art. 17c al. 2).  

Les dispositions sur le temps de pause (Art. 17d) s’appliquent aussi, même si seuls les soins 

de base sont rétribués. En effet, l’expérience rapportée par nos membres engagés sur le 

terrain et en contact avec les personnes proches aidantes et proches soignantes montre que 

les soins de base et la prise en charge (soutien, accompagnement) sont étroitement imbriqués 

et difficiles à séparer. Puisque l’objectif est la protection de la santé, alors il faut considérer la 

situation des personnes proches soignantes engagées dans sa globalité.  

Nous vous remercions de prendre en considération les observations de la CIPA et vous 

transmettons, Monsieur le Conseiller fédéral, nos salutations distinguées. 

 

 

 

Adrian Wüthrich Valérie Borioli Sandoz 

Président CIPA Directrice CIPA 



 

 
 
 

 
 
 

Conférence suisse des délégué·e·s à l’égalité I Case postale I 3001 Berne 

Tél. 031 328 40 46 I Fax 031 328 40 40 I info@equality.ch I www.equality.ch 

 

Berne, le 12 mars 2025 

 

 

Procédure de consultation « Modification de l’ordonnance 2 relative à la 

loi sur le travail : dispositions spéciales pour la “prise en charge Live-In” 

(art. 17a - 17e OLT 2) » 

 

 

Madame, Monsieur, 

 

Nous vous remercions pour votre invitation à participer à la consultation. La 

Conférence suisse des délégué·e·s à l’égalité (CSDE), qui regroupe les ser-

vices et bureaux officiels chargés de l’égalité entre femmes et hommes au ni-

veau de la Confédération, des cantons et des villes, a le plaisir de vous remettre 

sa position concernant la modification des dispositions spéciales pour la « prise 

en charge Live-In ». 

 

 

I. Contexte 

 

Ces dernières années, les soins aux personnes âgées dans les ménages privés 

en Suisse sont de plus en plus assurés par des personnes migrantes en prove-

nance d’Etats de l’UE, en grande majorité de femmes. Ces soignantes, en règle 

générale bien formées, viennent en Suisse pour trois mois au maximum. Pen-

dant cette période, elles habitent chez les personnes âgées et sont souvent à 

leur disposition 24 heures sur 24 pour les soins et l’accomplissement des tâches 

ménagères. En raison du changement démographique, il faut considérer que 

les demandes de soutien quotidien et de soins vont continuer à augmenter. 

 

Du point de vue de l’égalité, ce marché du travail dans des ménages privés 

Département fédéral de l’économie, de la formation et de la recherche (DEFR) 
 
Par courriel à : 
ab-geko@seco.admin.ch 
 



 

revêt d’une grande importance pour les motifs suivants : il repose presque  

exclusivement sur une main-d’œuvre féminine et aucune formation profession-

nelle spécifique n’est requise. Cependant, des qualifications dites « tradition-

nellement féminines » pour les tâches du ménage et des soins sont deman-

dées.1 De plus, les conditions de travail sont peu régulées et difficilement con-

trôlables. Enfin, ce type de rapports et de conditions de travail peuvent avoir 

des répercussions directes sur l’ensemble du secteur de la santé et des soins 

en Suisse, qui est aussi une branche occupée principalement par des femmes. 

Jusqu’à présent, les rapports de travail dans les ménages privés étaient exclus 

du champ d’application de la loi sur le travail (LTr ; RS 822.11), ce qui a conduit 

à des conditions de travail précaires, voire à de l’exploitation des « soignantes 

Live-In ».  

 

Dans son arrêt du 22 décembre 2021 (2C_470/2020 ; ATF 148 II 203), le  

Tribunal fédéral s’est prononcé ainsi : lorsqu’une entreprise de « prise en 

charge Live-In » emploie du personnel dans l’appartement de la personne né-

cessitant des soins dans le cadre d’une relation tripartite, il ne s’agit pas de 

l’occupation d’une travailleuse ou d’un travailleur par un « ménage privé » au 

sens de l’art. 2 al. 1 let. g de la LTr. Dès lors, cette exclusion du champ d’appli-

cation de la LTr n’est pas valable et ladite loi s’applique. Cet état de fait est à 

retenir dès qu’une relation tripartite existe, indépendamment du fait qu’il 

s’agisse de location de services au sens de la loi sur le service de l’emploi et la 

location de services (LSE, RS 823.11) ou d’une autre relation contractuelle, à 

savoir d’un mandat (ATF 148 II 203, consid. 3.3.1).   

 

La présente révision de l’ordonnance 2 relative à la loi sur le travail (OLT 2 ; 

RS 822.112) se saisit de ces rapports de travail tripartites dans la « prise en 

charge Live-In » et crée des dispositions spécifiques. Celles-ci doivent per-

mettre aux agences de location de services de continuer à proposer la « prise 

en charge Live-In » en assurant simultanément la protection des personnes em-

ployées. Les nouvelles dispositions ne s’appliquent qu’en cas de location de 

services au sens de la LSE. Pour d’autres rapports tripartites (par exemple le 

placement), les dispositions générales de la loi sur le travail sont applicables. 

 

 

II. Avis favorable au projet 

 

Du point de vue de l’égalité, la CSDE salue le principe de l’ancrage dans la 

 
1 «In einem Haushalt hast du einfach lieber eine Frau» (« Pour tenir le ménage, je pré-
fère avoir une femme » ; en allemand) – CareInfo, Rekrutierungs- und Vermark-
tungsstrategien von Betreuungs-Agenturen (Stratégies de recrutement et de commer-
cialisation de agences de placement ; en allemand) – CareInfo  

https://careinfo.ch/de/in-einem-haushalt-hast-du-einfach-lieber-eine-frau/
https://careinfo.ch/de/rekrutierungs-und-vermarktungsstrategien-von-betreuungs-agenturen/
https://careinfo.ch/de/rekrutierungs-und-vermarktungsstrategien-von-betreuungs-agenturen/


 

loi de la jurisprudence du Tribunal fédéral exposée ci-dessus (ATF 148 II 203). 

Selon le rapport explicatif (p. 2), le présent projet de révision a été élaboré avec 

les associations concernées (d’employeurs et de travailleur·euse·s) dans le 

cadre d’une table ronde. De plus, les partenaires sociaux de la CCT de la 

branche du travail temporaire se sont entendus sur d’autres conditions de 

travail spécifiques pour la « prise en charge Live-In », entre autres le salaire et 

la durée de travail hebdomadaire. Il est réjouissant de voir que cette entente a 

aussi été prise en considération à l’art. 17a al. 3 du projet, qui retient que les 

entreprises de travail temporaire doivent être soumises à la convention collec-

tive de travail étendue régissant le travail temporaire. En outre, les partenaires 

sociaux doivent régler les conditions de travail pour ces entreprises de travail 

temporaire en ce qui concerne l’indemnisation du service de garde et le 

travail de nuit et du dimanche. Selon le rapport explicatif (p. 3), cette condition 

vise à ce que les conditions de travail convenues par les partenaires sociaux 

s’appliquent à tous les concurrents, en particulier en ce qui concerne l’indem-

nisation du service de garde et la réglementation du travail du dimanche et de 

nuit. Elles constituent ainsi la norme minimale. L’accord conclu actuellement 

établit que le service de garde doit être indemnisé au moins à hauteur de 

30 % du salaire horaire, que le travail du dimanche est rémunéré par un 

supplément de salaire de 50 % et que le travail de nuit donne droit à une 

majoration de salaire d’au moins 25 %. En relation avec le service de garde, 

il faut mentionner que la réglementation du modèle de CTT de la Confédération 

en matière de salaire pour le temps de présence (entre 25 % et 50 % du salaire 

horaire) n’a malheureusement pas été retenue dans l’accord.2 

 

Le projet constitue sur le fond un projet équilibré et améliore les conditions de 

travail des « soignantes Live-In » qui sont employées dans le cadre de rapports 

de travail tripartites : les nouvelles dispositions créent pour ces personnes em-

ployées des dispositions spéciales pour leur temps de travail et de repos. Nous 

saluons particulièrement le fait qu’une prise en charge permanente par une 

seule personne employée n’est pas autorisée. Pour être conforme à la loi, 

une prise en charge permanente ne pourra continuer à être organisée qu’avec 

plusieurs personnes employées qui se relaient l’une l’autre. Nous saluons 

également le fait que l’art. 17a al. 4 en relation avec l’art. 17b du projet offre 

une définition et une réglementation claires du service de garde. 

 

Ce traitement spécial de la « prise en charge Live-In » s’impose car les per-

sonnes employées habitent dans le ménage de la personne nécessitant des 

 
2 Voir Modèle CTT en matière de prise en charge « Live-In » : https://www.seco.ad-
min.ch/seco/fr/home/Arbeit/Arbeitsbedingungen/Arbeitnehmerschutz/live-in-be-
treuung.html. Ce modèle de CTT définit la norme minimale suisse pour les conditions 
de travail en matière de prise en charge 24 heures sur 24. 

https://www.seco.admin.ch/seco/fr/home/Arbeit/Arbeitsbedingungen/Arbeitnehmerschutz/live-in-betreuung.html
https://www.seco.admin.ch/seco/fr/home/Arbeit/Arbeitsbedingungen/Arbeitnehmerschutz/live-in-betreuung.html
https://www.seco.admin.ch/seco/fr/home/Arbeit/Arbeitsbedingungen/Arbeitnehmerschutz/live-in-betreuung.html


 

soins et parce que la délimitation entre les temps de travail et de repos requiert 

une attention particulière. Comme ce type de rapports de travail est conclu sou-

vent avec des migrantes pendulaires séjournant en Suisse pour une durée 

limitée, leur éventuelle précarité doit aussi être prise en compte de manière ap-

propriée. 

 

 

III. Inégalité de traitement problématique 

 

En dépit des améliorations réjouissantes apportées par le projet, la CSDE 

souhaite mettre en lumière notamment la situation des « soignantes Live-In » 

qui sont engagées ou simplement placées directement par les ménages. La 

nouvelle réglementation ne s’applique pas à ces personnes, car dans ce cas 

l’exception de « ménage privé » du champ d’application de la LTr reste appli-

cable. 

 

De ce fait, des conditions différentes et précaires continuent de s’appliquer 

aux « soignantes Live-In » directement engagées par un ménage privé rapport 

à celles engagées dans un rapport de travail tripartite, bien que le travail fourni 

ne se distingue pas. Il s’agit là de la conclusion d’une étude réalisée sur man-

dat du SECO à l’automne 2023 concernant les conséquences pratiques de l’ar-

rêt du Tribunal fédéral susmentionné.3 L’étude montre de plus que les engage-

ments directs vont gagner en importance à l’avenir vraisemblablement. Par 

manque de relevé statistique des « soignantes Live-In » engagées directement 

dans un ménage, il faut tenir compte du fait que de nombreuses femmes sont 

engagées directement et employées de manière informelle et que les em-

ployées annoncées sont payées pour partie en dessous du salaire minimal ou 

pas indemnisées pour les heures de garde effectuées. 

 

Selon le rapport explicatif (p. 2), suite au postulat Samira Marti 22.3273 (« Arrêt 

de principe du Tribunal fédéral. Étendre enfin le champ d’application de la loi 

sur le travail à la prise en charge de personnes âgées 24 heures sur 24 par des 

migrantes pendulaires ») un rapport du Conseil fédéral est en cours d’élabora-

tion.   

 

La CSDE demande que le rapport relatif audit postulat détermine comment 

des solutions pour corriger les conséquences négatives décrites plus 

haut en matière d’inégalité de traitement des « soignantes Live-In ». 

 

 
3 Voir le rapport Auswirkungen des Bundesgerichtsurteils vom 22. Dezember 2021 auf 
den Live-in-Betreuungsmarkt (Conséquences de l’arrêt du Tribunal fédéral du 22 dé-
cembre 2021 sur le marché de l’assistance « Live-In » ; en allemand). 

https://www.seco.admin.ch/seco/de/home/Publikationen_Dienstleistungen/Publikationen_und_Formulare/Arbeit/Arbeitsbedingungen/Studien_und_Berichte/studie_auswirkungen_live_in_betreuungsmarkt.html
https://www.seco.admin.ch/seco/de/home/Publikationen_Dienstleistungen/Publikationen_und_Formulare/Arbeit/Arbeitsbedingungen/Studien_und_Berichte/studie_auswirkungen_live_in_betreuungsmarkt.html


 

En vous remerciant pour l’attention portée à nos remarques, nous vous adres-

sons, Madame, Monsieur, nos meilleures salutations. 

 

Au nom de la Conférence suisse des délégué·e·s à l’égalité, 

Les co-présidentes 

 

 

 
Mirjam Gasser Miriam Ganzfried Couderc 
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Eidgenössische Kommission für Frauenfragen EKF 
 

 

Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz 
Sonderbestimmungen für hauswirtschaftliche Leistungen sowie Betreuung und Unter
stützung in der Alltagsbewältigung (Live-in-Betreuung; Art 17a-17e ArGV 2) 

Vernehmlassungsstellungnahme der Eidgenössischen Kommission für Frauenfragen 
EKF  

März 2025 

I. Grundsätzliches  

Mit der Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz sollen spezifische Bestimmungen für 
die Live-in-Betreuung erlassen werden. Sie betreffen Arbeitnehmende, die von einem Perso
nalverleihbetrieb in einen Haushalt verliehen werden, um dort hauswirtschaftliche Leistungen 
zu erbringen sowie Betreuung und Unterstützung in der Alltagsbewältigung zu leisten. Für die 
Dauer ihres Einsatzvertrags wohnen sie in der Regel zusammen mit der betreuungsbedürftigen 
Person in deren Haushalt. Die überwiegende Mehrheit dieser Beschäftigten sind Frauen.  

Anlass zu dieser Verordnungsänderung gab der Bundesgerichtsentscheid 2C-470/2020; BGE 
148 II 203, welcher festhielt, dass bei Personalverleih zur Unterstützung und Betreuung von 
Personen in privaten Haushalten das Arbeitsgesetz zur Anwendung kommt. Mit den vorliegen
den Sonderbestimmungen soll nun einerseits ermöglicht werden, dass Personalverleihbetriebe 
weiterhin Live-in-Betreuung anbieten können. Andererseits sollen sie den Schutz der Beschäf
tigten sicherstellen. 

Die Eidgenössische Kommission für Frauenfragen EKF begrüsst die geplanten Sonderbestim
mungen. Viele Live-in-Betreuende haben ihren Lebensmittelpunkt im Ausland. Sie reisen für 
temporäre Einsätze von ein paar Wochen oder wenigen Monaten am Stück in die Schweiz und 
haben deshalb oft nur eingeschränkte Kenntnisse der Landessprache und ihrer Arbeitsrechte. 
Es handelt sich folglich um eine Beschäftigtengruppe mit besonders hoher Vulnerabilität. Da 
Live-in-Betreuende im Haushalt der zu betreuenden Personen nicht nur arbeiten, sondern auch 
dort wohnen, stellt zudem die Abgrenzung zwischen Arbeits- und Ruhezeiten eine besondere 
Herausforderung dar. Die Sonderbestimmungen bieten hierbei Klärung. 

Eine zentrale Problematik bleibt jedoch auch mit den vorliegenden Sonderbestimmungen be
stehen: So hat das Arbeitsgesetz bis heute nur für jene Arbeitskräfte im Haushalt Gültigkeit, 
die in einem Dreiecksverhältnis von einem Verleihbetrieb an einen Haushalt verliehen werden. 
Sämtliche Arbeitnehmende, die von einem Betrieb an einen Haushalt vermittelt werden und 
direkt von einem Haushalt angestellt werden, sind basierend auf Art 2 Abs. 1 Bst. g (ArG; SR 
822.11) vom Schutz des Arbeitsgesetzes ausgenommen. 

Dies ist aus Sicht der EKF in verschiedener Hinsicht stossend. Erstens verdeutlicht es, dass 
bezahlte Arbeit im Haushalt – die zu einem überwiegenden Teil von Frauen verrichtet wird – 
vom Gesetzgeber weiterhin nicht als vollwertige Arbeit anerkannt wird und nicht den gleichen 
Schutz geniesst wie jede andere Arbeit. Zweitens führt dieser fehlende Schutz dazu, dass die 
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gleiche Arbeit ungleich behandelt wird – abhängig davon, ob sie durch verliehene oder direkt
angestellte Arbeitnehmende ausgeführt wird. Diese Ungleichbehandlung kritisieren nicht zu
letzt auch die Verleihbetriebe, die gleich lange Spiesse fordern.  

Mit dem oben genannten Bundesgerichtsurteil (2C-470/2020; BGE 148 II 203), das die Anwen
dung des Arbeitsgesetzes auf verliehene Arbeitskräfte bestätigt hat, drängt sich hier eine Ge
setzesanpassung auf. Eine solche fordert auch Postulat 22.3273 «Grundsatzurteil des Bun
desgerichts. Endlich den Geltungsbereich des Arbeitsgesetzes auf die 24-Stunden-Betreuung 
von älteren Menschen durch Pendelmigrantinnen ausdehnen». Der Nationalrat hat das Postu
lat im September 2023 angenommen und zur Beantwortung an den Bundesrat überwiesen. 
Der Bundesratsbericht ist in Erarbeitung und wird bis September 2025 vorliegen. Die EKF un
terstützt die Bestrebungen, bezahlte Arbeit im Haushalt als vollwertige Erwerbsarbeit anzuer
kennen und den Schutzbestimmungen des Arbeitsgesetzes zu unterstellen. 

 

II. Zu den einzelnen Bestimmungen 

1. Art. 17a Abs. 1 

Die EKF erachtet es als wichtig, Art. 17a Abs. 1 folgendermassen zu ergänzen: «[…] an 
einen privaten Haushalt verliehen werden und in der Regel im Haushalt der betreuten Per
son wohnen». 

Es gibt einige wenige Live-In Settings, in welchen die Arbeitnehmenden in einer anliegen
den oder benachbarten Wohnung leben. Die Ergänzung entspricht der Vereinbarung der 
Sozialpartner bei der Aushandlung der Bestimmungen und verhindert Auslegungsfragen 
zum Geltungsbereich der Sonderbestimmungen. Zudem entspricht sie dem Geltungsbe
reich des Anhangs «Live-In» zum Gesamtarbeitsvertrag (GAV) Personalverleih. 

2. Art. 17a Abs. 3  

Die EKF erachtet es als wichtig, dass die Anwendbarkeit der Sonderbestimmungen mit 
dem Vorhandensein eines allgemeinverbindlich erklärten Gesamtarbeitsvertrag zum Per
sonalverleih verknüpft werden. Die Sonderbestimmungen wurden in einem sozialpartner
schaftlichen Prozess zwischen Arbeitgebenden und Arbeitnehmenden ausgehandelt. Da
bei erlauben die vorliegenden Sonderbestimmungen den Betrieben bestimmte Ausnah
men vom Arbeitsgesetz. Zum Beispiel werden die Verleihbetriebe von der Bewilligungs
pflicht für Nacht- und Sonntagsarbeit befreit und dürfen die wöchentlichen freien Halbtage 
innert acht Wochen zusammenhängend gewähren. Im Gegenzug verpflichten sich die Ver
leihbetriebe im GAV auf Mindestvergütungen für Bereitschaftsdienst, Nacht- und Sonn
tagsarbeit. Damit dieser gefundene Kompromiss im Gleichgewicht bleibt und zwischen den 
Betrieben keine Wettbewerbsverzerrung entsteht, ist zwingend erforderlich, dass für die 
Betriebe, die die Sonderbestimmungen in Anspruch nehmen, auch der GAV Personalver
leih gilt. 

3. Art. 17b Abs. 1 

Die EKF begrüsst, dass die Bestimmungen zum Bereitschaftsdienst eine Reaktionszeit 
von 30 Minuten vorsehen. Damit die Gesundheit der Arbeitnehmenden nicht geschädigt 
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wird, ist es entscheidend, dass sie sich während der Bereitschaftsstunden aus dem Haus
halt entfernen und beispielsweise Spaziergänge, Sport oder persönliche Besorgungen ma
chen können.  

4. Art. 17b Abs. 3 

Aus Sicht der EKF ist es zentral, dass der Bereitschaftsdienst wie vorgesehen auf ein Ma
ximum von 5 Stunden pro Arbeitstag beschränkt wird. Mit dieser Beschränkung wird ver
hindert, dass die Arbeitskräfte dazu angehalten werden können, die Verantwortung für eine 
betreuungsbedürftige Person rund um die Uhr zu tragen.  

 

III. Weitere Anregungen 

Ein weiteres Problem bei der bezahlten Arbeit in Privathaushalten besteht darin, dass oft eine 
grosse Diskrepanz zwischen den rechtlichen Vorgaben und den tatsächlichen Arbeitsverhält
nissen in den Haushalten besteht. So erwarten Haushalte häufig, dass Live-in-Betreuende für 
Unterstützungsleistungen zur Verfügung stehen, obwohl sie gemäss Vertrag zu diesem Zeit
punkt frei hätten. Illegale aber de facto praktizierte Betreuungen rund um die Uhr durch eine 
einzige Arbeitskraft sind keine Seltenheit.  

In den allermeisten Fällen fehlen den Beschäftigten die Möglichkeiten, sich gegen solche Prak
tiken zur Wehr zu setzen. Ihre prekäre Situation als temporäre und meist ausländische Ange
stellte macht sie leicht ausbeutbar. In diesem Zusammenhang fehlt in der Schweiz eine nieder
schwellige Anlaufstelle für arbeitsrechtliche Beratung, die die Position der Arbeitskräfte gegen
über ihren Arbeitgebenden stärken würde. Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass weder die 
Sozialämter noch die Gewerkschaften diese Beratung anbieten (können).  

Eine solche niederschwellige Anlaufstelle würde Arbeitnehmende dabei unterstützen, ihre 
Rechte einzufordern. Zu Gunsten der Arbeitgebenden würde sie verhindern, dass sich einzelne 
Verleihbetriebe durch Nichteinhalten von arbeitsrechtlichen Bestimmungen einen Wettbe
werbsvorteil verschaffen. Aus Sicht der öffentlichen Hand würde sie die Rechtsdurchsetzung 
zudem massgeblich verbessern. Aus diesen Überlegungen regt die EKF an, die Schaffung 
einer solchen Anlaufstelle für niederschwellige arbeitsrechtliche Beratung zu prüfen. 

 

Kontakt 
Eidgenössische Kommission für Frauenfragen EKF 
Annina Grob, Geschäftsführerin 
Schwarztorstrasse 51 
3003 Bern 
annina.grob@ebg.admin.ch 
058 463 88 76 
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1 Ausgangslage 

1.1 Pendelmigration aus der EU 

Aktuelle demographische Modelle zeigen es deutlich: Der Anteil älterer Personen steigt. Die 
höhere Lebenserwartung führt dazu, dass in den kommenden Jahren auch die Zahl betagter 
Personen steigen wird. Damit ist auch eine erhöhte Nachfrage nach Betreuungs- und Pflege-
dienstleistungen für ältere Menschen zu erwarten. Es ist damit zu rechnen, dass in den nächs-
ten Jahren mehr Unternehmen Dienstleistungen für die älter werdende Bevölkerung anbieten 
werden – auch im Bereich der Live-in-Betreuung. 

Mit der Ausweitung der Personenfreizügigkeit auf die östlichen EU-Länder wurde die Live-in-
Betreuung durch Pendelmigrantinnen in der Schweiz ein Thema. Zu Beginn kamen die Pen-
delmigrantinnen vor allem aus Polen und der Slowakei, später auch aus Rumänien oder aus 
Bulgarien. 

1.2 Arbeitssituation von Pendelmigrantinnen 

Pendelmigrantinnen, welche in der Schweiz betagte Menschen betreuen, werden von Verleih-
firmen oder von Privathaushalten nach schweizerischem Recht angestellt. Im Rahmen der 
Live-in-Betreuung leben die Betreuerinnen im selben Haushalt wie die zu betreuenden Perso-
nen. Pendelmigrantinnen halten sich jeweils zwischen zwei Wochen bis zu etwa drei Monaten 
in der Schweiz auf, bevor sie wieder in ihr Herkunftsland zurückreisen. Ihr Aufenthalt in der 
Schweiz wird also durch mehr oder weniger lange Aufenthalt im Herkunftsland unterbrochen. 
Die Anstellungen sind temporär und befristet, die Kündigungsfrist beträgt nur wenige Wochen. 
Stirbt die betreute Person, so müssen die Pendelmigrantinnen eine neue Anstellung suchen 
oder ausreisen.  
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Für betagte Menschen bietet die Live-in-Betreuung in ihrem gewohnten Umfeld Sicherheit, sie 
wissen eine Person im Haus, die sich bei Bedarf rund um die Uhr um sie kümmern kann. Die 
Care-Migrantinnen bauen zu den Menschen, die sie betreuen und mit denen sie zusammenle-
ben, Beziehungen auf. Sie übernehmen für die Menschen, die auf sie angewiesen sind, Ver-
antwortung. Erholung und Freizeit gibt es für Pendelmigrantinnen in der Live-in-Betreuung nur 
in der Zeit, in welcher sich jemand anderes um die betagten Personen kümmert. Da Wohn- 
und Arbeitsort nicht getrennt sind, haben Pendelmigrantinnen in Live-in-Settings oft wenig Pri-
vatsphäre, die Betreuung ist physisch und psychisch anspruchsvoll. 

1.3 Arbeitsrechtliche Vorgaben 

Seit Inkrafttreten des Arbeitsgesetzes (ArG) sind private Haushalte vom Geltungsbereich die-
ses Gesetzes ausgenommen. Hausangestellte werden durch das Obligationsrecht (OR) und 
Normalarbeitsverträge (NAV) geschützt. Der nationale Normalarbeitsvertrag (NAV) für die 
Hauswirtschaft schreibt einen obligatorischen Mindestlohn vor. Zudem müssen die Kantone 
Gesamtarbeitsverträge (GAV) erlassen, die unter anderem die Arbeits- und Ruhezeiten regeln. 
Der Bund stellt den Kantonen dafür einen GAV mit einer Modellvorlage für Betreuungsaufga-
ben zur Verfügung. Etwa die Hälfte der Kantone hat diese Vorlage übernommen. 

Mit dem Bundesgerichtsurteil vom 22. Dezember 2021 (2C_470/2020 ) hat sich die Situation 
geändert. Dieses stellt klar, dass Care-Migrantinnen, die über eine Verleihfirma in einen Pri-
vathaushalt kommen, sehr wohl in den Anwendungsbereich des Arbeitsgesetzes fallen und 
deshalb Höchstarbeitszeiten, Pausen und Pikettdienstregelungen gesetzlich vorgegeben sind: 
Care-Migrantinnen haben das Recht auf elf Stunden tägliche Ruhezeit, aufeinanderfolgende 
Bereitschaftstage und die nächtliche Rufbereitschaft sind limitiert. Das bedeutet, dass die durch 
Verleihfirmen vermittelte Rund-um-die-Uhr-Betreuung, wie sie in der Live-in-Settings bisher üb-
lich war, nicht mehr möglich ist. 

2 Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung im Arbeitsrecht 

Ausgehend vom bundesgerichtlichen Entscheid zielt die vorliegende Revisionsvorlage auf die 
durch eine Verleihfirma vermittelte Live-in-Betreuung in Privathaushalten.  

Auf der Grundlage der Regelungen im Arbeitsgesetz werden in der Verordnung 2 zum Arbeits-
gesetz (ARGV 2) für hauswirtschaftliche Leistungen sowie für die Betreuung und Unterstützung 
in der Alltagsbewältigung Sonderbestimmungen vorgeschlagen. Diese wurden mit den be-
troffenen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden am runden Tisch erarbeitet. Parallel dazu 
haben sich die Sozialpartner des GAV Personalverleih auf weitere spezifische Arbeitsbedin-
gungen für die Live-in-Betreuung – wie den Lohn oder die vertragliche wöchentliche Arbeitszeit 
– geeinigt. Verleihfirmen müssen betagten Personen damit künftig gleichzeitig mehrere Betreu-
ende zur Seite stellen, die sich ablösen. Diese Regelungen haben Auswirkungen auf die Kos-
ten für die Live-in-Betreuung.1   

Für Privathaushalte, welche Pendelmigrantinnen nicht über eine Verleihfirma, sondern direkt 
anstellen, gelten diese neuen Sonderbestimmungen nicht. 

 

 
1 Auswirkungen des Bundesgerichtsurteils vom 22. Dezember 2021 auf den Live-in-Betreuungsmarkt. Studie im Auftrag des Staatssekretariats für 

Wirtschaft (SECO) 

https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwiErLLGxp2LAxXunf0HHZbSNnsQFnoECBEQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.bger.ch%2Fext%2Feurospider%2Flive%2Fde%2Fphp%2Faza%2Fhttp%2Findex.php%3Flang%3Dit%26type%3Dshow_document%26highlight_docid%3Daza%3A%2F%2F22-12-2021-2C_470-2020%26print%3Dyes&usg=AOvVaw1sSsmqhnc0E_ehjRDlGxSR&opi=89978449
https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwil26TTgLeLAxWRgv0HHQDdIuEQFnoECAsQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.seco.admin.ch%2Fseco%2Fde%2Fhome%2FPublikationen_Dienstleistungen%2FPublikationen_und_Formulare%2FArbeit%2FArbeitsbedingungen%2FStudien_und_Berichte%2Fstudie_auswirkungen_live_in_betreuungsmarkt.html&usg=AOvVaw3elSe204Ke1hqdpm2XukZc&opi=89978449
https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwil26TTgLeLAxWRgv0HHQDdIuEQFnoECAsQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.seco.admin.ch%2Fseco%2Fde%2Fhome%2FPublikationen_Dienstleistungen%2FPublikationen_und_Formulare%2FArbeit%2FArbeitsbedingungen%2FStudien_und_Berichte%2Fstudie_auswirkungen_live_in_betreuungsmarkt.html&usg=AOvVaw3elSe204Ke1hqdpm2XukZc&opi=89978449
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3 Die Position der Eidgenössischen Migrationskommission EKM 

Die Eidgenössische Migrationskommission EKM  
o begrüsst die Verankerung einer Sonderbestimmung für die Live-in-Betreuung im Ar-

beitsgesetz. 

• Die Bestimmungen zu den Arbeits- und Ruhezeiten werden klar geregelt. 

• Es gelten klare Vorschriften zum Gesundheitsschutz. 
o bedauert, dass die neue Sonderbestimmung bei der Direktanstellungen durch Privat-

haushalte nicht anwendbar ist. Dadurch sind bei Direktanstellungen die rechtlichen An-
forderungen niedriger und die Kosten tiefer.  
Haushalte werden künftig Direktanstellungen bevorzugen.  

• In diesem Setting werden jedoch weder die gesetzlichen Arbeits- und Ruhezeit-
bestimmungen noch die Vorschriften zum Gesundheitsschutz gelten. 

• Kontrollen der Lohn- und Arbeitsbedingungen werden in diesem Setting schwie-
riger. 

• Informationen an die Pendelmigrantinnen und die Arbeitgebenden weiterzuge-
ben, wird in diesem Setting komplizierter. 

• Mögliche Vertragsinhalte liefern in diesem Setting die kantonalen Normalar-
beitsverträge NAV, was im Bereich der Live-in-Betreuung eine harmonisierte 
Umsetzung des Rechts erschwert.   

• Sind Direktanstellungen informell, dann ist es für Pendelmigrantinnen noch 
schwieriger, ihre Rechte geltend zu machen. 
 

o hofft, dass der Bericht zum Postulat von Samira Marti 22.3273 «Grundsatzurteil des 
Bundesgerichts. Endlich den Geltungsbereich des Arbeitsgesetzes auf die 24-Stunden-
Betreuung von älteren Menschen durch Pendelmigrantinnen ausdehnen» Möglichkei-
ten aufzeigen wird, 

• um die Betreuung aller betagten Menschen in Privathaushalten dem Arbeitsge-
setz zu unterstellen. 

• um Pendel-Migrantinnen, die durch Privathaushalte direkt angestellt werden, ar-
beitsrechtlich besser zu schützen. 
 

o hofft, dass die Ausdehnung des Bundesgerichtsurteils und die entsprechende Einfüh-
rung einer Sonderbestimmung für die Live-in-Betreuung in der Verordnung 2 des Ar-
beitsgesetzes die Voraussetzung schafft, damit für die häusliche Rund-um-die-Uhr-Be-
treuung von betagten Menschen künftig vermehrt auch einheimisches Arbeitskräftepo-
tenzial eingesetzt werden kann.  

 

Eidgenössische Migrationskommission EKM 

 
Manuele Bertoli 

Präsident 
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Eidgenössisches Departement für Wirtschaft,  
Bildung und Forschung (WBF) 
Ab-geko@seco.admin.ch  

 

Zürich, 25. Februar 2025 

 

Vernehmlassungsantwort zur Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: 

Sonderbestimmungen für hauswirtschaftliche Leistungen sowie Betreuung und 

Unterstützung in der Alltagsbewältigung (Live-in-Betreuung; Art. 17a - 17e 

ArGV 2; SR 822.112) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Die FIZ Fachstelle Frauenhandel und Frauenmigration (folgend: FIZ) bedankt sich für die Möglich-
keit, im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens zur Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsge-
setz (folgend ArGV 2) in Bezug auf die Sonderbestimmungen für hauswirtschaftliche Leistungen so-
wie Betreuung und Unterstützung in der Alltagsbewältigung Stellung zu nehmen. 

Die FIZ beschäftigt sich seit 40 Jahren mit den Themen Gewalt und Ausbeutung insbesondere ge-

genüber Migrant*innen. Zu diesem Zweck führt sie die Beratungsstelle für Migrant*innen und das 
spezialisierte Opferschutzprogramm für Betroffene von Menschenhandel. Zudem leitet die FIZ ein 

nationales Pilotprojekt zur Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen von Care-Mig-
rant*innen sowie von Opfer von Menschenhandel zwecks Arbeitsausbeutung, die in der Schweiz in 
Privathaushalten arbeiten. Als ausgewiesene Fachorganisation begrüssen wir die Einführung der 
genannten Sonderbestimmungen, die einen wesentlichen Schritt zur Verbesserung der Rechtslage 
darstellen und gleichzeitig einen wichtigen Beitrag zur Gleichbehandlung von Arbeitnehmer*innen 

in Privathaushalten im Vergleich zu denen in anderen Branchen leisten. 

 

Allgemeine Bemerkungen 

Die FIZ begrüsst und unterstützt entschieden die Einführung der Sonderbestimmungen 
Art. 17a - 17e ArGV 2. Diese Verordnungsänderung ist ein wichtiger Schritt in der Erfül-

lung von internationalen Mindeststandards für die Rechte und den Schutz von Live-in-Be-

treuer*innen. 

Die ILO-Konvention 1891 verankert grundlegende Rechte für Hausangestellte einschliesslich Live-
in-Betreuer*innen, darunter faire Arbeitsbedingungen mit klaren Arbeitsverträgen, begrenzten Ar-
beitszeiten, geregelten Ruhezeiten sowie Mindestlöhnen oder angemessener Bezahlung. Zudem 

enthält sie Sozialschutzmassnahmen und besondere Schutzvorschriften für migrantische Hausange-
stellte. Die Schweiz hat das Übereinkommen am 11. Juni 2014 ratifiziert und ist damit völkerrecht-
lich verpflichtet, innerstaatliche Rechtsvorschriften und Massnahmen zu erlassen, um die darin 
festgelegten Verpflichtungen auf nationaler Ebene umzusetzen. Die ILO-Konvention 189 soll sicher-
stellen, dass Hausangestellte gleichwertige Rechte wie andere Arbeitnehmer*innen ha-
ben und nicht ausgebeutet werden.  

Der arbeitsrechtliche Schutz von Live-in-Betreuer*innen war bisher in vielerlei Hinsicht nicht ge-
währleistet – sowohl für Arbeitnehmer*innen, die über einen Verleihbetrieb angestellt wurden, als 
auch für jene, die direkt von Privatpersonen beschäftigt werden.  

                                                           
1 Übereinkommen Nr. 189 über menschenwürdige Arbeit für Hausangestellte (AS 2015 475) 
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Der Bundesgerichtsentscheid 2C-470/20202 hat den Gesetzgeber dazu verpflichtet, die rechtliche 

Situation bei der Anstellung von Arbeitskräften über Personalverleihfirmen klarer zu regeln. Konk-
ret bedeutet dies, dass das Arbeitsgesetz (folgend: ArG) nun auch auf den Personalverleih zur Un-
terstützung und Betreuung von Personen in Privathaushalten angewendet wird. Die vorliegenden 
Sonderbestimmungen sollen sicherstellen, dass Personalverleihbetriebe weiterhin Live-in-Betreu-
ung anbieten können, während gleichzeitig der Schutz der Arbeitnehmer*innen gewährleistet wird. 

Trotz dieser Verordnungsänderung bleibt eine zentrale und ungelöste Problematik bestehen, die im 
Widerspruch zur ILO-Konvention 189 steht: Das ArG gilt ausschliesslich für Haushaltsarbeitskräfte, 
die im Rahmen eines Dreiecksverhältnisses von einem Verleihunternehmen an einen Haushalt ver-
mittelt werden. Arbeitnehmer*innen, die direkt von einem Haushalt angestellt werden – unabhän-

gig davon, ob eine Vermittlung vorausging oder nicht – fallen gemäss Art. 2 Abs. 1 Bst. g ArG3 
nicht in dessen Geltungsbereich und sind somit weitgehend vom Schutz dieser gesetzlichen Bestim-
mungen ausgeschlossen.  

Die aktuelle Rechtslage bleibt auch nach der Anpassung von ArGV 2 aus Sicht der FIZ unzureichend 
und benachteiligt die bezahlte Haushaltsarbeit, die überwiegend von Frauen verrichtet wird. Es ist 
besonders deutlich, dass diese Arbeit vom Gesetzgeber noch nicht als vollwertige, gleichwertige Ar-
beit anerkannt wird. Diese Ungleichbehandlung ist nicht nur unhaltbar, sondern auch paradox: 
Ohne die Pflege, Betreuung und Unterstützung im privaten Bereich wäre unser gesellschaftliches 
und wirtschaftliches System nicht funktionsfähig. Arbeitnehmer*innen, die diese unverzicht-

bare Arbeit leisten aber direkt angestellt werden, müssen denselben rechtlichen Schutz 
erhalten wie alle anderen Arbeitnehmer*innen.  

Der Mangel an Rechtsschutz führt zudem zu problematischen Praktiken, die auch wettbewerbs-
rechtlich bedenklich sind: Es kommt nicht nur zu einer ungleichen Behandlung der gleichen Arbeit, 
abhängig davon, ob sie von verliehenen oder direkt angestellten Arbeitnehmer*innen ausgeführt 
wird, sondern es entsteht auch eine Verzerrung des Wettbewerbs zwischen Verleihbetrieben und 
Direktanstellungen. Diese Ungleichbehandlung wird auch von den Verleihbetrieben selbst scharf 
kritisiert, die zurecht eine gleichwertige Behandlung und faire Wettbewerbsbedingungen fordern. 

 

Zu den einzelnen Bestimmungen 

Art. 17a Abs. 1 

Dieser Absatz sollte wie folgt ergänzt werden: «[…] an einen privaten Haushalt verliehen werden 
und in der Regel im Haushalt der betreuten Person wohnen». 

Es gibt einige wenige Live-In Settings, in welchen die Arbeitnehmenden in einer anliegenden oder 
benachbarten Wohnung leben. Die beantragte Ergänzung entspricht der Vereinbarung der Sozial-
partner bei der Aushandlung der Bestimmungen und verhindert Auslegungsfragen zum Geltungsbe-
reich der Sonderbestimmungen. Zudem entspricht sie dem Geltungsbereich des Anhangs Live-In 

zum Gesamtarbeitsvertrag (folgend: GAV) Personalverleih. 

Art. 17a Abs. 2 

Die vorliegenden Sonderbestimmungen, die im Rahmen eines sozialpartnerschaftlichen Dialogs zwi-
schen den Parteien ausgehandelt wurden, können nur mit einem allgemeinverbindlichen GAV sinn-
voll umgesetzt werden. Ein allgemeinverbindlicher GAV bringt zahlreiche Vorteile mit sich. Er bietet 
sowohl für Arbeitgebenden als auch für Arbeitnehmendene eine rechtliche Absicherung und schafft 

klare, transparente Arbeitsbedingungen. Der GAV sorgt für eine ausgewogene Vereinbarung zwi-
schen den Parteien, minimiert rechtliche Unsicherheiten und fördert ein vertrauensvolles Arbeits-
verhältnis. Zudem bietet er Planungssicherheit, indem er sowohl den Arbeitgebenden als auch den 
Arbeitnehmenden klare Vorgaben für Arbeitszeitregelungen, Vergütungen und andere wichtige Ar-
beitsbedingungen liefert. 

                                                           
2 

BGE 148 II 203 

3 Bundesgesetz über die Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel vom 13. März 1964, SR 822.11 
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Der GAV verpflichtet die Verleihbetriebe, Mindestvergütungen für Bereitschaftsdienst sowie für 

Nacht- und Sonntagsarbeit zu zahlen, was für die Arbeitnehmenden eine klare finanzielle Absiche-
rung bedeutet. Darüber hinaus gewährleistet der GAV nicht nur die rechtliche Absicherung der Ar-
beitnehmenden, sondern gibt auch den Arbeitgeber*innen eine gewisse Planungssicherheit.  

Nicht zuletzt trägt die Einhaltung des GAV zur Stärkung des Vertrauens in die Branche bei. Sie 
sorgt für rechtliche Klarheit und eine transparente Handhabung der Arbeitsbedingungen, was be-
sonders in einem systemrelevanten Bereich wie dem Personalverleih für Haushaltsarbeiten von 
grosser Bedeutung ist. Aus all diesen Gründen spricht sich die FIZ eindeutig für die Ver-
knüpfung der Sonderbestimmungen mit dem GAV aus. 

Art. 17b Abs.1 

Diese Formulierung ist zentral. Durch die Festlegung einer minimalen Interventionszeit wird der 
physischen und psychischen Gesundheit der Arbeitnehmer*innen Rechnung getragen, die durch 

den zusätzlichen Bereitschaftsdienst ohnehin zusätzlich belastet ist. 

Art. 17b Abs. 2 

Dieser Absatz enthält eine massgebliche Abweichung zu denen im ArG enthaltenen Bestimmungen. 
Unter Berücksichtigung der maximal zulässigen Wochenarbeitszeit von 50 Stunden gemäss Art. 9 
Abs. 2 ArG erscheinen die hier vorgesehenen zusätzlichen Arbeitstage und Nächte als übermässig 
und unverhältnismässig hoch. Insbesondere die Kumulation mehrerer Belastungsfaktoren führt zu 
einer erheblichen und langfristigen Überbeanspruchung der Arbeitnehmer*innen: Zum einen ist 

eine Bereitschaftsdienstregelung vorgesehen, die an zwei Dritteln des Monats gilt, zum anderen 
fällt auch die nächtliche Bereitschaft in zwei Dritteln der Wochen an. Hinzu kommen die zusätzli-
chen fünf Stunden pro Tag, die im in Art. 17b Abs. 3 vorgesehen sind. 

Diese Regelung führt dazu, dass die Belastung der Arbeitnehmenden auf allen drei Ebenen – pro 

Monat, pro Woche und pro Tag – im Verhältnis von 2:3 zu ihren Lasten ausfällt. Angesichts der 
psychisch und emotional intensiven Arbeit in der Betreuung bedürftiger Menschen ist eine ausge-
wogenere Lösung erforderlich, die den Schutz und die Gesundheit der Arbeitnehmenden gewähr-
leistet. Aus diesem Grund ist die FIZ der Meinung, dass eine Lösung erforderlich ist, die zu-
mindest ein Verhältnis von 50:50 herstellt. Dies ist notwendig, um potenziell ausbeuterischen 

Arbeitsbedingungen vorzubeugen, die sich in dieser Konstellation über einen längeren Zeitraum 
verfestigen könnten. 

Art. 17b Abs. 3 

Die FIZ hält es für essenziell, dass der Bereitschaftsdienst auf maximal 5 Stunden pro Ar-
beitstag begrenzt bleibt. Lediglich durch diese Begrenzung kann sichergestellt werden, dass eine 
24-Stunden-Betreuung rechtlich nicht zulässig ist. In Anlehnung an die obigen Ausführungen sollte 
eine Anpassung vorgenommen werden, die eine ausgewogenere Lösung zwischen den verschiede-

nen Belastungsfaktoren berücksichtigt – etwa durch eine Reduktion dieser Regelung auf maximal 
zwei Stunden pro Arbeitstag. 

Weitere Punkte 

Live-In-Betreuer*innen sind mehrheitlich (Pendel-)Migrant*innen, die in Privathaushalten leben 
und arbeiten und sich dadurch in einer besonders vulnerablen Lage befinden. Ihre Abhängigkeit 
von Arbeitgeber*in, die Isolation im Haushalt und oft unklare rechtliche Verhältnisse führen dazu, 

dass selbst gesetzliche Mindestbestimmungen nicht eingehalten werden. Arbeitszeiten überschrei-
ten regelmässig die zulässigen Grenzen, Ruhezeiten werden missachtet, und Löhne bleiben unter 
dem vorgeschriebenen Minimum. Viele scheuen sich jedoch, Hilfe in Anspruch zu nehmen, aus 
Angst vor dem Verlust ihrer Anstellung, möglichen aufenthaltsrechtlichen Konsequenzen oder weil 
es an niederschwelligen Anlaufstellen fehlt. 

Die Kluft zwischen gesetzlichen Vorgaben und der Realität bleibt gross – und macht deutlich, dass 
formale Schutzmechanismen nicht ausreichen, solange strukturelle Abhängigkeitsverhältnisse und 
soziale Isolation bestehen. In diesem Sinne werden nachfolgend zwei zentrale Punkte aufgegriffen, 
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die im Rahmen dieser Verordnungsanpassung dringend vom Gesetzgeber angegangen werden soll-

ten. 

Pauschalabzüge für Kost und Logis 

Grundsätzlich darf der Abzug für Kost und Logis maximal CHF 33 pro Tag und höchstens CHF 990 
pro Monat betragen. Der Naturallohn berechnet sich dabei aus der Anzahl der tatsächlich einge-

nommenen Mahlzeiten sowie der Nächte, die während eines Monats im Haushalt verbracht wurden. 
Die kantonalen Normalarbeitsverträge enthalten präzisierte Angaben dazu.  

Die ILO-Konvention 189 erkennt an, dass viele Hausangestellte Kost und Logis als Teil ihrer Entloh-

nung erhalten, jedoch verlangt sie, dass solche Abzüge fair und transparent sein müssen. Die Kon-
vention fordert, dass die Kosten für Unterkunft und Verpflegung nicht in einem Mass abgezogen 
werden dürfen, dass das Arbeitsentgelt unangemessen reduziert oder die Lebensqualität der Ar-
beitnehmerinnen beeinträchtigt. Das bedeutet, dass die Abzüge für Kost und Logis nicht überhöht 

sein dürfen und die Arbeitnehmerinnen für ihren Lebensunterhalt ein faires Gehalt erhalten müs-
sen. In verschiedenen internationalen arbeitsrechtlichen Praktiken, wird die Forderung nach mehr 

Autonomie und Entscheidungsfreiheit für die Arbeitnehmer*innen, auch im Bereich der Kost- und 
Logisabzüge, häufig betont. Die Förderung von Autonomie, Transparenz und Gerechtigkeit in der 
Bereitstellung von Unterkunft und Verpflegung ist ein häufiges Thema im Zusammenhang mit der 
Umsetzung der ILO-Konvention 1894. 

Aus der Praxis wissen wir, dass ein Pauschalabzug in der Regel vorgenommen wird und von den 
Arbeitnehmer*innen aufgrund ihrer prekären und vulnerablen Situation häufig stillschweigend hin-
genommen wird. Ein sinnvoller Ansatz wäre daher ein garantierter Mindestlohn, auf den – 
als Lohnbestandteil – Kost & Logis draufgerechnet werden. So wird garantiert, dass auch 
nach dem Abzug von Kost und Logis der ausbezahlte Lohn zum Leben reicht und die Abhängigkeit 

nicht vergrössert wird. Eine solche Regelung würde den Arbeitnehmer*innen mehr Autonomie und 
Entscheidungsfreiheit in Bezug auf ihre Lebensumstände ermöglichen und die bereits im Vorfeld 

bestehenden ungleichen Machtverhältnisse zumindest teilweise ausgleichen. 

Folgende Argumente sprechen dafür und sollten berücksichtigt werden: 

• Fehlende Wahlfreiheit und Autonomie: Arbeitnehmer*innen haben oft keine Möglichkeit, 

den Abzug zu verweigern oder selbst über ihre Verpflegung und Unterkunft zu entscheiden. 
Dies nimmt ihnen die Autonomie, ihre Lebensbedingungen selbst zu gestalten. 

• Verstärkung der Ungleichheit und der Abhängigkeit: Der pauschale Abzug für Kost und Lo-
gis kann bestehende Machtungleichgewichte verstärken. Insbesondere für migrantische Ar-
beitnehmer*innen wird die finanzielle Abhängigkeit von den Arbeitgeber*innen noch stär-
ker. Diese Ungleichbehandlung erschwert es ihnen, ihre Arbeitsbedingungen zu hinterfra-

gen oder zu verändern. 
• Mangelnde Transparenz: Pauschale Abzüge für Kost und Logis schaffen intransparente und 

undurchsichtige Arbeitsbedingungen. Die Arbeitnehmer*innen haben keinen Einblick in die 
tatsächlichen Kosten für Unterkunft und Verpflegung, und es besteht die Gefahr, dass die 

Abzüge unangemessen hoch sind im Verhältnis zu den tatsächlichen Leistungen. 
Unzureichende Lebensqualität: In vielen Fällen bieten die Unterbringung und Verpflegung 
im Haushalt möglicherweise nicht den Lebensstandard, den die Arbeitnehmer*innen verdie-

nen. Ein pauschaler Abzug für Kost und Logis berücksichtigt nicht die Qualität der Unter-
kunft oder die Angemessenheit der Mahlzeiten. 

Niederschwellige Anlaufstelle 

Das Thema der Arbeitsausbeutung von vulnerablen Migrant*innen ist seit jeher ein Schwerpunkt in 
den Tätigkeitsfeldern der FIZ. Migrant*innen mit prekärem Aufenthaltsstatus sind in besonderem 

Masse von Arbeitsausbeutung und schlechten Arbeitsbedingungen betroffen, da sie oft in Sektoren 
arbeiten mit niedrigen Löhnen und prekären Arbeitsbedingungen. Durch die erhöhte Vulnerabilität 
aufgrund des unsicheren Aufenthaltsstatus und aufgrund der strukturellen geschlechterspezifischen 
Ungleichheiten bleibt oft wenig Auswahl bei der Stelle und sie sind gezwungen schlecht bezahlte 

Arbeit anzunehmen und in solchen Arbeitsstellen zu verbleiben. Auch strukturelle Diskriminierun-
gen erhöhen das Risiko von Arbeitsausbeutung.  

                                                           
4 International Labour Conference, 99th Session, 2010. Report III (Part 1B) - Decent Work for Domestic Workers, Seite 44. 
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Live-In Betreuer*innen, die in Privathaushalten arbeiten, sind in besonderem Masse von Ausbeu-
tung aber auch von kleineren Verletzungen des Arbeitsrechts betroffen. Sie arbeiten häufig isoliert 
und wohnen im selben Haushalt wie sie arbeiten. Da in Privathaushalten keine Inspektionen durch-
geführt werden, bleiben Arbeitsrechtsverletzungen und auch ausbeuterische Arbeitsverhältnisse oft 
unerkannt. Es sind aber auch viele Arbeitgebende mit der komplexen Rechtslage einer 24-Stunden 
Betreuung überfordert. All dies führt dazu, dass Live-In Betreuer*innen die in Privathaushalten ar-
beiten besonders vulnerabel sind und auch spezifische Fragen haben, mit welchen sie sich bisher 

nirgendwohin wenden können. Live-In Betreuer*innen sind typischerweise nicht gut in der Schweiz 
vernetzt, da sie oft nicht oder noch nicht lange hier wohnen, wenig Ausbildung haben und oft wenig 
Freizeit. Sie sind damit auch äusserst selten Mitglied in einer Gewerkschaft. Das Fehlen von nieder-
schwelligen Mechanismen begünstigt nicht nur die unfaire Behandlung und Ausbeutung von Haus-
angestellten, sondern hindert auch an einer effektiven Bekämpfung schwerwiegender Verstösse wie 
Kinder- und Zwangsarbeit. 

Bereits die ILO-Konvention 189 betont die Bedeutung von Mechanismen, die den Zugang von 

Hausangestellten zu ihren Rechten erleichtern. Eine niederschwellige Anlaufstelle könnte für Arbeit-
nehmer*innen eine wichtige Unterstützung darstellen, indem sie ihnen hilft, ihre Rechte zu kennen, 
selbstbewusst einzufordern und zu wahren. Für viele Arbeitnehmende, insbesondere in pre-
kären Arbeitsverhältnissen, ist der Zugang zu rechtlicher Beratung oft nicht einfach oder 
überhaupt nicht verfügbar. Eine solche Anlaufstelle würde dazu beitragen, diese Barrieren zu 
überwinden und den Betroffenen eine direkte, unkomplizierte Unterstützung zu bieten. Auf der 

Seite der Arbeitgebenden würde diese Anlaufstelle sicherstellen, dass alle Personalverleihbetriebe 
gleiche Standards einhalten und keine ungerechtfertigten Wettbewerbsvorteile durch das Nichtein-
halten arbeitsrechtlicher Bestimmungen erzielen können. So könnten etwaige Verzerrungen im 
Markt vermieden werden, die entstehen, wenn einige Betriebe ihre Pflichten nicht erfüllen und 
dadurch unfaire Konditionen bieten. Für die öffentliche Hand würde die Etablierung einer solchen 
Anlaufstelle zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung beitragen, und damit, einen Beitrag zur 
Stärkung des Rechtstaates leisten. Eine proaktive Unterstützung der Arbeitnehmer*innen und Ar-

beitgebenden durch eine leicht zugängliche Anlaufstelle würde den Prozess der Rechtsdurchsetzung 

effizienter machen und zu einer nachhaltigeren Einhaltung arbeitsrechtlicher Standards führen. 

Aus diesen Gründen hält die FIZ die Schaffung einer niederschwelligen Anlaufstelle für 
unerlässlich, um die bestehende Lücke im Zugang zum Recht zu schliessen, den Schutz 
der Arbeitnehmer*innen zu verstärken und das arbeitsrechtliche Gleichgewicht nachhal-
tig zu gewährleisten. 

 

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Berücksichtigung unserer Anlie-
gen bei der Einführung der Sonderbestimmungen.  

Freundliche Grüsse 

 

FIZ Fachstelle Frauenhandel und Frauenmigration 

 

Cristina Ruiz-Gonzalez     Fanie Wirth 

Projektleiterin Arbeitsausbeutung Care-Bereich Bereichsleiterin Fachwissen und Advocacy 
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Eingereicht per E-Mail an: 
Ab-geko@seco.admin.ch 

 

 
 
 
 
Bern, 17. März 2025 
 
 
Vernehmlassung zur Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: 
Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung (Art. 17a - 17e ArGV 2); 
Stellungnahme von prio.swiss  
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen für die Möglichkeit, uns im Rahmen der Vernehmlassung zur Änderung der 
Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung (Art. 17a - 17e 
ArGV 2) äussern zu können.  
 
prio.swiss unterstützt die Änderungen in der ArGV 2 
Der neu vorgesehene Art. 17a Abs. 1 ArGV 2 lautet wie folgt: 
«Die Artikel 17a - 17e gelten für Betriebe und die von ihnen beschäftigten Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen, die zur Erbringung von hauswirtschaftlichen Leistungen sowie der Betreuung 
und Unterstützung in der Alltagsbewältigung an einen privaten Haushalt verliehen werden und im 
Haushalt der betreuten Person wohnen.» 
 
Gemäss dem erläuternden Bericht zur Vorlage sind unter «Betreuung und Unterstützung in der 
Alltagsbewältigung» auch Leistungen im Sinne von Art. 7 Abs. 2 lit. c der Krankenpflege-
Leistungsverordnung (KLV) aufgeführt. Hierzu zählen die Hilfe bei der Körperpflege, beim An- 
und Auskleiden, beim Essen und Trinken, Beine einbinden, das Betten und Bewegungsübungen. 
Es handelt sich hier also unter anderem um Leistungen der Grundpflege, deren Kosten von der 
obligatorischen Krankenpflegeversicherung (OKP) übernommen werden. 
 
Höherer Schutz am Arbeitsplatz und verbesserte Arbeitsqualität 
prio.swiss befürwortet es vor diesem Hintergrund, dass neu auch Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, die zur Erbringung von hauswirtschaftlichen Leistungen sowie der Betreuung und 
Unterstützung in der Alltagsbewältigung von einem Unternehmen an einen privaten Haushalt 
verliehen werden, dem Arbeitsgesetz unterstehen sollen und entsprechend die arbeitsrechtlichen 
Vorgaben betreffend Arbeits- und Ruhezeiten sowie zum Bereitschaftsdienst eingehalten werden 
müssen. Durch diese Regelungen wird unserer Meinung nach im Bereich der Betreuung und 
Pflege der Schutz am Arbeitsplatz erhöht und damit verbunden, resultiert auch eine verbesserte 
Arbeitsqualität. 

prio.swiss, Gutenbergstrasse 14, 3011 Bern 
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Dem erläuternden Bericht zur Vorlage ist weiter zu entnehmen, dass die neue Regelung 
demgegenüber nicht für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gelten soll, die nicht über ein 
Dreiecksverhältnis, sondern direkt vom Privathaushalt angestellt werden, weil in diesem Fall die 
Ausnahme «privater Haushalt» vom Anwendungsbereich des Bundesgesetzes über die Arbeit in 
Industrie, Gewerbe und Handel (ArG) nach wie vor gilt (Art. 2 Abs. 1 lit. g ArG).  
 
Bestehende Lücken für pflegende Angehörige im Arbeitsgesetz beseitigen 
Auch wenn die Änderung der ArGV 2 in der vorliegenden Vernehmlassung im Vordergrund steht, 
möchten wir die Gelegenheit nutzen um auf bestehende Lücken im Arbeitsgesetz hinweisen. 
Pflegende Angehörige werden durch Organisationen angestellt, unterstehen aber nicht dem 
Arbeitsgesetz.  
 
Um hierbei einerseits gleich lange Spiesse und somit Gleichbehandlung für pflegende Angehörige, 
die direkt von einer Organisation angestellt werden und Arbeitnehmern, die an einen privaten 
Haushalt verliehen werden und im Haushalt der betreuten Person wohnen, herzustellen und 
andererseits Missbrauch im Zusammenhang mit der Nichteinhaltung der arbeitsrechtlichen 
Bestimmungen für pflegende Angehörige zu vermeiden, fordert prio.swiss eine entsprechende 
Anpassung des Arbeitsgesetzes, um zukünftig auch pflegende Angehörige dem Arbeitsgesetz zu 
unterstellen.  
 
 
Für die Kenntnisnahme und Berücksichtigung unserer Stellungnahme danken wir Ihnen bestens. 
Für allfällige Fragen stehen wir gerne zur Verfügung. 
 
Freundliche Grüsse 
prio.swiss 
 
 

.        
 
Marco Romano  Axel Reichlmeier 
Leiter Gesundheitspolitik und Public Affairs Projektleiter Gesundheitsökonomie 
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Eidg. Departement für Wirtschaft, 
Bildung und Forschung WBF 
Bundesrat Guy Parmelin 
Bundeshaus Ost 
3003 Bern 

 

Vorab per E-Mail an: 

Bundesrat Guy Parmelain   Winterthur, 14. März 2025 

 

 

Vernehmlassung Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz:  
Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung (Art. 17a – 17e ArGV 2) 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Ihrem Schreiben vom 28. November 2024 haben Sie uns eingeladen, uns an der 
vorliegenden Konsultation zu beteiligen. Wir bedanken uns für diese Gelegenheit der 
Meinungsäusserung. 

Die Firma Sentivo GmbH nimmt, gestützt auf viele Gespräche und als direkt betroffenes 
grösseres Unternehmen in diesem Bereich, gerne wie folgt Stellung: 

 

 

Zusammenfassung 

Die Sentivo GmbH unterstützt die Bestrebungen des Bundesrates die arbeitsrechtlichen 
Rahmenbedingungen im Bereich Live-in im Art. 17 ArGV 2 zu regeln und Klarheit zu 
schaffen. Die faire Behandlung der Betreuer: innen und ihr Wohlbefinden muss im 
Mittelpunkt stehen.  

Jedoch möchten wir festhalten, dass mit der vorgeschlagenen Umsetzung der 
Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz ein seit über zehn Jahren erfolgreiches bestehendes 
Modell verunmöglicht wird. Ein Modell welches von zweidritteln der Betreuerinnen klar 
befürwortet wird. Wir gehen zudem davon aus, dass damit ein noch grösserer Teil der 
Live-In-Betreuung mit gesetzlich nicht konformen Lösungen umgesetzt wird und damit 
viele Anbieter und Mitarbeiter, sowie viele Schweizer Privathaushalte in die Illegalität 
gedrängt werden, mangels praktikabler Lösungen. 

Mit dem 14-Tage-Modell werden die Betreuerinnen und Betreuer nicht dauerhaft vom 
eigenen sozialen Umfeld getrennt, sie behalten den Lebensmittelpunkt und ihr soziales 
Umfeld im Heimatland und ihre Familie. Ohne diese Möglichkeit würden sie dem 
Schweizer Arbeitsmarkt, der in diesem Bereich unter akutem Fachkräftemangel leidet, 
gar nicht zur Verfügung stehen! 
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1  Ausgangslage 

Sentivo engagiert sich seit 2011 in der flexiblen Stundenbetreuung sowie in der 24-Stun-
den-Betreuung nach dem Live-in-Modell. Als inhabergeführtes Schweizer Unternehmen 
bürgen wir deshalb in der ganzen Schweiz für eine Seniorenbetreuung mit einem 
Maximum an individuell abgestimmten Leistungen, persönlicher Nähe und fachlicher 
Kompetenz.  

1.1  Gesellschaftspolitisches Umfeld 

• Aktueller Bedarf: In der Schweiz sind derzeit etwa 620.000 ältere Menschen 
auf Betreuung angewiesen. Bis ins Jahr 2050 werden doppelt so viele über 80-
Jährige in der Schweiz wohnen. Damit nimmt auch die Zahl der älteren 
Menschen stark zu, die Betreuung benötigen. Gemäss Bundesamt für Statistik 
gibt es in der Schweiz insgesamt 1.485 Alters- und Pflegeheime mit 100.354 
verfügbaren Plätzen. 

• Betreuungsstunden: Es besteht ein jährlicher Bedarf von 20 Millionen 
Betreuungsstunden, was einem finanziellen Gegenwert von 0,8 bis 1,6 Milliarden 
Franken entspricht. Dieser Bedarf steigt bis 2050 auf jährlich zusätzlich vier 
Milliarden Franken.1 

• Pendel-Migrantinnen im Live-in Bereich:  Es arbeiten 20'000 Pendel-
Migrantinnen in der Schweiz, die im Live-in Bereich arbeiten.2 

 

1.2  Das 14-Tage-Modells 

• Viele Anbieter von Betreuung zu Hause arbeiten mit dem sogenannten 14-
Tage-Modell. Wechsel alle 14 Tage: Jede Betreuungskraft arbeitet zwei 
Wochen und hat anschliessend zwei Wochen frei und kann dabei Stunden 
und Freitage kompensieren. 

 
• Dieses System bietet mehrere Vorteile: 

 
Vermeidung von Überlastung: Die Betreuerinnen und Betreuer können sich in 
ihrer freien Zeit erholen und sind somit weniger gefährdet, durch die 
anspruchsvolle Arbeit auszubrennen. Sie verbringen nach zwei Wochen Einsatz 
zwei Wochen zu Hause.  
 
Vermeidung von Isolation: Da die Betreuerinnen und Betreuer nicht dauerhaft 
vom eigenen sozialen Umfeld getrennt sind, können sie ihre sozialen Kontakte 
und Aktivitäten ausserhalb der Arbeit pflegen, da sie immer wieder zwei 
Wochen zuhause sind. So bleiben der Lebensmittelpunkt und das soziale 
Umfeld im Heimatland erhalten. Ein Umzug in die Schweiz ist für sie nicht 
erstrebenswert. 
 
Gehalt: Das Gehalt (i.d.R 8-fach) der Betreuer: innen ist in der Schweiz 
vergleichsweise hoch. Dadurch ist es ihnen möglich, ihre Familien zu Hause zu 
ernähren und angemessen zu versorgen. 

 
1 Paul Schiller Stiftung «Kosten und Finanzierung für eine gute Betreuung im Alter in der Schweiz» Seite 12 
2 Universität Zürich, Bericht Bundesgerichtsurteil Live in Betreuungsmarkt 
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=> Dieses System erfreut sich bei den Betreuern: innen grosser Beliebtheit. 
Die faire Behandlung der Betreuer: innen und ihr Wohlbefinden müssen im 
Mittelpunkt stehen. 

 

2.  Anträge 

2.1  Antrag zur Ergänzung von Art. 17a Abs. 3 

Die Betriebe nach Absatz 1 müssen dem allgemeinverbindlich erklärten 
Gesamtarbeitsvertrag zum Personalverleih oder einem allgemeinverbindlich 
erklärten GAV zur Live-In Betreuung unterstellt sein. Zudem müssen die 
Sozialpartner für diese Betriebe die Arbeitsbedingungen betreffend die Vergütung 
des Bereitschaftsdiensts und die Sonntags- und Nachtarbeit regeln. 

2.2  Antrag Umfrage unter Live-In-Betreuerinnen 

Wir beantragen, dass das Seco eine breitangelegte Umfrage unter den Live-In-
Betreuerinnen zum 2-Wochen-Rhythmus durchführt und die Bedürfnisse der Live-
In-Betreuerinnen klärt. 

 

Wir sind gerne bereit, konstruktiv an einer Überarbeitung der Vorlage mitzuwirken, welche 
die Bedürfnisse der Pendel-Migrantinnen und der betroffenen Firmen berücksichtigt.  

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Sentivo GmbH 

 
Hannes Ruh, M.A. HSG 
Inhaber und Geschäftsführer 
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12. März 2025 
 
 
 
Vernehmlassung zur Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: Sonderbestim-
mungen für die Live-in Betreuung; Stellungnahme von Spitex Schweiz 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Spitex Schweiz bedankt sich für die Einladung zur Vernehmlassung.  

Spitex-Organisationen engagieren sich in der ambulanten Pflege und Betreuung. Sie 
unterstützen Menschen, die zu Hause leben und Hilfe benötigen. Dies betrifft auch 
Menschen in privaten Haushalten mit einer sogenannten Live-in Betreuung. In der Re-
gel kommt hier eine Spitex-Organisationen ergänzend zum Zug – sei es für die Erbrin-
gung gewisser Pflegeleistungen oder zur zeitweiligen Entlastung der Arbeitnehmenden 
in den privaten Haushalten. Spitex Schweiz ist damit von den Sonderbestimmungen 
vor allem indirekt betroffen. 

Spitex Schweiz unterstützt eine klare Regelung der Arbeits- und Ruhezeiten – auch 
weil dies für eine gute Zusammenarbeit mit den Arbeitnehmenden in den privaten 
Haushalten wichtig ist. Die Regelungen sind gleichzeitig so auszugestalten, dass An-
gebote der Live-in-Betreuung auch weiterhin möglich und realistisch sind. 

Spitex Schweiz verzichtet auf eine Beurteilung der einzelnen Bestimmungen. Es ist von 
Vorteil, wenn sich die Sozialpartner auf gemeinsame Regelungen einigen können. Spi-
tex Schweiz nimmt zur Kenntnis, dass die vorliegende Revisionsvorlage mit den be-
troffenen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden am runden Tisch erarbeitet worden 
ist.  

Spitex Schweiz unterstützt aus diesen Gründen die vorgeschlagene Änderung. 

 

 

mailto:ab-geko@seco.admin.ch


  

Spitex Schweiz 
Geschäftsstelle 
www.spitex.ch 

Effingerstrasse 33 
3008 Bern 

Telefon 031 381 22 81 
info@spitex.ch 

Nationale Spitex-Nummer 
0842 80 40 20 

 

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen. Bei Fragen stehen wir 
gerne zur Verfügung. 

 

Freundliche Grüsse 
 

Spitex Schweiz 

Marianne Pfister Patrick Imhof 
Co-Geschäftsführerin Leiter Politik 
 
 
Spitex Schweiz ist der nationale Dachverband von Spitex-Kantonalverbänden und weiteren Or-
ganisationen für professionelle Pflege und Unterstützung zu Hause. Er setzt sich auf nationaler 
Ebene für die Interessen der Mitglieder und deren lokalen Spitex-Organisationen ein und stellt 
Dienstleistungen für die gesamte Branche zur Verfügung. Rund 400 Organisationen mit über 
40’000 Mitarbeitenden pflegen und betreuen Menschen jeden Alters, damit diese weiterhin in 
ihrer gewohnten Umgebung leben können. Unsere Organisationen versorgen rund drei Viertel 
der Spitex-Klientinnen und -Klienten in der ganzen Schweiz. www.spitex.ch  

http://www.spitex.ch/
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Monsieur C. Alain Vuissoz 
Par courriel à 
ab-geko@seco.admin.ch 
alain.vuissoz@seco.admin.ch 
 
 

Consultation du Département fédéral de l’économie, de la formation et de la recherche (DEFR) 
Révision de l’Ordonnance 2 relative à la loi sur le travail 
 
Dispositions spéciales pour la prise en charge < Live-in > (art. 17a - 17e OLT 2) 
 

 
Lausanne, le 17 mars 2025 

 
 
Monsieur Vuissoz, 
Mesdames, Messieurs, 
 
En tant qu’organisation syndicale active dans le secteur de la santé et notamment dans le secteur des 
soins à domicile, nous avons été consulté-e-s par notre organisation faîtière, l’USS, sur la modification 
de l’Ordonnance 2 relative à la loi sur le travail et les dispositions spéciales pour la prise en charge des 
employé-e-s dans ménages privés salarié-e-s par des entreprise de location de services. 
 
Notre syndicat se considère particulièrement concerné par cette demande de révision, car nous avions 
déposé la requête en justice qui a motivé le jugement du 22 décembre 2021 du Tribunal fédéral obli-
geant les entreprises de location de service à respecter, pour leurs salarié-e-s, occupé-e-s dans des 
ménages privés, toutes les dispositions de la loi sur le travail. 
 
Nous vous transmettons en pièce jointe, en version Word et PDF, la prise de position de notre organi-
sation en réponse à la consultation susmentionnée et restons à votre disposition pour tout complé-
ment d’information. 
 
Veuillez recevoir, Monsieur Vuissoz, Mesdames, Messieurs, nos meilleures salutations. 
 
ssp vpod Secrétariat central      

      
Beatriz Rosende Carobbio     Christian Dandrès 
Secrétaire centrale      Président ssp vpod 
 

 
Michela Bovolenta 
Secrétaire centrale    
  

http://www.vpod.ch/
mailto:ab-geko@seco.admin.ch
mailto:alain.vuissoz@seco.admin.ch
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Réponse à la consultation sur la Révision de l’ordonnance 2 relative à la loi sur 
le travail du Syndicat des services publics, ssp-vpod 
 
Dispositions spéciales pour la prise en charge des « Live-in » (art. 17a à 17e OLT 2) 
 
 
 
1 – Contexte de la révision de l’OLT 2 
2 – Commentaires de la révision de l’OLT en consultation 
3 – Conclusion  
 
1 – Contexte de la révision de l’Ordonnance 2 
 
Depuis les années 2000, le phénomène dit des “Live-In”, soit l’engagement d’une personne, le plus 
souvent une femme immigrée, au domicile d’une personne âgée dépendante s’est fortement déve-
loppé en Suisse alémanique. Le secrétariat du SSP à Bâle a organisé du personnel (en particulier des 
soignantes) engagé par des entreprises temporaires pour travailler dans des ménages privés. Depuis 
mars 2013, le syndicat SSP a défendu le droit de ces travailleuses dans le cadre du projet Res-
pekt@vpod. Ce projet a rassemblé du personnel chargé de prodiguer des soins ambulatoires et pas 
uniquement des tâches de ménage domestique. Des requêtes en justice ont été déposées pour contrer 
les abus manifestes, notamment sur la comptabilisation du temps de travail. En effet, ces travailleuses 
étaient souvent engagées pour travailler 24 heures sur 24, avec des pauses insuffisantes. En décembre 
2021, le Tribunal fédéral a finalement donné raison au SSP qui luttait depuis des années pour faire 
admettre que la Loi sur le travail (LTr) doit s’appliquer sans exception à ce personnel. Les entreprises 
de location de service soutenaient que l’exception dans la LTr, qui exclut le personnel engagé par des 
ménages privés du champ d’application de la loi, s’appliquait dans leur situation.  
 
L’assujettissement du personnel engagé par des entreprises de location de service à la Loi sur le travail 

a posé un « problème » aux employeurs. En effet, la loi sur le travail interdit l’occupation de personnel 

pour des durées de travail dépassant les 14 heures quotidiennes (jour + soir) ; elle interdit en outre le 

travail de nuit qui suivrait directement un travail de jour.  

 

A la suite de la décision du TF, une table ronde entre partenaires sociaux signataires de la Convention 
collective de travail (CCT) de la location de services se constitue pour trouver une « solution » qui pré-
serve les intérêts des entreprises de location de services en contournant l’impact de l’Arrêt du Tribunal 
fédéral. En effet, la soumission de ces employé-e-s dans des domicile privés à la LTr non seulement 
renchérit considérablement leurs services, mais remet aussi en cause le concept de “Live-In”, soit un 
système de soins assuré par un nombre minimal d’employé-e-s. 
 
La proposition des partenaires sociaux mise en consultation propose de faire de nouvelles exceptions 
aux dispositions de la LTr uniquement pour le personnel des entreprises de location de services em-
ployé chez des particuliers, et ce par le biais de l’Ordonnance 2 de la loi sur le travail (OLT 2). Cette 
révision revient à annuler les effets de l’Arrêt du TF du 22 décembre 2021 (2C_470/2020; ATF 148 II 
203).  
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2 – Commentaires de la révision de l’OLT 2 en consultation 
 
La dérogation se présente sous la forme d’un nouvel article dans l’OLT 2 : l’article nouveau 17a (lettres 
a à e) (cet article  suit immédiatement l’art. 17 qui signale les dérogations réservées aux Entreprises 
de soins à domicile). 
 
2. 1. Nouvel article 17a : cet art. s’applique « aux travailleurs occupés par des entreprises à fournir des 
prestations d’économie domestique, d’assistance et de soutien dans les actes du quotidien à un ménage 
privé et qui habitent au sein du ménage de la personne assistée, ainsi qu’aux entreprises qui les em-
ploient ». 
 
Les dérogations qui figurent sur la liste de l’OLT 2 réservées au personnel des entreprises de location 
de services occupés dans des ménages privés sont les suivantes : 
 
Art. 17a al. 2 : L’employeur ne doit pas demander d’autorisation pour occuper des travailleurs la nuit, 
le dimanche ou dans un système de travail continu (art. 4 OLT 2). 

 
▪ Rappel : La LTr interdit le travail de nuit (dès 23 heures) et du dimanche : pour 

pouvoir occuper des travailleurs-euses, les employeurs doivent faire une demande 
à l’autorité cantonale. 

 
Art. 17a al. 2 : Le travail supplémentaire (donc au-delà de 50 heures) peut être effectué le dimanche ; 
il est compensé par un congé de même durée (donc sans supplément) (art. 8 al.  2 OLT 2). 

 
▪ Rappel : La LTr interdit le travail supplémentaire les dimanches. 
 

Art. 17a al. 2 : Le travailleur bénéficie d’au moins 12 dimanches de congé par année civile. Ils peuvent 
être répartis de manière irrégulière au cours de l’année civile. Dans la semaine où le dimanche est 
travaillé ou dans la semaine suivante le repos hebdomadaire comporte 36 heures consécutives, immé-
diatement à la suite du repos quotidien (art. 12 al. 2 OLT 2) 

 
▪ Rappel : la LTr interdit le travail du dimanche en principe ; s’il est autorisé, une fois 

toutes les 2 semaines au moins, le jour de repos hebdomadaire doit coïncider avec 
un dimanche complet (soit 26 dimanches). 

 
Art. 17a al. 2 : Les demi-journées de congé hebdomadaires peuvent être cumulées pendant un inter-
valle de 8 semaines (art. 14 al. 1 OLT 2). 

 
▪ Rappel : La  LTr dispose que, lorsque le travail hebdomadaire est réparti sur plus de 

cinq jours, l’employeur est tenu de donner au travailleur, à la travailleuse, une 
demi-journée de congé par semaine, sauf dans les semaines comprenant un jour 
chômé (art. 21 LTr). 

 
Nous tenons à souligner que les dérogations dans l’OLT 2 sont conséquentes au regard des dispositions 
légales que nous rappelons sous chaque article. Ainsi, passer d’un droit de 26 dimanches au moins à 
12, autoriser le travail supplémentaire (au-delà de 50 heures) le dimanche, cumuler les demi-journées 
de congé au lieu de les octroyer semaine après semaine, sont des dispositions qui autorisent des se-
maines de travail d’une rare intensité, dont l’impact sur la santé et la vie sociale sont considérables. 
 
2.2. Introduction d’une nouvelle notion dans l’OLT 2  le service de garde (art. 17a al. 4)   
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« Est considéré comme service de garde un service pendant lequel le travailleur se tient prêt, à l’inté-
rieur ou à l’extérieur du ménage, pour fournir des prestations de travail en dehors des heures habi-
tuelles de travail. »  
 
Nous soulignons, et cela nous préoccupe, la notion, à l’extérieur du ménage qui permet d’occuper du 
personnel non domicilié chez les particuliers. Autrement dit, cette rédaction peut parfaitement con-
cerner le personnel d’ordinaire engagé par des organisations de soins à domicile. 
 
La notion de garde à l’intérieur ou à l’extérieur du ménage est une nouveauté qui vient contredire un 
principe important figurant dans la Loi sur le travail. En effet, à ce stade, le temps pendant lequel des 
travailleurs-euses se tiennent à disposition de l’employeur sans fournir de prestations de travail est 
défini dans la LTr comme un service de piquet. Ce service de piquet fait l’objet de dispositions spéci-
fiques. Toujours, selon les dispositions actuelles, le service de garde – rester à disposition de l’em-
ployeur sur le lieu de travail – est considéré comme du temps de travail : « Le service de piquet compte 
intégralement comme temps de travail lorsqu’il est effectué dans l’entreprise » (art. 15, al. 1er, OLT 1). 
 
Il y a donc un changement fondamental et problématique dans cette révision. Il est d’autant plus fon-
damental et problématique qu’il concerne non seulement les « Live-In », mais aussi des travailleurs-
euses  qui ne vivent pas dans le « ménage ». La révision crée dès lors une catégorie de personnel qui 
échappe aux dispositions légales prévues précisément pour réglementer les interventions en dehors 
du temps de travail planifié ! 
 
Les modifications importantes, selon la révision, par rapport aux dispositions actuelles de la LTr pour 
le service en piquets : 
 

• Selon la révision proposée (art. 17b al. 2) le service de garde peut être planifié pendant 20 jours 
de travail maximum sur une période de 4 semaines. Or, cette amplitude de la garde est bien 
supérieure à ce que la Loi prescrit pour les piquets (art. 14 LTr), soit en règle générale, 7 jours 
au maximum sur une période de 4 semaines. 

 

• L’indemnisation (en salaire et non en temps) pour le service de garde serait de 30%, mais cette 
indemnisation ne figure pas dans la LTr. La proposition de révision confie aux partenaires so-
ciaux la responsabilité de régler cette indemnisation dans la CCT de location de services.  
 
Ce n’est pas dit clairement dans le commentaire de la révision, mais la garde proposée ne 
compterait donc pas comme temps de travail, sauf s’il y a intervention, à l’instar du piquet 
selon la LTr, mais sans être considérée comme un piquet…  

 

• Le document de la révision en consultation ne précise pas si l’indemnisation de la garde, selon 
la CCT, s’additionne aux éventuelles indemnités en temps pour le travail de nuit et du WE, ou 
si elle les remplace. 

 
Quant aux dispositions de l’art. 17c, nous constatons qu’elles figurent déjà dans les dispositions ac-
tuelles (repos de 35 heures consécutives, repos quotidien de 11 heures). 
 
L’art. 17d définit qu’une pause quotidienne de 60 minutes par jour doit être accordée. Il n’est pas 
clairement indiqué si cet article remplace, ou modifie, l’art. 15 de la LTr et l’art. 18 OLT 1 qui prévoient 
un droit à des pauses par tranche horaire.  
 
Enfin, le nouvel art. 17e oblige l’employeur à mettre à disposition du travailleur un outil pour la saisie 
de la durée du travail :  
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« L’employeur met à la disposition du travailleur un outil pour saisir la durée du travail, les 
services de garde, les interventions pendant ces derniers ainsi que les pauses. La personne as-
sistée et le travailleur doivent viser les heures de travail effectuées. Le bailleur de services doit 
contrôler et viser régulièrement et rapidement ces relevés d’heures de travail. » 

 
Or, en application de l’article 73 OLT 1, des dispositions obligent déjà les employeurs à documenter les 
durées du travail (cf. lettres c, d, e, g, h).   
 
En résumé, la modification de l’OLT 2 en question autorise des dérogations déjà prévues pour une série 
de secteurs. Nous constatons en outre que ces dernières sont plus étendues que les dérogations ré-
servées aux organisations de soins à domicile. Cette modification crée aussi une nouvelle notion : la 
garde à domicile qui ne compte pas comme temps de travail. Enfin, la modification suggère que les 
employeurs auront de nouvelles obligations, alors que ces obligations figurent déjà dans la loi.  
 
Cet ensemble de nouvelles prescriptions proposées par le nouvel article 17 a à e est particulièrement 
favorable aux entreprises de location de services qui bénéficieraient d’une marge de manœuvre très 
élargie pour allonger les durées de travail, notamment pour occuper du personnel plus souvent le di-
manche et la nuit, et qu’elle restreint massivement les droits des travailleurs-euses concerné-e-s, alors 
que l’Arrêt du TF les élargissait. 
 
Nous relevons, et ce n’est pas anodin, que les organisations de soins à domicile (OSAD) disposent éga-
lement d’un article spécifique dans l’OLT 2 avec quelques dérogations. Cet article est particulièrement 
restreint en comparaison avec la révision qui est proposée pour les entreprises de location de service. 
En effet, la seule dérogation pour les OSAD concerne le droit de faire travailler du personnel la nuit ou 
le dimanche sans autorisation officielle. 
 
3 – Conclusion  
 
Nous constatons qu’un droit – la stricte application de la LTr pour le personnel engagé par des entre-
prises de location de services – gagné par le SSP au TF est remis en question par une proposition de 
conséquentes nouvelles dérogations par une révision de l’OLT 2.  
 
Nous constatons que la révision proposée réduit considérablement les droits d’un personnel particu-
lièrement vulnérable et souvent isolé chez des particuliers et qu’elle va impacter des travailleuses is-
sues de la migration. L’arrêt du TF de 2021, qui rétablissait des droits niés pendant des années, serait 
rendu caduque au profit d’une déréglementation favorisant les entreprises location de service. Pour 
notre syndicat la promotion de l’égalité entre femmes et hommes, la valorisation des métiers féminins 
et l’égalité des droits des migrant-e-s sont une priorité à laquelle nous ne saurions déroger.  
 
L’argument de la CCT de location de services qui améliore les conditions de travail du personnel con-
cerné n’est pas de nature à modifier notre appréciation. En effet, les partenaires sociaux peuvent ré-
glementer dans leur convention collective de travail toutes les compensations souhaitées plus favo-
rables que la LTr ; il n’y a pas de nécessité d’introduire de nouvelles dérogations par le biais de l’OLT 2. 
 
Les dérogations sont extrêmement larges, en particulier pour la définition du temps de travail pendant 
les gardes à domicile. Dans tous les secteurs de la santé où les horaires de travail sont organisés 7 jours 
sur 7 et 24 heures sur 24, les gardes pourraient subir le même sort que la dérogation proposée par 
cette révision.  
 
Notre syndicat est particulièrement alarmé par l’incitation qui est proposée dans la consultation : 
toutes les entreprises qui emploient du personnel pour des soins à domicile pourraient être tentées 
d’adhérer à la CCT de location de services, au détriment d’autres accords conventionnels plus 
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contraignants qui réglementent les conditions de travail du secteur. Nous avons déjà observé, avec 
préoccupation, ce glissement dans cette branche d’activité en plein essor. Si au surplus, ces mêmes 
employeurs constatent que la Loi sur le travail autorise davantage de dérogations pour la branche de 
location de services, ce mouvement va s’accélérer au détriment de la santé et des conditions de travail 
des travailleuses et travailleurs occupé-e-s dans des ménages privés. 
 
En conclusion, le SSP rejette la révision de l’OLT 2 telle que proposée et demande que les travailleurs 
et travailleuses occupé-e-s dans les ménages privés par des entreprises de locations de services soient 
soumises aux dispositions de la LTr sans les dérogations proposées par cette révision. 
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Dübendorf, den 17. März 2025  

 

Stellungnahme zur Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: Sonderbestimmun-

gen für die Live-in-Betreuung (Art. 17a - 17e ArGV 2)  

Sehr geehrte Damen und Herren 

swissstaffing ist das Kompetenz- und Servicezentrum der Schweizer Personaldienstleister und 

zählt über 500 Mitglieder. Als Arbeitgeberverband vertritt swissstaffing die Anliegen seiner Mit-

glieder gegenüber Politik, Wirtschaft und Gesellschaft. Die Temporärbranche erzielt pro Jahr 

einen Umsatz von 11.3 Milliarden Franken. Seit dem 1. Januar 2012 ist der allgemeinverbind-

lich erklärte Gesamtarbeitsvertrag Personalverleih in Kraft, der mit 400‘000 unterstellten ver-

liehenen Arbeitnehmenden und einem Anteil an der Gesamtbeschäftigung von 2,4 Prozent der 

grösste GAV in der Schweiz ist.  

Mit Schreiben vom 28. November 2024 haben Sie die Dachverbände der Wirtschaft sowie 

weitere Organisationen eingeladen, sich bis am 17. März 2025 zur Änderung der Verordnung 

2 zum Arbeitsgesetz: Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung (Art. 17a - 17e ArGV 2) 

vernehmen zu lassen. 

Von dieser Möglichkeit machen wir mit der vorliegenden Eingabe Gebrauch. 

 

 

 

 

 

 

Per E-Mail an: 
 
ab-geko@seco.admin.ch  

mailto:ab-geko@seco.admin.ch
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I. Ausgangslage und geplante Änderungen 

swissstaffing begrüsst grundsätzlich die vorgeschlagenen Änderungen der Verordnung 2 

zum Arbeitsgesetz (ArGV 2) bezüglich der Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung. 

Diese Änderungen stellen einen wichtigen Schritt zur Flexibilisierung und gleichzeitig Ver-

besserung der Arbeitsbedingungen und des Gesundheitsschutzes für Beschäftigte in der 

Live-in-Betreuung dar. 

swissstaffing setzt sich dafür ein, die Rahmenbedingungen festzulegen, um dem steigenden 

Pflege- und Betreuungsbedarf zuhause gerecht zu werden. Dafür sind klare Strukturen anzu-

streben, damit wegweisende Lösungen möglich werden.  

Vorliegender Entwurf ist das Ergebnis eines sozialpartnerschaftlich ausgehandelten Kompro-

misses zur Regulierung der Arbeitsverhältnisse von Live-In Beschäftigten in Dreiecksanstel-

lungen (Personalverleih). Wir begrüssen die vorliegende Fassung des Art. 17a-e ArGV2 

grundsätzlich und bedanken uns für die Aufnahme der am Runden Tisch vereinbarten Best-

immungen in die Verordnung.  

 

II. Vorbemerkungen 

Die demografische Alterung der Schweizer Wohnbevölkerung und der dadurch steigende 

Bedarf an Alltagsunterstützung und Betreuung führen zu einer Vielzahl von Formen von 

Care-Arbeit. Eine dieser Formen ist die sogenannte Live-In Betreuung, bei welcher vornehm-

lich Pendelmigrantinnen aus Zentral- und Osteuropa in den Haushalten ihrer Klienten leben 

und arbeiten. Weiter konstitutiv für Arbeitsverhältnisse der Live-In Betreuung ist, dass sich 

die Arbeitnehmenden nebst der Arbeitszeit während eines gewissen Zeitraums für Einsätze 

zur Verfügung halten (Bereitschaftsdienst).  

Anbieter, welche Live-In Betreuerinnen anstellen und Privathaushalten überlassen, fallen ge-

mäss Weisung des Seco, bestätigt 2012 durch BGE 2C-356/2012 vom 11. Februar 2013, un-

ter das Arbeitsvermittlungsgesetz AVG und benötigen eine Verleihbewilligung. Dadurch sind 

sie aktuell dem allgemeinverbindlichen GAV-Personalverleih unterstellt, wenn ihre Hauptakti-

vität der Personalverleih ist.   

Mit dem BGE 148 II 2023 stellte das Bundesgericht überdies fest, dass auf jene Arbeitsver-

hältnisse die Bestimmungen des Arbeitsgesetzes (ArG) anzuwenden sind.  

Vor diesem Hintergrund sind Sonderbestimmungen für Live-In Arbeitsverhältnisse in der 

ArGV2 notwendig, damit dieses Geschäftsmodell ArG-konform geführt werden kann. Solche 

Sonderbestimmungen wurden in einem tripartiten Verfahren ausgehandelt. 
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III. Detailbemerkungen zu den einzelnen Artikeln 

Art. 17a Abs. 1 und 2 

Die referenzierten Artikel entsprechen den Vereinbarungen bei der Aushandlung der Bestim-

mungen und berücksichtigen den Bedarf der Verleihbetriebe zum Angebot von Live-In Arbeits-

verhältnissen. 

 

Art. 17a Abs. 3 

swissstaffing ist der Ansicht, dass der Geltungsbereich im aktuellen Gesetzesentwurf zu rest-

riktiv formuliert ist. swissstaffing beantragt deshalb eine Ergänzung des Geltungsbereichs in 

Art. 17a Abs. 3 ArGV 2, in dem die Live-in Betriebe dem ave GAV zum Personalverleih oder 

einem allgemeinverbindlich erklärten GAV zur Live-In Betreuung unterstellt sein müssen (d.h. 

nicht unbedingt dem ave GAV zum Personalverleih wie in der Vorlage vorgesehen), um von 

der Ausnahmeregelung profitieren zu können. 

Begründung: Dadurch wird der Geltungsbereich zeitlos und unabhängig von einem all-

fälligen ave-losen Zustand in Bezug auf den GAV Personalverleih. Mit dieser offenen 

und neutralen Formulierung haben Anbieter in der Live-in Branche gegebenenfalls im-

mer noch die Möglichkeit, einen separaten ave GAV nur für die Live-in Branche zu 

verhandeln bzw. abzuschliessen, sollten die Sozialpartner des GAV Personalverleih 

künftig keinen GAV mehr haben bzw. sollte die Live-in Betreuung künftig nicht mehr 

als Personalverleih gelten. 

Antrag zur Ergänzung von Art. 17a Abs. 3 

Die Betriebe nach Absatz 1 müssen dem allgemeinverbindlich erklärten Gesamtar-

beitsvertrag zum Personalverleih oder einem allgemeinverbindlich erklärten GAV zur 

Live-In Betreuung unterstellt sein. Zudem müssen die Sozialpartner für diese Betriebe 

die Arbeitsbedingungen betreffend die Vergütung des Bereitschaftsdiensts und die 

Sonntags- und Nachtarbeit regeln. 

 

Art. 17a Abs. 4 und Art. 17b Abs. 1 

Diese Definition des Bereitschaftsdienstes entspricht der sozialpartnerschaftlichen Vereinba-

rung. 

 

Art. 17b Abs. 2 

Diese Bestimmung ist eine Abweichung von den regulären Bestimmungen des Arbeitsgeset-

zes, entspricht aber einer Notwendigkeit in der Praxis. Die Beschränkung auf fünf Nächte pro 

Woche dient dem Schutz der Arbeitnehmenden. 
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Art. 17b Abs. 3 

Diese Bestimmung verhindert eine 24-Stunden Betreuung, in welcher die Arbeitnehmenden 

nebst der regulären Arbeitszeit zusätzlich ausgedehnte Bereitschaftsdienste leisten müssen. 

Dies dient nicht nur dem Schutz der Arbeitnehmenden, sondern garantiert durch die Beschrän-

kung auch eine gewisse Betreuungsqualität. 

 

Art. 17c Abs. 1 und 2 

Mit diesen Bestimmungen profitieren die Live-In Arbeitnehmenden vom vollumfänglichen 

Schutz des Arbeitsgesetzes hinsichtlich einer ausreichenden Erholungs- und Ruhezeit. Die 

Regelung des ArG zum Unterbruch der Ruhezeit durch Piketteinsätze kommt aber auch für 

Live-In Arbeitnehmende zum Tragen.  

 

Art. 17d Abs. 1 und 2 

Insbesondere in Live-In Settings sind ungestörte Pausen notwendig. Die Betreuung von be-

dürftigen Menschen ist psychisch und emotional intensiv. Die Bestimmung schützt die Ge-

sundheit der Arbeitnehmenden und trägt der erhöhten Belastung bei Bereitschaftsdienst wäh-

rend der Nacht Rechnung. 

 

Art. 17e 

Eine transparente Arbeitsplanung und damit auch Zeiterfassung dienen dem Schutz der Ar-

beitnehmenden, insbesondere wenn Arbeits- und Wohnort deckungsgleich sind. 

 

IV. Fazit: Die Vorlage wird unterstützt mit einer leichten Ergänzung des Geltungsbe-

reichs 

Trotz der Herausforderungen, die die vorgeschlagenen Änderungen der Verordnung 2 zum 

Arbeitsgesetz bezüglich der Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung für unsere Mit-

glieder mit sich bringen, unterstützen wir diese Revision.  

Sie stellt einen bedeutenden Schritt zur Flexibilisierung des ArG dar, damit Live-in Modelle 

weiterhin praktikabel bleiben, und trägt zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen und des 

Gesundheitsschutzes für Beschäftigte in der Live-in-Betreuung bei.  

Einzel in Bezug auf den Geltungsbereich beantragt swissstaffing eine leichte Ergänzung des 

Art. 17a Abs. 3 ArGV 2, in dem die Live-in Betriebe dem ave GAV zum Personalverleih oder 

einem allgemeinverbindlich erklärten GAV zur Live-In Betreuung unterstellt sein müssen um 

von der Ausnahmeregelung profitieren zu können. Eine solche Umformulierung scheint uns 
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notwendig zu sein, damit der Geltungsbereich neutral formuliert wird und künftige Szenarien 

besser berücksichtigen kann. 

 

 

Wir danken Ihnen nochmals für die Möglichkeit zur Stellungnahme und bitten um Berücksich-

tigung unserer Anliegen. 

Für allfällige Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

Freundliche Grüsse 

 

   
Andreas Eichenberger    Myra Fischer-Rosinger 

 

Präsident      Direktorin 
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Bern, 5. Februar 2025 

 
 

Vernehmlassung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz – Sonderbestimmungen für 

hauswirtschaftliche Leistungen sowie Betreuung und Unterstützung in der Alltagsbewältigung 

(Live-in-Betreuung; Art. 17a-17e) 

 

Sehr geehrter Bundesrat  

 

Travail.Suisse bedankt sich für die Möglichkeit zur Vorlage Stellung nehmen zu können.  

 

Vorbemerkungen 

 

Das Bundesgericht hat per 22. Dezember 2021 entschieden, dass für Arbeitnehmende, welche in 

privaten Haushalten arbeiten und nicht direkt vom Haushalt angestellt wurden, die Bestimmungen des 

Arbeitsgesetzes gelten.  

 

Mit der Revision der Verordnung 2 sollen einerseits die daraus folgenden Herausforderungen für die 

Arbeitgeberseite adressiert werden. Andererseits sollen die Anliegen der Arbeitnehmendenseite 

hinsichtlich des Gesundheitsschutzes dieser häufig vulnerablen Gruppe an Arbeitnehmenden 

festgehalten werden.  

 

Gleichzeitig zu den Diskussionen über eine neue Verordnungsbestimmung im Arbeitsgesetz wurde 

zwischen den Sozialpartnern des Personalverleihs ein Anhang zum Gesamtarbeitsvertrag 

ausgehandelt, welcher dem Gesundheitsschutz Rechnung trägt und Fragen der Entlöhnung etwa für 

den Bereitschaftsdienst klärt. Die Verordnungsbestimmung und dieser Anhang zum 

Gesamtarbeitsvertrag sollen gleichzeitig in Kraft treten. Die Sozialpartner streben eine 

Allgemeinverbindlichkeitserklärung für den Anhang des Gesamtarbeitsvertrages an.   
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Zu den einzelnen Gesetzesartikeln 

 

Art. 17a, Abs.1:   

 

Da Arbeitnehmende bei der Live-In Betreuung teilweise auch ausserhalb des Haushalts im engeren 

Sinne wohnen können (z.B. «Stöckli», Wohnung nebenan) soll der Artikel wie folgt ergänzt werden:   

 

1 Die Artikel 17a - 17e gelten für Betriebe und die von ihnen beschäftigten Arbeitnehmer und 

Arbeitnehmerinnen, die zur Erbringung von hauswirtschaftlichen Leistungen sowie der Betreuung und 

Unterstützung in der Alltagsbewältigung an einen privaten Haushalt verliehen werden und in der Regel 

im Haushalt der betreuten Person wohnen. 

 

Art. 17a, Abs. 3:  

 

Travail.Suisse akzeptiert die aufgeführten Sonderbestimmungen für die Live-In-Betreuung und 

erachtet sie in der Verordnung als zentral. Kompensationen zugunsten der Arbeitnehmenden für diese 

Sonderbestimmungen erfolgen über den sozialpartnerschaftlich ausgehandelten 

Gesamtarbeitsvertrag für den Personalverleih und den dazugehörigen Anhang zu den Live-In-

Betreuungen. Darin sind Fragen der Entschädigung – etwa für Sonntagsarbeit oder den 

Bereitschaftsdienst, sowie Arbeitszeitregelungen festgehalten. Für entsprechende Agenturen, welche 

nicht dem Arbeitsvermittlungsgesetz und somit nicht dem GAV des Personalverleihs unterstehen, 

gelten auch diese Sonderbestimmungen nicht.  

 

Art. 17a, Abs. 4 und Art. 17b, Abs. 1: 

 

Während des Bereitschaftsdienstes halten sich Arbeitnehmende für allfällige Arbeitseinsätze bereit. 

Sie sollen dabei nicht gezwungen sein, sich innerhalb des Haushalts zu bewegen, sondern sollen 

diesen Bereitschaftsdienst auch ausserhalb des Haushalts leisten können. Diese Regelung ist für den 

Gesundheitsschutz der Arbeitnehmenden sehr bedeutend und muss aus Sicht von Travail.Suisse 

zwingend in der Verordnung enthalten sein. Damit verbunden ist die Regelung in Art. 17, Abs. 1, 

welche Arbeitnehmenden im Bereitschaftsdienst eine Reaktionszeit von 30 Minuten zugesteht. Damit 

wird eine Abgrenzung des Bereitschaftsdienstes zur Arbeitszeit erst möglich. Die entsprechende 

Formulierung ist somit aus Sicht von Travail.Suisse unabdingbar.  

 

Art. 17b, Abs. 2 und 3: 

 

Die Beschränkung des Bereitschaftsdienstes wie in Absatz 2 und 3 vorgesehen ist eine wichtige 

Voraussetzung dafür, dass der Schutz der Gesundheit betroffenen Arbeitnehmenden gewährleistet 

werden kann.   

 

Art. 17c, Abs. 1 und 2: 

 

Artikel 17c garantiert den betroffenen Arbeitnehmenden eine minimale zusammenhängende Ruhezeit 

von mindestens 35 Stunden pro Woche ohne Bereitschaftsdienst. Diese Regelung ist für den 

Gesundheitsschutz ebenso unabdingbar wie die tägliche Ruhezeit von 11 Stunden in Absatz 2.  

 

Art. 17d: 
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Eine tägliche Pause von mindestens 60 Minuten, in der die Arbeitnehmenden der betreuten Person 

nicht zur Verfügung steht ist für die Erholung und den Gesundheitsschutz. Gleiches gilt für die 

zusammenhängende Pause von zwei Stunden bei entsprechenden Bereitschaftsdiensten.  

 

Art. 17e: 

 

Für den Gesundheitsschutz und die Vorbeugung von Missbräuchen ist die Erfassung der Arbeitszeit, 

der Bereitschaftsdienste und der Pausen von grosser Bedeutung.  

 

 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme.  

 

Freundliche Grüsse 

 

 

  

  

 

Adrian Wüthrich   Thomas Bauer, Dr.rer.pol.           

Präsident Travail.Suisse    Leiter Wirtschaftspolitik        
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Bern, 14. März 2025 

Für Rückfragen: Samuel Burri, Co-Branchenverantwortlicher Langzeitpflege und Betreuung, 078 892 10 95 

 

 

Vernehmlassungsantwort zur Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz 

Sonderbestimmungen für hauswirtschaftliche Leistungen sowie Betreuung und 

Unterstützung in der Alltagsbewältigung (Live-in-Betreuung; Art. 17a - 17e ArGV 2) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

 

Vorliegender Entwurf ist das Ergebnis eines sozialpartnerschaftlich ausgehandelten Kompromisses zur 

Regulierung der Arbeitsverhältnisse von Live-In Beschäftigten in Dreiecksanstellungen (Personalverleih). Wir 

begrüssen die vorliegende Fassung des Art. 17a-e ArGV2 grundsätzlich und bedanken uns für die 

vollumfängliche Aufnahme der am Runden Tisch vereinbarten Bestimmungen in die Verordnung. 

 

Vorbemerkungen: 

Die demografische Alterung der Schweizer Wohnbevölkerung und der dadurch steigende Bedarf an 

Alltagsunterstützung und Betreuung führen zu einer Vielzahl von Formen von Care-Arbeit. Eine dieser 

Formen ist die sogenannte Live-In Betreuung, bei welcher vornehmlich Pendelmigrant:innen aus Zentral- und 

Osteuropa in den Haushalten ihrer Klient:innen leben und arbeiten. Weiter konstitutiv für Arbeitsverhältnisse 

der Live-In Betreuung ist, dass sich die Arbeitnehmenden nebst der Arbeitszeit während eines gewissen 

Zeitraums für Einsätze zur Verfügung halten (Bereitschaftsdienst). Durch diese konstitutiven Merkmale sind 

als Live-In beschäftigte Arbeitnehmende einer erhöhten Vulnerabilität ausgesetzt, welcher bei der Regulierung 

der Arbeitsbedingungen Rechnung getragen werden muss. 

 

Agenturen und Anbieter, welche Live-In Betreuer:innen anstellen und Privathaushalten überlassen fallen 

gemäss Weisung des Seco, bestätigt 2012 durch BGE 2C-356/2012 vom 11. Februar 2013, unter das 

Arbeitsvermittlungsgesetz AVG und benötigen eine Verleihbewilligung. Dadurch sind sie dem 

allgemeinverbindlichen GAV-Personalverleih unterstellt. Mit dem BGE 148 II 203 stellte das Bundesgericht 

fest, dass auf jene Arbeitsverhältnisse die Bestimmungen des Arbeitsgesetzes (ArG) anzuwenden sind. Die 

Arbeitgeberschaft trat auf das Seco zu, um Sonderbestimmungen für Live-In Arbeitsverhältnisse in der ArGV2 

festzuschreiben. Solche Sonderbestimmungen werden in einem tripartiten Verfahren ausgehandelt. 

 

Da solche Sonderbestimmungen den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmenden abschwächen, müssen diese 

anderweitig kompensiert werden. Daher verhandelten die Sozialpartner des GAV-Personalverleih parallel 

dazu einen Anhang zum GAV-Personalverleih, welcher den Besonderheiten der Live-In Arbeitsverhältnisse 
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durch höhere Entschädigungen und weitergehende Schutzbestimmungen Rechnung trägt und bis anhin 

ungeregelte Bereiche, wie beispielsweise die Entschädigung des Bereitschaftsdienstes verbindlich festlegt. 

Die Sonderbestimmungen und der Anhang zum GAV-Personalverleih ergänzen sich und sollen gleichzeitig in 

Kraft treten. Die Sozialpartner bemühen sich, den Anhang allgemeinverbindlich erklären zu lassen. 

 

Zu den einzelnen Bestimmungen 

 

Art. 17a Zf. 1 Ergänzung: 

«[…] an einen privaten Haushalt verliehen werden und in der Regel im Haushalt 

der betreuten Person wohnen». 

 

Begründung: 

Es gibt einige wenige Live-In Settings, in welchen die Arbeitnehmenden in einer 

anliegenden oder benachbarten Wohnung leben. Die beantragte Ergänzung 

entspricht der Vereinbarung der Sozialpartner bei der Aushandlung der 

Bestimmungen und verhindert Auslegungsfragen zum Geltungsbereich der 

Sonderbestimmungen. Zudem entspricht sie dem Geltungsbereich des Anhangs 

Live-In zum GAV-Personalverleih. 

 

Art. 17a Zf. 2 Die referenzierten Artikel entsprechen den Vereinbarungen bei der Aushandlung der 

Bestimmungen und berücksichtigen den Bedarf der Verleihbetriebe zum Angebot 

von Live-In Arbeitsverhältnissen. 

 

Art. 17a Zf. 3 Diese Bestimmung ist für die beteiligten Sozialpartner unabdingbar. Dies 

aufgrund folgender Erwägungen: 

 

1. Aufgrund der Vulnerabilität der Arbeitnehmer:innen in Live-In Verhältnissen und 

den Erschwernissen der Arbeit brauchen die Arbeitnehmenden einen über das 

gesetzliche Minimum hinausgehenden Schutz sowie eine angemessene 

Entlöhnung und Vergütung. Dieser wird durch den GAV-Personalverleih sowie 

den Anhang zu Live-In Arbeitsverhältnissen gewährleistet. Dies unter anderem, 

indem GAV und Anhang höhere Mindestlöhne als der NAV-Hauswirtschaft und 

weitere Entschädigungen festlegen und zudem weitergehende Arbeitszeitfragen 

regeln. 

 

2. Die Sonderbestimmungen stellen per Definition eine Schwächung des 

Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmenden dar. Diese müssen entsprechend 

kompensiert werden. Dies geschieht über sozialpartnerschaftliche 

Vereinbarungen. 

 

3. Der GAV-Personalverleih als solcher enthält keine Bestimmungen zu der 

Entschädigung des Bereitschaftsdienstes.1 Der Bereitschaftsdienst ist gemäss 

den vorliegenden Sonderbestimmungen nicht Arbeitszeit. Entsprechend muss 

die Entschädigung des Bereitschaftsdienstes dieser Tatsache Rechnung tragen. 

Die Entschädigung muss zwingend mittels sozialpartnerschaftlicher 

 
1 Der GAV-Personalverleih braucht die Entschädigung für Bereitschaftsdienst nicht zu regeln, in „normalen“ 

Arbeitsverhältnissen gilt sogenannter Pikettdienst im Betrieb als Arbeitszeit. 
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Vereinbarungen festgelegt werden. Nur dies garantiert eine angemessene 

Höhe. 

 

4. Dasselbe gilt für die Zulagen für Sonntagsarbeit. Die Sonntage haben speziell in 

der Live-In Betreuung eine zentrale Funktion: sie ermöglichen die Vernetzung 

und soziale Teilhabe der Pendelmigrant:innen über den Haushalt der Klient:in 

hinaus. Entsprechend muss Sonntagsarbeit, so sie denn nötig ist, mit höheren 

Zulagen vergütet werden. 

 

5. Nicht zuletzt schützt vorliegende Bestimmung die Arbeitgeber vor unlauterer 

Konkurrenz. Die Agenturen sind gemäss Bundesgericht dem AVG unterstellt 

und fallen damit in den Geltungsbereich des allgemeinverbindlichen GAV-

Personalverleih. Sie sind damit den höheren materiellen Bestimmungen des 

GAV verpflichtet. Sollten in Zukunft weitere Formen der Live-In Betreuung dem 

ArG, nicht aber dem AVG unterstellt sein, würden die Sonderbestimmungen bei 

einem Fehlen der vorliegenden Bestimmung zu Wettbewerbsnachteilen für die 

Verleiher führen. Entsprechend sollen Betriebe, die sich nicht an die materiellen 

Bestimmungen von GAV und Anhang halten auch nicht von den 

Sonderbestimmungen profitieren können. 

 

Art. 17a Zf. 4 Diese Definition des Bereitschaftsdienstes trägt der sozialpartnerschaftlichen 

Vereinbarung Rechnung, dass Bereitschaftsdienst in Live-In Arbeitsverhältnissen 

nicht bedeutet, dass die Arbeitnehmer:innen das Haus der Klient:in nicht verlassen 

dürfen und ist für die Arbeitnehmendenseite in der Form zwingend. 

 

Art. 17b Zf. 1 Damit nähert sich der Bereitschaftsdienst in Live-In Arbeitsverhältnissen einem 

regulären Pikettdienst an. Erst diese Bestimmung legitimiert, dass der 

Bereitschaftsdienst im Live-In Verhältnis nicht als Arbeitszeit anzurechnen ist. Die 

Bestimmung verhindert zudem, dass schwere Betreuungsfälle, für welche eine Live-

In Betreuung nicht angemessen ist, über solche betreut werden. Für die 

Arbeitnehmendenseite ist diese Formulierung zwingend. 

 

Art. 17b Zf. 2 Diese Bestimmung ist eine massgebliche Abweichung von den regulären 

Bestimmungen des Arbeitsgesetzes und entspricht einer Notwendigkeit. Die 

Beschränkung auf fünf Nächte pro Woche dient dem Schutz der Arbeitnehmenden. 

 

Art. 17b Zf. 3 Diese Bestimmung verhindert eine 24-Stunden Betreuung, in welchen die 

Arbeitnehmenden nebst der regulären Arbeitszeit zusätzlich ausgedehnte 

Bereitschaftsdienste leisten müssen. Dies dient nicht nur dem Schutz der 

Arbeitnehmenden, sondern garantiert durch die Beschränkung auch eine gewisse 

Betreuungsqualität, indem a) die Betreuer:innen genügend ausgeruht sind und b) 

dadurch verhindert wird, dass schwere Fälle, welche eine Rund-um-die-Uhr 

Überwachung benötigen, alleinig durch eine einzelne Arbeitnehmende betreut 

werden. Diese Formulierung ist für uns essenziell. 

 

Art. 17c Zf. 1 

& 2 

Mit diesen Bestimmungen profitieren die Live-In Arbeitnehmenden vom 

vollumfänglichen Schutz des Arbeitsgesetzes hinsichtlich einer ausreichenden 

Erholungs- und Ruhezeit. Die Regelung des ArG zum Unterbruch der Ruhezeit 
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durch Piketteinsätze kommt damit auch für Live-In Arbeitnehmende zum Tragen. 

Diese Formulierung ist für uns essenziell. 

 

Art. 17d Zf. 

1&2 

Insbesondere in Live-In Settings sind ungestörte Pausen notwendig. Die Betreuung 

von bedürftigen Menschen ist psychisch und emotional intensiv. Die Bestimmung 

schützt die Gesundheit der Arbeitnehmenden und trägt der erhöhten Belastung bei 

Bereitschaftsdienst während der Nacht Rechnung. 

 

Art. 17e Eine transparente Arbeitsplanung und damit auch Zeiterfassung dienen dem Schutz 

der Arbeitnehmenden, insbesondere wenn Arbeits- und Wohnort deckungsgleich 

sind. 

 

 

 

        
Véronique Polito      Samuel Burri 

Vize-Präsidentin      Mitglied der Sektorleitung Tertiär 
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Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: 

Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung (Art. 17a – 17e ArGV 2) 

Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Schweizerische Arbeitgeberverband wurde mit E-Mail vom 28. November 2024 des Eidgenössi-

schen Departements für Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF, eingeladen, zu eingangs erwähnter 

Anhörung bis zum 17. März 2025 Stellung zu nehmen. Dafür danken wir Ihnen bestens und unterbrei-

ten Ihnen nachfolgend gerne unsere Positionen. 

Der Schweizerische Arbeitgeberverband (SAV) ist seit 1908 die Stimme der Arbeitgeber in Wirtschaft, 

Politik und Öffentlichkeit. Er vereint als Spitzenverband der Schweizer Wirtschaft rund 90 regionale 

und branchenspezifische Arbeitgeberorganisationen sowie einige Einzelunternehmen. Insgesamt ver-

tritt er über 100’000 Klein-, Mittel- und Grossunternehmen mit rund 2 Millionen Arbeitnehmenden aus 

allen Wirtschaftssektoren. Der SAV setzt sich für eine starke Wirtschaft und den Wohlstand der 

Schweiz ein. Er verfügt dabei über anerkanntes Expertenwissen insbesondere in den Bereichen  

Arbeitsmarkt, Bildung und Sozialpolitik. 

Die Position des Schweizerischen Arbeitgeberverbandes (SAV): 

Der SAV unterstützt die Position von swissstaffing (Eingabe vom 17. März 2025) und begrüsst 

grundsätzlich die Sonderbestimmungen in Art. 17a – 17e in der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz. 

1. Ausgangslage 

Das Bundesgericht entschied im Dezember 2021, dass die Beschäftigung von Personal für häusliche 

Pflege im Dreiecksverhältnis (privater Haushalt – Spitexfirma/Personalverleiher – Arbeitnehmer/in) 

nicht unter die Ausnahme für «private Haushaltungen» im Sinne von Art. 2 Abs. lit. g Arbeitsgesetz 

Eidgenössischen Departement für Wirtschaft,  

Bildung und Forschung WBF 

3003 Bern 
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(ArG) fällt. Das ArG ist somit für diese Konstellation anwendbar. Diese Regelung gilt unabhängig von 

der Art des Vertrags (z. B. Personalverleih oder Auftrag). Die vorliegende Revision der ArGV 2 schafft 

neu spezifische Bestimmungen für die Live-in-Betreuung, die nur beim Personalverleih im Sinne des 

AVG gelten. Andernfalls gelten die allgemeinen Bestimmungen des ArG. 

Der SAV begrüsst grundsätzlich die Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung der Verordnung 2 

zum Arbeitsgesetz (ArGV 2). Bei dieser Vernehmlassung handelt es sich um ein Branchenanlie-

gen, insbesondere für eine spezielle Gruppe von Arbeitnehmenden, die im Haushalt der zu be-

treuenden Personen wohnen. Der SAV unterstützt dabei die Position von swissstaffing und 

verweist auf dessen Eingabe vom 17. März 2025. Gemäss swissstaffing stellen die Änderungen ei-

nen wichtigen Schritt zur Flexibilisierung und gleichzeitig zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen 

und des Gesundheitsschutzes für Beschäftigte in der Live-in-Betreuung dar. 

Wir bitten Sie um Berücksichtigung unserer Eingabe. Die Rechtsunterzeichnende steht Ihnen für allfäl-

lige Rückfragen gerne zur Verfügung. 

SCHWEIZERISCHER ARBEITGEBERVERBAND 

Daniella Lützelschwab Andrea Schwarzenbach 
Ressortleiterin Arbeitsmarkt und Arbeitsrecht Stv. Ressortleiterin Arbeitsmarkt und Arbeitsrecht 
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Vernehmlassungsantwort: Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: Sonderbestimmun-
gen für die Live-in-Betreuung (Art. 17a - 17e ArGV 2) 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Als grösste Dachorganisation der Schweizer Wirtschaft vertritt der Schweizerische Gewerbeverband 
sgv über 230 Verbände und über 600 000 KMU, was einem Anteil von 99.8 Prozent aller Unternehmen 
in unserem Land entspricht. Im Interesse der Schweizer KMU setzt sich der grösste Dachverband der 
Schweizer Wirtschaft für optimale wirtschaftliche und politische Rahmenbedingungen sowie für ein un-
ternehmensfreundliches Umfeld ein.  

Mit Schreiben vom 28. November 2024 lädt das Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung 
und Forschung WBF ein, sich zu den Sonderbestimmungen für die Live-in-Betreuung (Art. 17a - 17e 
ArGV 2) zu äussern. Diese sehen für Arbeitnehmende, die für die Betreuung einer zu betreuenden Per-
son im Rahmen eines Dreiecksverhältnisses (vorliegend privater Haushalt – Personalverleiher – Arbeit-
nehmer bzw. Arbeitnehmerin) zum Einsatz kommen und dazu auch im Haushalt der Klientin oder des 

Klienten wohnen, besondere Bedingungen vor. 

Der Schweizerische Gewerbeverband sgv unterstützt den vorliegenden Entwurf. 

Einerseits gibt ein Urteil des Bundesgerichtes (2C_470/2020), das in den betreffenden Dreiecksverhält-
nissen (Betroffene – Verleihbetrieb – Klient) das Arbeitsgesetz für anwendbar erklärte, den Grund für 
die Revision. Anderseits war der Schweizerische Gewerbeverband sgv Teil des runden Tisches der So-
zialpartner, der diese Lösung aushandelte.  

Freundliche Grüsse 

Schweizerischer Gewerbeverband sgv 
 

 
Urs Furrer Dieter Kläy 
Direktor stv. Direktor, Ressortleiter 

mailto:ab-geko@seco.admin.ch
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Vernehmlassungsantwort zur Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: Sonderbe-
stimmungen für hauswirtschaftliche Leistungen sowie Betreuung und Unterstützung in 
der Alltagsbewältigung (Live-in-Betreuung; Art. 17a – 17e ArGV 2) 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Besten Dank für die Einladung zur oben erwähnten Vernehmlassung. Der Schweizerische Gewerk-

schaftsbund (SGB) begrüsst die vorliegende Fassung des Art. 17a-e ArGV2 grundsätzlich und be-

dankt sich für die vollumfängliche Aufnahme der am Runden Tisch vereinbarten Bestimmungen in 

die Verordnung. 

Vorbemerkungen 

Die demografische Alterung der Schweizer Wohnbevölkerung und der dadurch steigende Bedarf 

an Alltagsunterstützung und Betreuung führen zu einer Vielzahl von Formen von Care-Arbeit. Eine 

dieser Formen ist die sogenannte Live-In Betreuung, bei welcher vornehmlich Pendelmigrant:innen 

aus Zentral- und Osteuropa in den Haushalten ihrer Klient:innen leben und arbeiten. Weiter konsti-

tutiv für Arbeitsverhältnisse der Live-In Betreuung ist, dass sich die Arbeitnehmenden nebst der 

Arbeitszeit während eines gewissen Zeitraums für Einsätze zur Verfügung halten (Bereitschafts-

dienst). Durch diese konstitutiven Merkmale sind als Live-In beschäftigte Arbeitnehmende einer 

erhöhten Vulnerabilität ausgesetzt, welcher bei der Regulierung der Arbeitsbedingungen Rech-

nung getragen werden muss. 

Agenturen und Anbieter, welche Live-In Betreuer:innen anstellen und Privathaushalten überlassen, 

fallen gemäss Weisung des Seco, bestätigt 2012 durch BGE 2C-356/2012 vom 11. Februar 2013, 

unter das Arbeitsvermittlungsgesetz AVG und benötigen eine Verleihbewilligung. Dadurch sind sie 

dem allgemeinverbindlichen GAV-Personalverleih unterstellt. Mit dem BGE 148 II 2023 stellte das 

Bundesgericht fest, dass auf jene Arbeitsverhältnisse die Bestimmungen des Arbeitsgesetzes (ArG) 

anzuwenden sind. Die Arbeitgeberschaft trat auf das Seco zu, um Sonderbestimmungen für Live-

In Arbeitsverhältnisse in der ArGV2 festzuschreiben. Solche Sonderbestimmungen werden in ei-

nem tripartiten Verfahren ausgehandelt. 

Bern, 12. Februar 2025

Eidgenössisches Departement für Wirtschaft,  

Bildung und Forschung WBF  

Herr Bundesrat Guy Parmelin  

3003 Bern 
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Da solche Sonderbestimmungen den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmenden abschwächen, 

müssen diese anderweitig kompensiert werden. Daher verhandelten die Sozialpartner des GAV-

Personalverleih parallel dazu einen Anhang zum GAV-Personalverleih, welcher den Besonderhei-

ten der Live-In Arbeitsverhältnisse durch höhere Entschädigungen und weitergehende Schutzbe-

stimmungen Rechnung trägt und bis anhin ungeregelte Bereiche, wie beispielsweise die Entschä-

digung des Bereitschaftsdienstes verbindlich festlegt. Die Sonderbestimmungen und der Anhang 

zum GAV-Personalverleih ergänzen sich und sollen gleichzeitig in Kraft treten. Die Sozialpartner 

bemühen sich, den Anhang allgemeinverbindlich erklären zu lassen. 

 

Zu den einzelnen Bestimmungen 

Art. 17a Zf. 1 Ergänzung: 

«[…] an einen privaten Haushalt verliehen werden und in der Regel im Haus-

halt der betreuten Person wohnen». 

Begründung: 

Es gibt einige wenige Live-In Settings, in welchen die Arbeitnehmenden in 

einer anliegenden oder benachbarten Wohnung leben. Die beantragte Ergän-

zung entspricht der Vereinbarung der Sozialpartner bei der Aushandlung der 

Bestimmungen und verhindert Auslegungsfragen zum Geltungsbereich der 

Sonderbestimmungen. Zudem entspricht sie dem Geltungsbereich des An-

hangs Live-In zum GAV-Personalverleih. 

 

Art. 17a Zf. 2 Die referenzierten Artikel entsprechen den Vereinbarungen bei der Aushand-

lung der Bestimmungen und berücksichtigen den Bedarf der Verleihbetriebe 

zum Angebot von Live-In Arbeitsverhältnissen. 

 

Art. 17a Zf. 3 Diese Bestimmung ist für die beteiligten Sozialpartner unabdingbar. 

Dies aufgrund folgender Erwägungen: 

1. Aufgrund der Vulnerabilität der Arbeitnehmer:innen in Live-In Verhältnis-
sen und den Erschwernissen der Arbeit brauchen die Arbeitnehmenden 
einen über das gesetzliche Minimum hinausgehenden Schutz sowie eine 
angemessene Entlöhnung und Vergütung. Dieser wird durch den GAV-
Personalverleih sowie den Anhang zu Live-In Arbeitsverhältnissen ge-
währleistet. Dies unter anderem, indem GAV und Anhang höhere Min-
destlöhne als der NAV-Hauswirtschaft und weitere Entschädigungen fest-
legen und zudem weitergehende Arbeitszeitfragen regeln. 
 

2. Die Sonderbestimmungen stellen per Definition eine Schwächung des 
Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmenden dar. Diese müssen entspre-
chend kompensiert werden. Dies geschieht über sozialpartnerschaftliche 
Vereinbarungen. 



3. Der GAV-Personalverleih als solcher enthält keine Bestimmungen zu der 
Entschädigung des Bereitschaftsdienstes.1Der Bereitschaftsdienst ist ge-
mäss den vorliegenden Sonderbestimmungen nicht Arbeitszeit. Entspre-
chend muss die Entschädigung des Bereitschaftsdienstes dieser Tatsa-
che Rechnung tragen. Die Entschädigung muss zwingend mittels sozial-
partnerschaftlicher Vereinbarungen festgelegt werden. Nur dies garan-
tiert eine angemessene Höhe. 
 

4. Dasselbe gilt für die Zulagen für Sonntagsarbeit. Die Sonntage haben 
speziell in der Live-In Betreuung eine zentrale Funktion: sie ermöglichen 
die Vernetzung und soziale Teilhabe der Pendelmigrant:innen über den 
Haushalt der Klient:in hinaus. Entsprechend muss Sonntagsarbeit, so sie 
denn nötig ist, mit höheren Zulagen vergütet werden. 
 

5. Nicht zuletzt schützt vorliegende Bestimmung die Arbeitgeber vor unlau-
terer Konkurrenz. Die Agenturen sind gemäss Bundesgericht dem AVG 
unterstellt und fallen damit in den Geltungsbereich des allgemeinverbind-
lichen GAV-Personalverleih. Sie sind damit den höheren materiellen Best-
immungen des GAV verpflichtet. Sollten in Zukunft weitere Formen der 
Live-In Betreuung dem ArG, nicht aber dem AVG unterstellt sein, würden 
die Sonderbestimmungen bei einem Fehlen der vorliegenden Bestim-
mung zu Wettbewerbsnachteilen für die Verleiher führen. Entsprechend 
sollen Betriebe, die sich nicht an die materiellen Bestimmungen von GAV 
und Anhang halten auch nicht von den Sonderbestimmungen profitieren 
können. 

 

Art. 17a Zf. 4 Diese Definition des Bereitschaftsdienstes trägt der sozialpartnerschaftlichen 

Vereinbarung Rechnung, dass Bereitschaftsdienst in Live-In Arbeitsverhält-

nissen nicht bedeutet, dass die Arbeitnehmer:innen das Haus der Klient:in 

nicht verlassen dürfen und ist für die Arbeitnehmendenseite in der Form 

zwingend. 

 

Art. 17b Zf. 1 Damit nähert sich der Bereitschaftsdienst in Live-In Arbeitsverhältnissen ei-

nem regulären Pikettdienst an. Erst diese Bestimmung legitimiert, dass der 

Bereitschaftsdienst im Live-In Verhältnis nicht als Arbeitszeit anzurechnen ist. 

Die Bestimmung verhindert zudem, dass schwere Betreuungsfälle, für welche 

eine Live-In Betreuung nicht angemessen ist, über solche betreut werden. 

Für die Arbeitnehmendenseite ist diese Formulierung zwingend. 

 

Art. 17b Zf. 2 Diese Bestimmung ist eine massgebliche Abweichung von den regulären 

Bestimmungen des Arbeitsgesetzes und entspricht einer Notwendigkeit. Die 

 

1 Der GAV-Personalverleih braucht die Entschädigung für Bereitschaftsdienst nicht zu regeln, in „norma-

len“ Arbeitsverhältnissen gilt sogenannter Pikettdienst im Betrieb als Arbeitszeit. 



Beschränkung auf fünf Nächte pro Woche dient dem Schutz der Arbeitneh-

menden. 

 

Art. 17b Zf. 3 Diese Bestimmung verhindert eine 24-Stunden Betreuung, in welchen die Ar-

beitnehmenden nebst der regulären Arbeitszeit zusätzlich ausgedehnte Be-

reitschaftsdienste leisten müssen. Dies dient nicht nur dem Schutz der Arbeit-

nehmenden, sondern garantiert durch die Beschränkung auch eine gewisse 

Betreuungsqualität, indem a) die Betreuer:innen genügend ausgeruht sind 

und b) dadurch verhindert wird, dass schwere Fälle, welche eine Rund-um-

die-Uhr Überwachung benötigen, alleinig durch eine einzelne Arbeitneh-

mende betreut werden. Diese Formulierung ist für uns essenziell. 

 

Art. 17c Zf. 1 & 2 Mit diesen Bestimmungen profitieren die Live-In Arbeitnehmenden vom voll-

umfänglichen Schutz des Arbeitsgesetzes hinsichtlich einer ausreichenden 

Erholungs- und Ruhezeit. Die Regelung des ArG zum Unterbruch der Ruhe-

zeit durch Piketteinsätze kommt damit auch für Live-In Arbeitnehmende zum 

Tragen. Diese Formulierung ist für uns essenziell. 

 

Art. 17d Zf. 1 & 2 Insbesondere in Live-In Settings sind ungestörte Pausen notwendig. Die Be-

treuung von bedürftigen Menschen ist psychisch und emotional intensiv. Die 

Bestimmung schützt die Gesundheit der Arbeitnehmenden und trägt der er-

höhten Belastung bei Bereitschaftsdienst während der Nacht Rechnung. 

 

Art. 17e Eine transparente Arbeitsplanung und damit auch Zeiterfassung dienen dem 

Schutz der Arbeitnehmenden, insbesondere wenn Arbeits- und Wohnort de-

ckungsgleich sind. 

 

Wir danken Ihnen herzlich für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 

Freundliche Grüsse 

 

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

 

Pierre-Yves Maillard  Luca Cirigliano 

Präsident  Zentralsekretär 
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